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Liebe Leserin, lieber Leser, 
die Welt ist komplex. Und die Zukunft exakt vorhersagen – Gesellschaft zukünftig entwickelt. Das gilt speziell auch für 
das kann niemand. Selbst wissenschaftlich-seriöse Progno- die Stadt- und Raumplanung. 
sen stimmen mit der Realität nur selten überein, vor allem, 
wenn sie weit in die Zukunft blicken. Dabei arbeiten Wissen- Und natürlich zeigen viele Prognosen unabhängig von den 
schaftler mit exakten Daten, komplexen Modellen und mo- genauen Zahlen auch richtige und wichtige Tendenzen an. 
dernen Werkzeugen. Warum prognostizieren sie trotzdem Trifft eine Prognose nicht zu, ist das – so komisch es sich zu-
häufig Entwicklungen, die so nicht eintreten? nächst liest – häufig sogar ein großer Erfolg. Vielleicht hat 

die Politik dann, gewarnt von der Prognose, genau rechtzei-
Wenn Prognosen nicht eintreffen, liegt das oft an Ereignis- tig an den richtigen Stellschrauben gedreht.
sen, die sich nicht einfach linear vorhersehen lassen. Ein Bei-
spiel sind die hohen Flüchtlingszahlen zwischen 2014 und Auch deshalb lassen sich Forscher von der Komplexität der 
2016, die zuvor kaum jemand auf dem Schirm haben konnte Welt nicht abschrecken. Sie versuchen weiterhin, in der Ge-
– die sich aber deutlich auf Bevölkerungszahlen, Wohnungs- schichte zu lesen, die Zeichen der Zeit zu deuten und vor-
oder Arbeitsmarkt auswirken. Auch andere überregionale herzusagen, wie wir zukünftig leben. Wie viele Einwohner 
Entwicklungen wie zum Beispiel die Wiedervereinigung, Fi- wird Deutschland im Jahr 2050 haben? Welche Rolle spielt 
nanzkrisen oder Naturkatastrophen können im Voraus nicht die Zuwanderung? Und wie sieht der Verkehr auf unseren 
in Prognosen einfließen. Straßen in 30 Jahren aus?

Warum Vorhersagen trotzdem stark nachgefragt sind, ist of-
fensichtlich: Politisches und wirtschaftliches Handeln ist zu-
kunftsbezogen. Staatliche Einrichtungen, öffentliche Haus- Daniel Regnery 
halte und private Unternehmen wollen wissen, wie sich die für das Redaktionsteam IzR
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 Bevölkerungsvorausberechnungen Vor dem Hintergrund des demografischen 

Prognosen sind für Städte und Gemeinden Wandels verweisen zahlreiche Akteure häufig 
sehr bedeutend. Aufgrund ihrer großen auf die steigende Bedeutung von 
inhaltlichen Komplexität und ihrer räumlichen Zuwanderungen. Wir müssen die Diskussion über 
Differenziertheit stehen die Prognostiker vor  „Replacement Migration“ aber deutlich  
besonderen Herausforderungen. differenzierter führen. 
Attina Mäding, Ansgar Schmitz-Veltin Mathias Siedhoff
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angelegte Prognose soll helfen, den Neu- und   
Ausbaubedarf für die Bundesverkehrswege zu   
emitteln. Prognosen machen keine Zukunft, sind  
aber Basis für zukunftsweisende Entscheidungen. 
Bernd Buthe, Peter Jakubowski

Neue Heimat in Europa
Wie wirkt sich die Ankunft von Geflüchteten  
auf die Bevölkerungsentwicklung aus? Der 
Beitrag beschäftigt sich mit der räumlichen 
Verteilung und Integration von Geflüchteten in  
Deutschland und Österreich. 
Bernhard Köppen, Judith Kohlenberger, 
Michael Horn

76 „Unverzichtbares Instrument der
Politikberatung“
Langfristige Bevölkerungsprognosen   
zeigen, dass die aus dem demografischen Wandel  
resultierenden Herausforderungen größer  
werden. Die Bundesregierung hat daher eine   
Demografiestrategie ins Leben gerufen. 
Steffen Maretzke im Gespräch mit Bernd Rittmeier



Zahlreiche Institutionen geben Prognosen he-
raus. Einfach nur richtig oder falsch ist davon 
keine – es hängt immer davon ab, welchen 
Zweck eine Prognose erfüllt.

DEMOGRAFISCHE PROGNOSEN
Per Annahme in die Zukunft

Dr. Claus Schlömer 
ist Dipl.-Geograph und seit 1998 im BBSR tätig. Er ist Projektleiter im Referat 
„Raumentwicklung“. Dort beschäftigt er sich vor allem mit der Raumord-
nungsprognose. Die Raumordnungsprognose besteht aus den Komponen-
ten Bevölkerung, private Haushalte und Erwerbpersonen. 
claus.schloemer@bbr.bund.de 
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 „Prognosen sind immer auf ein bestimmtes Ziel ausgerich-
tet. Nutzer, die nicht die ursprünglichen Adressaten bzw. 
Auftraggeber der Prognose sind, sollten deshalb vorsichtig 
mit den Ergebnissen umgehen und sich fragen, ob diese 
für ihre eigenen Fragestellungen überhaupt taugen. Da 
Prognosen immer verwendungsbezogen sind, kann man 
sie auch niemals allgemeingültig interpretieren. Im Fall der 
Raumordnungsprognose ist der Prognosezweck die Politik-
beratung der Bundesregierung. Da Politik auch und insbe-
sondere die Gestaltung der Zukunft umfasst, ist unmittelbar 
einsichtig, dass eine solche Prognose nicht eine „fertige“ 
Zukunft zum Untersuchungsgegenstand haben kann. Viel-
mehr wird immer eine Zukunft entworfen, die lediglich 
unter der Annahme einer bestimmten Politikausgestaltung 
eintreten würde. In der Regel ist dies die Status-quo-An-
nahme einer ‚weiter wie bisher‘-Politik. Deshalb liefert die 
Prognose Trends, die nur dann eintreten, wenn die Rah-
menbedingungen (außerhalb des formalen Prognosemo-
dells) wie bisher oder so ähnlich gestaltet würden. Gelten 
die unter diesen Prämissen eintretenden Entwicklungen 
politisch als unerwünscht, dann wird – hoffentlich – einiges 
unternommen werden, damit eine solche Zukunft erst gar 
nicht eintreten wird. Prognosen enthalten allerdings immer 
auch Informationen über Trends, die weitgehend autonom 
und/oder politikresistent sind. Diese Elemente haben eine 
höhere Eintreffwahrscheinlichkeit. Es obliegt der Fertigkeit 
des Prognosenutzers, genau jene Teile der entworfenen Zu-

Kleinräumige demografische Prognosen

kunft mit hoher Eintrittswahrscheinlichkeit zu identifizieren 
und für sich nutzbar zu machen“ (Hansjörg Bucher in BBR 
2006: VI).

Dennoch gilt: Prognosen haben nie den Anspruch, dass ihre 
Ergebnisse so in der Zukunft auf Punkt und Komma eintre-
ten werden. Dies gilt insbesondere für die Langfristprogno-
se. Denn je länger der Blick in Zukunft schweift, desto grö-
ßer ist die Wahrscheinlichkeit von neuen Verhaltensweisen 
der Menschen oder geänderten nationalen oder internati-
onalen politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen. Schließlich könnte auch ein Sprung im medizinischen 
Fortschritt Überlebenswahrscheinlichkeiten deutlich anstei-
gen lassen. Allein die Dimension von Verhaltensänderungen 
ist für regionale Bevölkerungsprognosen von starker Bedeu-
tung. Wird zum Beispiel an die derzeitige neue Attraktivität 
der Städte gedacht, die mit erheblichen Wanderungsgewin-
nen im Saldo einhergeht, ist derzeit nicht abzusehen, ob 
und wann diese Zuzugsbewegungen enden oder sich gar 
wieder ins Gegenteil verkehren. Diese Entwicklungen gilt 
es einem ständigen Monitoring zu unterziehen, wie es mit 
dem System der Laufenden Raumbeobachtung des BBSR 
erfolgt. Mit diesem Monitoring ist gleichzeitig der Mut oder 
die Entscheidungskraft verbunden, zum Beispiel abschwä-
chende Entwicklungen als Beginn einer Trendwende oder 
einer zeitweisen Abflachung zu interpretieren und prognos-
tisch umzusetzen.

Die Abbildungen auf den Seiten 8 und 9 geben einen Über-
blick über alle amtlichen und die meisten außeramtlichen 
Prognosen für das Bundesgebiet. Dort finden sich Progno-
sen, oder besser Vorausberechnungen, für das Bundesge-
biet und für die Länder. Es gibt nur einen begrenzten Markt 
für die Bundesebene und zugleich für kleine Bausteine, also 
zum Beispiel Kreise oder noch kleinere Einheiten.

Eine Prognose der Haushalte und Erwerbspersonen ist noch-
mals deutlich weniger verbreitet. Geht man auf die Länder- 
ebene zurück, gibt es immerhin für praktisch jedes Land zu-
mindest auf der Kreisebene regional differenzierte Bevölke-
rungsergebnisse. Dazu existieren neben den amtlichen teil-
weise auch noch die von privaten Instituten durchgeführten 
Prognosen. 

In den letzten Jahren ist die Zahl der auf dem Markt vorhan-
denen demografischen Prognosen allerdings gewachsen. 
Außerdem werden schon länger bestehende Prognose- 
tätigkeiten verstärkt wahrgenommen.

Als Folge gibt es im Bereich der demografischen Prognosen 
mittlerweile eine erhebliche Vielfalt. Dies betrifft nicht nur 
die Terminologie: Neben dem Begriff Prognose sind auch 
die Bezeichnungen Vorausberechnung, Vorausschätzung 
oder Projektion verbreitet, wobei hinsichtlich der genauen 
Definitionen in der Praxis keine einheitliche Linie besteht. 
Den Begriff der Vorausberechnung verwenden vor allem 
die meisten Länder und das Statistische Bundesamt. Für 
die BBSR-Prognose gilt, dass sie einem „allgemeinen“ Zweck 
dient und dass sie zeigt „was passiert, wenn sich nichts ver-
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ändert“. Die Prognosen der Länder sind ähnlich konzipiert, 
sie haben in der Regel einen kürzeren Stützzeitraum. An-
dere Prognosen zielen zum Beispiel speziell auf den Woh-
nungsmarkt ab. Die Prognosen, oder besser die koordinier-
ten Vorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes 
mit den Statistischen Landesämtern, fließen auf Länder- 
ebene unterschiedlich ein. Manche Länder übernehmen die 
Landesprognose aus der koordinierten Vorausberechnung 
unverändert, andere rechnen aber auch neu.

Die Zusammenstellung auf der folgenden Doppelseite 8/9 
beschränkt sich bei den Prognosen auf solche, die das Bun-
desgebiet oder ein Landesgebiet abdecken. Unterhalb der 
Landesebene gibt es mittlerweile eine Vielzahl von Prog-
nosen. Vor allem die Städte machen seit Jahren Prognosen 
für ihr Gebiet, und meistens für den Wohnungsmarkt. Bei 
den Stadtstaaten verwischen zudem die Grenzen zwischen 
Stadtteilen und Land. Auch die Landkreise oder andere Ge-
bietseinheiten geben die Vorausberechnungen manchmal 
in Auftrag oder erstellen sie selbst.

Unter den Bevölkerungsprognosen dominiert – quasi als 
De-facto-Standard – die Kohorten-Komponenten-Methode. 
Alle Prognosen der amtlichen Statistik bedienen sich dort. 
Wenn das Bundes- oder Landesergebnis feststeht und die 
Regionaldaten „nur“ verteilt werden sollen, übernehmen 
auch Bevölkerungsanteile die Verteilung. Auch die Haus-
halte werden über Anteile an der Bevölkerung, also des 
Haushaltsbildungsverhaltens, prognostiziert. Ähnliches gilt 
für die Erwerbspersonen und andere Teilgebiete der Bevöl-
kerung.

Prognosen sollen auf Basis des bestens Wissens und der 
besten statistischen Verfahren den Blick in die Zukunft wer-
fen. Es liegt auf der Hand, dass die Diskussion um die An-
nahmesetzungen gepaart mit den angewandten Methoden 
transparent geführt werden muss, damit die Nutzer und 
Adressaten diese Prognoseergebnisse für sich bewerten 
können. Dieses IzR-Heft will hierzu seinen Beitrag leisten.
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BEVÖLKERUNGS-
PROGNOSEN

ca. alle 5 Jahre
bis auf Bundesebene
ca. 50 Jahre in die Zukunft

ca. alle 2–3 Jahre
bis auf Bundesebene
ca. 65 Jahre in die Zukunft

Ämter und Ministerien**

ca. alle 2–3 Jahre
bis auf NUTS-2- und NUTS-3-Ebene*
ca. 35 Jahre in die Zukunft

ca. alle 3–5 Jahre
Ebenen: Prognoseräume oder Kreise,
Verbandsgemeinden nur als Karte
ca. 20 Jahre in die Zukunft

ca. alle 3 Jahre
bis auf Bundesebene
ca. 50 Jahre in die Zukunft

ca. alle 3–5 Jahre
bis auf Bundesebene
ca. 50 Jahre in die Zukunft

unregelmäßig
auf Bundes- und Länderebene
ca. 20 Jahre in die Zukunft

unregelmäßig
bis auf Gemeindeebene
ca. 20 Jahre in die Zukunft

unregelmäßig
Ebenen: Bundesweit vom Statistischen
Bundesamt, Kreise selbst erstellt
ca. 20 Jahre in die Zukunft

Statistisches Amt der EU
(Eurostat)

Statistisches Amt der EU
(Eurostat)

United Nations Department of
Economic and Social A�airs

ca. alle 1–5 Jahre
von Landes- bis Kreis- und
Gemeindeebene
ca. 15 bis 50 Jahre in die Zukunft

BBSR

Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung

Statistisches Bundesamt

IW Köln

Bertelsmann Stiftung

Empirica


































** Eine genaue Übersicht �nden Sie
     in der Tabelle auf der nächsten Seite

weltweit

Europa Länder

staatlich privat (Auswahl)









ca. alle 3–5 Jahre
bis auf Länderebene
ca. 50 Jahre in die Zukunft

Statistisches Bundesamt
mit den Landesämtern




Bund





















* NUTS: Systematik zur eindeutigen Identi�zierung der räumlichen
   Bezugseinheiten der amtlichen Statistik in den EU-Mitgliedstaaten



Wie oft? Wer macht es?
Wie kleinteilig wird 
(in Deutschland) prognostiziert?

Wie weit in die Zukunft 
wird prognostiziert?

ca. alle 3 Jahre; letzter Abstand 
wegen des Zensus 5 Jahre

Statistisches Amt für Hamburg und 
Schleswig-Holstein Kreise ca. 15–20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Landesamt für Statistik Niedersachsen Große Städte, Kreise ca. 20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Information und Technik Nordrhein-Westfalen Gemeinden ca. 25 Jahre

ca. alle 3 Jahre Information und Technik Nordrhein-Westfalen Kreise ca. 50 Jahre

ca. alle 3 Jahre Hessisches Statistisches Landesamt Kreise ca. 20 Jahre

unregelmäßig Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz Verbandsgemeinden ca. 20 Jahre

unregelmäßig Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz Kreise ca. 50 Jahre

ca. alle 3 Jahre Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Gemeinden ca. 20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Kreise ca. 20 Jahre

jährlich Bayerisches Landesamt für Statistik Kreise und kreisfreie Städte ca. 20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Bayerisches Landesamt für Statistik Gemeinden ca. 15–20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Bayerisches Landesamt für Statistik Regierungsbezirke, teilweise auch 
Kreise und kreisfreie Städte ca. 20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Statistisches Amt Saarland bisher Kreise, jetzt nur noch Land ca. 20 Jahre

ca. alle 2–3 Jahre Amt für Statistik Berlin-Brandenburg/ 
Landesamt für Bauen und Verkehr

Kreise, Berliner Umland, Weiterer 
Metropolenraum ca. 20–25 Jahre

ca. alle 3 Jahre Ministerium für Energie, Infrastruktur 
und Digitalisierung M-V

Kreise, je nach Beschlusslage auch 
Mittelbereiche und Nahbereiche ca. 20 Jahre

ca. alle 3 Jahre (gekoppelt an 
Vorausberechnungen bei Destatis) Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen Gemeinden (Mindestgröße 5.000 EW) ca. 15–20 Jahre

ca. alle 3 Jahre Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt 
im Auftrag des MLV Land/Kreise ca. 15 Jahre

ca. alle 3 Jahre Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt Gemeinden ca. 15 Jahre

ca. alle 3–5 Jahre Thüringer Landesamt für Statistik
Kreise, Gemeinden 
(Mind. 5.000 EW) – Bevölkerung; 
alle Anschlussrechnungen: Land

ca. 20 Jahre

Bund
staatlich
n	BBSR: Haushalte (Mikrozensus); Erwerbspersonen (Mikrozensus); Wohnungsmarkt; teilweise Schüler
n	IAB: Erwerbspersonen (Mikrozensus), verändert
n	Statistisches Bundesamt: Haushalte (Mikrozensus) (zum Teil)
privat
n	Empirica: Haushalte (Mikrozensus); Wohnungsmarkt 

Länder
n	Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein: Haushalte (Mikrozensus); Erwerbspersonen (Mikrozensus)
n	Information und Technik Nordrhein-Westfalen: Haushalte (Mikrozensus); Erwerbspersonen (Mikrozensus); 

Entwicklung der Pflegebedürftigkeit
n	Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: Erwerbspersonen (Mikrozensus); Entwicklung der Pflegebedürftigkeit
n	Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Haushalte (Zensus), Schüler
n	Thüringer Landesamt für Statistik: Haushalte (Mikrozensus); Erwerbspersonen (Mikrozensus); 

Krankenhausfälle Kinder in Kindertagesbetreuung Pflegebedürftige

Was prognostizieren Institutionen aus Bund und Ländern noch?

Bevölkerungsprognosen in den Bundesländern

Quelle Doppelseite: C. Schlömer, eigene Zusammenstellung auf 
Basis der von den genannten Institutionen angegebenen Daten



DIE BEVÖLKERUNGSPROGNOSE 
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Akteure aus ganz unterschiedlichen gesellschaftlichen Be-
reichen interessieren sich für Bevölkerungsprognosen oder 
-vorhersagen (zur Begriffsvielfalt Friedrich/Knabe in diesem 
Heft). Diese demografische Methode lässt sich vielfältig nut-
zen: Sie gibt Hinweise auf die zukünftige Zahl und Struktur 
der Bevölkerung in Raumeinheiten unterschiedlicher Größe, 
und ihre räumliche Orientierung reicht von lokalen bis welt-
weiten Fragen. 

Staatliche Institutionen benötigen auf nationaler Ebene 
Informationen zur zukünftigen Altersstruktur der Einwoh-
ner, um zum Beispiel möglichen Herausforderungen bei 
der Finanzierung der Sozialsysteme frühzeitig entgegen-
zuwirken. Akteure aus der Regionalentwicklung nutzen 
die Bevölkerungsprognose, um bestehenden oder sich in 

absehbarer Zeit eventuell noch verstärkenden räumlichen 
Ungleichgewichten in der Daseinsvorsorge zu begegnen. 
Für Städte und Gemeinden sind sie auf lokaler Ebene eine 
wichtige Grundlage, um den Bedarf an Infrastruktur wie 
Schulen, Kindergärten, Alten- und Pflegeheimen zu sichern. 
Dabei spielt nicht nur der Umfang der Angebote eine Rolle. 
Es braucht auch Entscheidungen darüber, wo in der Kom-
mune Einrichtungen erweitert oder verkleinert werden und 
wo neue entstehen sollen. Bevölkerungsprognosen dienen 
Unternehmen beispielsweise zur Beurteilung der künftigen 
Nachfrage nach unterschiedlichen Gütern. Ein aktuelles Bei-
spiel aus der Wohnungswirtschaft ist der Wohnungsbedarf 
in den kommenden Jahren: Wo ist dieser besonders ausge-
prägt? Und wo sind hohe Leerstände wahrscheinlich?

Begriffserklärung: Was genau sind eigentlich Prognosen?

Prognosen treffen Aussagen, wie sich die Ökonomie oder 
Bevölkerung eines Landes, das Wetter oder das Klima zu-
künftig entwickeln. Prognosen sind nichts Neues. Man den-
ke nur an die Bauernregeln, die auf Wetterbeobachtungen 
über einen langen Zeitraum zurückgehen. 

Statistische Prognosen generieren Grundlagendaten, um 
eine zukünftige Entwicklung abzuschätzen. Sie zeichnen 
sich durch drei Eigenschaften aus:

n	Sie schreiben unter Verwendung verschiedener Annah-
men eine beobachtete Entwicklung aus der Vergangen-
heit in die Zukunft fort.

n	Die Ergebnisse sind stets mit Unsicherheiten behaftet. Es 
ist daher sinnvoll, nicht nur einen prognostizierten Wert 
– wie bei einer regionalen Bevölkerungsprognose die 
Einwohnerzahl einer Stadt – anzugeben, sondern auch 
den Wertebereich, in dem das vorhergesagte Ergebnis 
zum Beispiel mit einer bestimmten Sicherheit oder Wahr-
scheinlichkeit mit 90 oder 95 Prozent zu erwarten ist. 
Allerdings stoßen die Berechnungen bei regionalisierten 
Prognosen an ihre Grenzen (s. Absatz „Verfahren zu Be-
völkerungsprognosen“).

n	Mit zunehmendem Prognosezeitraum steigt die Unsi-
cherheit, da die reale Entwicklung naturgemäß von dem 
auf Basis der Beobachtungen in der Vergangenheit fort-

geschriebenen Trend abweicht. Daraus ergibt sich, dass 
der Wertebereich mit dem Prognoseresultat für spätere 
Zeitpunkte in der Zukunft bei konstanter Wahrscheinlich-
keit breiter wird oder umgekehrt, gleich bleibt bei kleiner 
werdender Sicherheit. Zudem erhöht sich die Unsicher-
heit der Annahmen zu Geburtenhäufigkeit, Sterblichkeit 
und Migration mit jeweils unterschiedlicher Intensität 
(siehe Titelbild). 

Eine Bevölkerungsprognose oder -vorhersage zielt auf eine 
möglichst wirklichkeitsnahe Schätzung der Bevölkerung 
nach ihrer Größe und Zusammensetzung (Preston/Heuve-
line/Guillot 2002: 117 f.). Das setzt voraus, dass die Annah-
men zur zukünftigen Entwicklung der natürlichen Kompo-
nente (der Geburtenhäufigkeit und der Sterblichkeit) und 
der räumlichen Komponente (der Wanderungen) intern vali-
de sind und damit die Beziehungen zwischen diesen demo-
grafischen Variablen fehler- und widerspruchsfrei abbilden.

Die externe Validität der Bevölkerungsprognose hängt da-
von ab, wie nahe der Schätzwert am realen Wert der zukünf-
tigen Bevölkerungsdynamik liegt.

Bevölkerungsprojektionen unterscheiden sich von Progno-
sen dadurch, dass die Annahmen zur zukünftigen Entwick-
lung hypothetischer Art sind (Preston/Heuveline/Guillot 
2002: 118). Projektionen sind vielmehr als Denkmodelle 
aufzufassen, die beispielsweise der Politik vermitteln kön-
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nen, „welche Auswirkungen bestimmte, in der Gegenwart 
beobachtete oder für die Zukunft als wünschenswert bzw. 
weniger wünschenswert erachtete Entwicklungen langfris-
tig haben würden“ (Bähr 2010: 222). 

Um die Herausforderungen des demografischen Wandels 
zu bewältigen, werden in Deutschland insbesondere die 
Steigerung von Geburtenhäufigkeit und Zuwanderungen 
diskutiert. In diesem Sinne setzt das Statistische Bundesamt 
in seiner 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
für den Zeitraum von Anfang 2014 bis Ende 2060 drei Be-
völkerungsprojektionen oder Modellrechnungen um (Statis-
tisches Bundesamt 2015; Abb. 1): 

n	Ein jährlich ausgeglichener Saldo der Außenwanderun-
gen führt zu einem Bevölkerungsrückgang auf 60,2 Mio. 
oder von 25 Prozent. Der Jugendquotient ändert sich nur 
wenig, der Altenquotient nimmt deutlich zu. Ihre Sum-
me würde damit als Ausdruck der Aufwendungen von 
Personen im erwerbsfähigen Alter zum Beispiel für die 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme und von 
Bildungsausgaben um etwa 45 Punkte auf 128,7 oder um 
55 Prozent im Vergleich zu Ende 2013 ansteigen. 

n	Ein jährlicher Wanderungsgewinn von 300.000 Personen 
führt zu einem vernachlässigbaren Verlust der Einwoh-
nerzahl auf 77,8 Mio. oder von 3,7 Prozent bis 2060. Der 
Jugendquotient bleibt konstant, und die Zunahme des 
Altenquotienten fällt vergleichsweise gering aus, sodass 
die Gesamtbelastung um 14 Punkte niedriger ist als bei 
einem ausgeglichenen Wanderungssaldo.

n	Der Anstieg der Geburtenhäufigkeit auf das Bestands- 
erhaltungsniveau von 2,1 Kindern je Frau bei einem 
Wanderungssaldo von jährlich 100.000 Personen bewirkt 
einen Zuwachs der Einwohnerzahl auf 85,9 Mio. oder 
von 6,2 Prozent bis 2060. Die deutliche Zunahme des 
Jugendquotienten bei gleichzeitig unterdurchschnittlich 
steigendem Altenquotient charakterisiert eine junge Be-
völkerungsstruktur. Trotzdem ist die Gesamtbelastung 
mit 125 Punkten fast so hoch wie im Falle der Modell-
rechnung Wanderungssaldo „Null“. 

Die Ergebnisse der drei Modellrechnungen offerieren kei-
ne „optimale Lösung“, mit der sich die Herausforderungen 
des demografischen Wandels bewältigen lassen. Ausgegli-
chene Wanderungsbilanzen wie eine deutlich zunehmende 
Geburtenhäufigkeit steigern die finanzielle Belastung der 
Erwerbstätigen überdurchschnittlich. Diese fallen zwar bei 
einem hohen Wanderungsgewinn geringer aus, doch sind 

in diesem Falle zusätzliche Bedarfe wie Maßnahmen zur In-
tegration zu bedenken.

Instrumentarium
Bevölkerungsprognosen können auf ein vielfältiges metho-
disches Instrumentarium zurückgreifen. Grundlage für jede 
Vorausberechnung ist die demografische Grundgleichung. 
Sie geht von einem Bevölkerungsbestand zu einem Zeit-
punkt t1 aus und ermittelt die Einwohnerzahl zu einem spä-
teren Zeitpunkt t2 aus der Differenz von Geburten (Gt1,t2) 
und Sterbefällen (St1,t2) sowie der Zu- (Zt1,t2) und Abwande-
rungen (At1,t2) im Zeitraum (t1,t2):

Pt2 = Pt1 + (Gt1,t2 – St1,t2) + (Zt1,t2 – At1,t2).

Die demografische Grundgleichung verdeutlicht, in welche 
Richtung und in welchem Umfang der Bevölkerungsprozess 
die Einwohnerzahl in einem Gebiet durch die Erneuerung 
der Generationen und durch Zu- und Abwanderungen über 
die Gebietsgrenze hinweg verändert (Deschermeier 2016). 
Sie setzt bei der Ausgangsbevölkerung zum Zeitpunkt t1 an 
und schreibt die Besetzung der einzelnen Jahrgänge für je-
des Jahr des Prognosehorizonts fort – entsprechend der An-
nahmen zur zukünftigen Entwicklung der in der demogra-
fischen Grundgleichung aufgeführten Komponenten. Die 
Summe aus dem Produkt der altersspezifischen Geburtenra-

Modellrechnung 2013 2060

Wanderungssaldo
pro Jahr: 0

Einwohnerzahl in 1.000
Jugendquotient
Altenquotient
Gesamtquotient

80.767
33,3
49,7
83,0

60.235
 36,8
 91,9
128,7

Geburtenrate: 1,4 Kinder je Frau;
Lebenserwartung 2060 bei Geburt:
88,8 Jahre (w); 84,8 Jahre (m);

Wanderungssaldo
pro Jahr: 300.000

Einwohnerzahl in 1.000
Jugendquotient
Altenquotient 
Gesamtquotient

80.767
33,3
49,7
83,0

77.759
 35,7
 79,1
114,8

Geburtenrate: 1,4 Kinder je Frau;
Lebenserwartung 2060 bei Geburt:
88,8 Jahre (w); 84,8 Jahre (m);

Geburtenrate: 
2,1 Kinder je Frau

Einwohnerzahl in 1.000
Jugendquotient
Altenquotient 
Gesamtquotient

80.767
33,3
49,7
83,0

85.913
 55,3
 69,7
125,0

Lebenserwartung 2060 bei Geburt:
88,8 Jahre (w); 84,8 Jahre (m);
Wanderungssaldo pro Jahr: 100.000

1
Modellrechnungen der 13. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung – ausgewählte Ergebnisse

Quelle: Statistisches Bundesamt 2015: 6, 239, 268, 297
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ten mit der Anzahl der Frauen in den jeweiligen Jahrgängen 
im Alter von 15 bis 49 Jahren ergibt die zu addierende Zahl 
der Lebendgeborenen des nachfolgenden Jahres. Entspre-
chend ermittelt sich aus den alters- und geschlechtsspezifi-
schen Sterberaten die Zahl der Personen, die das jeweilige 
Jahr nicht überleben. Zudem ist für jedes Jahr des Progno-
sezeitraums die alters- und geschlechtsspezifische Differenz 
aus Zu- und Abwanderungen zu berücksichtigen.

Die Kohorten-Komponenten-Methode erfordert wie alle 
Prognoseverfahren festgelegte Parameter, die die zukünf-
tige Entwicklung der natürlichen und räumlichen Bevölke-
rungsbewegungen beschreiben. Die hierzu erforderlichen 
Annahmen lassen sich mit drei Vorgehensweisen spezifizie-
ren (Lipps/Betz 2005: 6 f.; Deschermeier 2016: 25 ff.):

1. Die zukünftige Entwicklung von Geburtenhäufigkeit, Sterb-
lichkeit und Migration von Experten schätzen lassen: Die ver-
schiedenen Varianten mit den entsprechenden Annahmen 
zur 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung legte 
das Statistische Bundesamt in mehreren Diskussionsrunden 
mit externen Experten fest, bestehend aus Wissenschaftlern 
und Fachleuten mit methodischen und inhaltlichen Erfah-
rungen zum Thema Bevölkerungsentwicklung und -prog-
nose (Statistisches Bundesamt 2015). Als Alternative ist eine 
Delphi-Befragung denkbar. Bei dieser schätzen Experten 
die zukünftige Geburtenhäufigkeit, Sterblichkeit, Ein- und 
Auswanderung oder Nettomigration ab und begründen die 
Angaben in der Regel auch. Die Ergebnisse der Befragung 
werden zum Beispiel in Form von Mittelwerten und Streu-
ungsmaßen ausgewertet und an die Experten wieder rück-
gespiegelt, bis eine hinreichende Stabilität der Experten- 
einschätzung vorliegt (Vorgrimler/Wübben 2003). 

Bei beiden Verfahren handelt es sich also um einen Abstim-
mungsprozess, der im Falle der Delphi-Runden aufgrund 
der Anonymität der Beteiligten den Einfluss Einzelner auf 
die Meinungsbildung zurückdrängt. Solche Delphi-Runden 
finden vor allem statt, um den zukünftigen Außenwande-
rungssaldo zu schätzen, da dieser vergleichsweise unsicher 
ist.

2. Demografische Parameter auf Basis ihrer Veränderungen 
im Referenzzeitraum extrapolieren: In Variante 1 und 2 der 
13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung gehen 
die verantwortlichen Akteure davon aus, dass die zukünf-
tige Fruchtbarkeit und Lebenserwartung bis 2060 konstant 
bleiben. Sie unterscheiden sich nur in der Höhe der jährli-
chen Außenwanderungssalden. Für die Geburtenhäufigkeit 
wird die stabile Entwicklung seit Mitte der 1970er-Jahre bis 
2060 fortgeschrieben. Dazu werden bis 2028 ein Wert von 

1,4 Kindern je Frau und ein um 1,1 Jahre zunehmendes mitt-
leres Alter der Mütter bei der Geburt angenommen. Aller-
dings stieg die zusammengefasste Geburtenrate (TFR) nach 
einem leichten Rückgang zwischen 1990 und 2005 (von 
1,45 auf 1,34 Geburten je Frau) bis 2015 wieder schwach, 
aber durchaus kontinuierlich auf 1,50 Kinder je Frau an (Sta-
tistisches Bundesamt 2016a). Diese sich andeutende neuere 
Tendenz drückt sich in einer zweiten Annahme zur zukünf-
tigen Fruchtbarkeit aus: eine weitere Steigerung der TFR 
auf 1,60 Geburten je Frau bis 2028 und anschließend eine 
konstante Entwicklung. Auch wenn empirische Hinweise 
zu dieser Annahme fehlen (Statistisches Bundesamt 2015: 
31), gibt es dafür durchaus Argumente, die auf familienpo-
litische Maßnahmen wie den Ausbau der Kinderbetreuung 
und Ganztagsschulen oder die Einführung des Erziehungs-
geldes zurückzuführen sind.

Die Ableitung von Aussagen zur zukünftigen altersspezifi-
schen Sterblichkeit ist vergleichsweise einfach, da sich die 
Lebenserwartung in Deutschland seit der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts – abgesehen von Kriegszeiten – beständig 
erhöht. Zwei Trends berücksichtigt das Statistische Bundes-
amt (2015: 35): einen langfristigen seit 1871/1881 und einen 
kurzfristigen seit 1970/1972. Letzterer erlaubt Fortschritte 
einzubeziehen, die seit den 1960er-Jahren bei der Bekämp-
fung kardiovaskulärer Krankheiten erzielt wurden und die 
seitdem maßgeblich zum überdurchschnittlichen Rückgang 
der Alterssterblichkeit geführt haben.

Der Außenwanderungssaldo Deutschlands ist seit Mitte der 
1950er-Jahre insgesamt positiv und zugleich von einer ho-
hen Volatilität (Schwankungen innerhalb kurzer Zeitspan-
nen) geprägt (Abb. 2). Gründe sind sich ändernde politische, 
ökonomische und demografische Bedingungen in Deutsch-
land wie in den Herkunftsländern der Migranten. In den 
Jahren 2008/2009 war die Außenwanderungsbilanz leicht 
negativ, erhöhte sich bis 2014 aufgrund der raschen wirt-
schaftlichen Erholung jedoch auf etwa 550.000 und mar-
kierte 2015 mit der Zuwanderung von Geflüchteten einen 
Höchststand von 1,14 Mio. (Statistisches Bundesamt 2016b). 
Trotz zeitlicher Brüche lassen sich für den Verlauf der Net-
tomigration (siehe Kapitel „Verfahren zu Bevölkerungsprog-
nosen“) zwei Eigenschaften erkennen (Statistisches Bundes-
amt 2015: 37; Abb. 2):

n	ein mittlerer Zuwanderungsüberschuss von jährlich et-
was mehr als 180.000 Personen zwischen 1955 und 2016;

n	ein markantes Absinken des Saldos nach Höchststän-
den infolge wirtschaftlicher Krisen und/oder politischer 
Maßnahmen im Wesentlichen zur Begrenzung der Zu-
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wanderung (z. B. Anwerbestopp 1973, Kriegsfolgenberei-
nigungsgesetz 1993, Schließen der West-Balkan-Route, 
Restriktionen beim Asylgesetz 2016, EU-Türkei-Abkom-
men vom 20. März 2016; Gans/Pott 2018).

3. Mit Zeitreihenmodellen die zukünftigen demografischen 
Parameter schätzen: Ziel dieser Vorgehensweise ist, durch 
einen funktionalen Zusammenhang die zeitliche Abfolge 
der diskreten, kohortenspezifischen Werte (zum Begriff „Ko-
horte“ Beitrag Schlömer sowie Friedrich/Knabe in diesem 
Heft) für Fruchtbarkeit und Sterblichkeit sowie die Netto-
wanderungsrate zu modellieren – also mithilfe einer ma-
thematischen Funktion beispielsweise die Veränderungen 
der altersspezifischen Sterberaten im Referenzzeitraum nä-
herungsweise abzubilden. Auf dieser Grundlage lassen sich 
die zukünftigen demografischen Parameter abschätzen (De-
schermeier 2011, 2016).

Die Verteilung der altersspezifischen Geburtenraten ähnelt 
einer Normalverteilung (Abb. 3). Die jährlichen Werte stei-
gen gegenwärtig für Mädchen ab einem Alter von 15 Jahren 
bis zu einem Maximum für 31-jährige Frauen an und verrin-
gern sich dann auf eine Rate von etwa null für 50-jährige 
Frauen. Zwei Trends kristallisieren sich für die Modellierung 
der altersspezifischen Geburtenraten in der Vergangenheit 
heraus (Abb. 3): Zum einen verschiebt sich ihr Höchststand 
in ein höheres Alter der Frauen. Zum anderen verringert 
sich der maximale Wert bis etwa 2005/2006 und steigt an-
schließend leicht an (Statistisches Bundesamt 2016c).

Die Sterbetafel 2013/2015 gibt die typische Verteilung der 
altersspezifischen Mortalität beider Geschlechter wieder. Sie 
belegt eine relativ hohe Säuglingssterblichkeit von knapp 
über 3 Promille in Relation zu den nachfolgenden Jahrgän-
gen (Statistisches Bundesamt 2016d: 12). Für diese Kohor-

Quelle: Statistisches Bundesamt 2016b
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ten sinkt die Mortalität bis zu den 10-Jährigen deutlich un-
ter ein Promille. Anschließend erhöht sich das Sterberisiko, 
bis zum Alter von etwa 20 Jahren etwas stärker als in den 
älteren Jahrgängen. Festzuhalten bleibt zudem die höhere 
Sterberate der Männer (Übersterblichkeit). In der Vergan-
genheit sank die Mortalität stetig, überdurchschnittlich für 
die Säuglingssterblichkeit und seit Anfang der 1970er-Jahre 
auch für ältere Menschen. 

Im Vergleich zu den natürlichen Bevölkerungsbewegungen 
kennzeichnen Strukturbrüche die Entwicklung der Netto-
migration in den vergangenen Jahren. Auf hohe Außen-
wanderungsgewinne wie zum Beispiel 1970, Anfang der 
1990er-Jahre und zuletzt 2015 folgen deutlich rückläufige, 
teilweise auch negative Bilanzen. Diese Chronologie von 
Wertefolgen unterschiedlichen Ausmaßes und verschiede-
ner zeitlicher Länge lässt sich mithilfe von Time-Warping- 
oder Muster-Erkennung-Algorithmen erfassen (Deschermei-

er 2016: 32 f.). Die jeweiligen demografischen Parameter im 
Referenzzeitraum durch funktionale Zusammenhänge abzu-
bilden, hat gegenüber herkömmlichen Methoden Vorteile: 
Unsicherheiten über die zukünftige Ausprägung der Para-
meter lassen sich durch Wahrscheinlichkeiten ausdrücken, 
zeitliche Brüche in der Analyse berücksichtigen und damit 
auch längere Prognosehorizonte sinnvoll darstellen.

Verfahren zu Bevölkerungsprognosen
Zwei Ansätze, die deterministische und die stochastische 
Methode, werden im Wesentlichen genutzt, um die zukünf-
tige Bevölkerungsentwicklung vorherzusagen. Prognosen, 
die auf deterministische Verfahren zurückgehen, bezeich-
net man auch als Vorausberechnungen (Lux-Henseler 2013: 
3). Traditionell wenden verschiedene Akteure die determi-
nistische Herangehensweise an: die Vereinten Nationen 
beispielsweise zur Prognose der Weltbevölkerung, das Sta-
tistische Bundesamt zur koordinierten Bevölkerungsvoraus-

Quelle: Statistisches Bundesamt 2016c
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berechnung für Deutschland oder das BBSR die Raumord-
nungsprognose für die Stadt- und Landkreise. 

Nutzer des deterministischen Ansatzes geben die demo-
grafischen Parameter durch Annahmen vor – zum Beispiel 
auf Basis der Extrapolation von Fruchtbarkeit, Sterblichkeit 
und Nettowanderungen – und schreiben die zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung jahrgangsweise mithilfe der Ko-
horten-Komponenten-Methode fort. Um die grundsätz-
lich vorliegende Unsicherheit einzugrenzen, berechnen 
sie verschiedene Szenarien, indem sie unterschiedliche 
Annahmen zu den natürlichen und räumlichen Bevölke-
rungsbewegungen verknüpfen. In der 13. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung erzeugt das Statistische Bun-
desamt (2015) mit zwei Annahmen jeweils zu Fruchtbarkeit, 
Sterblichkeit und Außenwanderungssaldo acht Varianten, 
um das wahrscheinliche Spektrum der zukünftigen Bevöl-
kerungsentwicklung aufzuzeigen: eine Zunahme und eine 
Status-quo-Fortschreibung für Geburtenhäufigkeit und Le-
benserwartung, einen niedrigen und einen höheren Zuwan-
derungsüberschuss. 

Je nach Kombination der Annahmen spannen das opti-
mistische und das pessimistische Szenario für 2060 einen 
Schwankungsbereich der Einwohnerzahl von 67,5 Mio. oder 
83,7 Prozent und 78,6 Mio. oder 97,3 Prozent des Bevölke-
rungsbestandes Ende 2013 auf. Die acht Szenarien basieren 
auf einer Kombination diskreter Annahmen, spiegeln aber 
die potenzielle Spannbreite möglicher Trends nicht wider, 
wie die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen. Damit 
stellt sich die Frage, ob sich die Bandbreite ausgewählter 
Indizes wie Jugend- und Altenquotient abbilden lässt. Zwar 
decken die beiden Varianten „Relativ alte Bevölkerung“ 

und „Relativ junge Bevölkerung“ ein breites Spektrum ab 
(Abb. 4). Die Modellrechnung „2,1 Kinder je Frau“ verdeut-
licht aber, dass bereits eine leicht stärker ansteigende zu-
künftige Geburtenhäufigkeit als 1,6 Kinder je Frau eine 
merkliche Zunahme des Jugendquotienten bewirken kann. 
Offensichtlich korrelieren Veränderungen der Indizes nur 
bedingt mit der Entwicklung der Einwohnerzahlen.

Der deterministische Ansatz weist verschiedene Defizite auf 
(vgl. Keilmann/Pham/Hetland 2002; Lipps/Betz 2005; De-
schermeier 2011): 

n	Dem Szenariotrichter, der sich zum Beispiel aus der 
Variante „Relativ alte Bevölkerung“ und „Relativ junge 
Bevölkerung“ ergibt, kann keine Wahrscheinlichkeit zu-
geordnet werden. Er vermittelt im Gegenteil auf visuel-
le Weise den Eindruck, dass die zukünftigen Trends der 
Einwohnerzahlen innerhalb dieser Bandbreite verlaufen 
(Deschermeier 2016: 22). Lipps/Betz (2005: 31) ermitteln 
auf Grundlage ihrer stochastischen Bevölkerungsprog-
nose jedoch, dass das Spektrum zwischen der Variante 
„minimale Bevölkerungszahl“ und „maximale Bevölke-
rungszahl“ der 10. koordinierten Bevölkerungsvoraus-
berechnung des Statistischen Bundesamtes ein Konfi-
denzintervall von 68 Prozent aufspannt, also 32 Prozent 
möglicher Entwicklungen außerhalb dieses Bereiches 
liegen.

n	Informationen zur Wahrscheinlichkeit, mit der die Grö-
ße einer Altersgruppe – zum Beispiel die Zahl der 6- bis 
unter 10-Jährigen – in einem bestimmten Intervall liegt, 
fehlen. Bei einer Sicherheit von 90 Prozent lässt sich im 
Falle eines schmalen Wertebereichs eine relativ gute Aus-

Relativ alte Bevölkerung Relativ junge Bevölkerung

Einwohnerzahl in 1.000

31.12.2013
31.12.2060

80.767
69.202

80.767
76.931

Jugendquotient

31.12.2013
31.12.2060

33,3
36,4

33,3
40,5

Altenquotient

31.12.2013
31.12.2060

49,7
94,0

49,7
80,1

Annahmen: Annähernde Konstanz der Geburtenhäufigkeit mit 1,4 
Kinder je Frau; starker Anstieg der Lebenserwartung bis 
2060; Wanderungssaldo 100.000 jährlich

Anstieg der Geburtenhäufigkeit auf 1,6 Kinder je Frau bis 
2028, danach konstant; moderater Anstieg der Lebens- 
erwartung bis 2060; Wanderungssaldo 200.000 jährlich

4
Bevölkerungsentwicklung und Altersstruktur gemäß der beiden Varianten „Relativ alte Bevölkerung“ und „Relativ jun-
ge Bevölkerung“ in der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (2014–2060)

Quelle: eigene Berechnungen nach den Daten des Statistischen Bundesamtes 2015
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sage treffen, wie viele Plätze in Grundschulen es zukünf-
tig braucht. 

n	Szenarien kombinieren zum Beispiel eine konstant 
niedrige Fruchtbarkeit mit einer moderat steigenden 
Lebenserwartung. Sie nehmen damit eine nichtlineare 
Korrelation zwischen beiden Größen an, was in der Re-
alität allgemein nicht zutrifft. Außenwanderungssalden 
unterliegen teilweise starken jährlichen Schwankungen, 
in Prognosen geben die Annahmen eine konstante Bi-
lanz von Jahr zu Jahr vor. Allerdings wäre grundsätzlich 
zu empfehlen, anstatt der Nettomigration getrennte 
Annahmen für die Ein- und Auswanderungen zu treffen. 
Für Deutschland zeigen die Zuzüge eine deutlich höhe-
re Volatilität als die Fortzüge (Abb. 2). Die Ströme setzen 
sich zudem auch nach dem Alter, dem Geschlecht und 
nach der ethnischen Zugehörigkeit der Migranten unter-
schiedlich zusammen.

Stochastische Bevölkerungsprognosen haben im Vergleich 
zu deterministischen durchaus Vorteile. Insbesondere er-
lauben sie, Spannweiten potenzieller Trends zu berechnen 
und eine Wahrscheinlichkeit anzugeben, mit der eine mög-
liche Entwicklung in diesem Intervall liegt. Grundlage ist 
die statistische Analyse von Zeitreihen der natürlichen und 
räumlichen Bevölkerungsbewegungen mithilfe funktionaler 
Zusammenhänge. Allerdings erfordern sinnvolle Ergebnisse 

(nicht allzu große Breite der Spannweite bei möglichst hoher 
Wahrscheinlichkeit) umfangreiche Datenmengen, die sich 
aus der Länge der Zeitreihe und der Differenzierung der de-
mografischen Parameter nach Altersjahren und Geschlecht 
ergeben. So sind pro Jahr für Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und 
Nettowanderungen bei einer Unterscheidung des Alters in 
Fünf-Jahres-Kohorten 87 Raten einzubeziehen. Dieser Daten-
bedarf führt dazu, dass sich bisherige stochastische Bevölke-
rungsprognosen auf einzelne Länder oder größere Regionen 
beziehen. Im Falle kleinräumiger Analysen, zum Beispiel für 
Regionen oder Kreise mit zum Teil deutlichen Größenunter-
schieden, sind wegen der Differenzierung von Binnen- und 
Außenwanderungen 127 Raten zu berücksichtigen. Je klei-
ner die zu untersuchenden Raumeinheiten sind, desto stär-
ker beeinflussen singuläre Bedingungen wie die Wirtschafts-
struktur oder die Realisierung großer Wohnungsbauprojekte 
den zukünftigen Bevölkerungstrend. Das wirkt sich letztlich 
auf die Größe der Konfidenzintervalle und die zugehörigen 
Eintrittswahrscheinlichkeiten aus. Damit lässt sich aber auch 
nachvollziehen, warum das BBSR in seiner Raumordnungs-
prognose ein deterministisches Verfahren anwendet. Zudem 
bleibt zu bedenken, dass die Nachvollziehbarkeit der Ergeb-
nisse stochastischer Prognosen ein gewisses Maß an ma-
thematischen Kenntnissen voraussetzt. Szenarien hingegen 
stellen unterschiedliche Optionen der zukünftigen Bevölke-
rungsentwicklung konkret dar (Pötzsch 2016).

Aussagekraft von Bevölkerungsprognosen

Die Dynamik der Bevölkerung nach Zahl und Struktur ist 
sehr bedeutend für Entscheidungen, die die Entwicklung 
eines Landes, einer Region oder Kommune betreffen. Zahl-
reiche Akteure bedienen sich daher der Ergebnisse von 
Bevölkerungsprognosen, da sie vielfältige Informationen 
enthalten – zum Beispiel zur zukünftigen Nachfrage nach 
Gütern und Dienstleistungen oder zum Arbeitskräfteange-
bot. 

Dabei muss den Nutzern grundsätzlich klar sein, dass es 
sich bei den Ergebnissen unabhängig von der angewen-
deten Methodik um Schätzwerte und keine realen Werte 
handelt. Sie basieren auf ausgewählten und begründeten 
Annahmen zur zukünftigen Entwicklung der natürlichen 
und räumlichen Bevölkerungsbewegungen, spiegeln also 
eine spezifische Situation wider. Die Qualität der Annahmen 
hängt von der Länge des Stützzeitraumes, der Volatilität von 

Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und Migrationen sowie der Me-
thodik zu ihrer Festlegung ab. 

Zu bedenken bleibt, dass in der Entwicklung dieser Kom-
ponenten immer wieder Brüche auftreten. Man denke 
nur an die hohe Zunahme der Asylsuchenden 1992 sowie 
2015/2016 oder an den Geburtenrückgang Anfang der 
1990er-Jahre in den neuen Ländern, als die TFR innerhalb 
von vier Jahren auf knapp unter 0,8 Kinder je Frau absank. 
Die Annahmen bergen also stets Risiken, die aus der Ent-
wicklung der demografischen Parameter im Stützzeitraum 
nicht absehbar sind. Zudem bleiben Faktoren, die auf 
die Bevölkerungsentwicklung einwirken, unberücksichtigt: 
Dazu zählen zum Beispiel die Wirtschaftspolitik, die Arbeits-
losigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, der 
Ausbau von Kinderkrippen und Ganztagsschulen oder das 
Erziehungsgeld. Diese Einflüsse werden bei Prognosen, die 
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sich auf Teilräume eines Landes beziehen, noch vielfältiger. 
Die Zahl der Einwohner und ihre Dynamik hängen vom 
Wohnungsangebot, vom verfügbaren Bauland, von vorhan-
denen Bildungseinrichtungen, vom Image der Kommune 
oder von Maßnahmen der Stadtentwicklungspolitik ab. Die-
se spezifischen Bedingungen können Vorhersagen wie die 
Raumordnungsprognosen des BBSR nicht berücksichtigen. 
Das ist bei der Beurteilung ihrer Qualität, zu deren Einschät-
zung allgemein Prognoseergebnisse mit realen Werten ver-
glichen werden, zu berücksichtigen (Lux-Henseler 2013: 4). 

Hohe Abweichungen, die auf eine schlechte Qualität hin-
weisen, können auf Annahmen zu den demografischen 
Parametern basieren, die die zukünftige Entwicklung gut 

wiedergeben, auf die aber lokal Verantwortliche frühzeitig 
reagiert haben, um beispielsweise das Ausmaß eines dro-
henden Rückgangs der Einwohnerzahlen abzufedern. Um-
gekehrt können schlechte Annahmen durchaus zu „guten“ 
Ergebnissen führen, da sich die Wirksamkeit der einzelnen 
Komponenten ausgleichen kann (Lux-Henseler 2013: 5; 
Bucher/Schlömer 2008: 689). Grundsätzlich ist die Unsi-
cherheit, die bei der Interpretation der Ergebnisse einzube-
ziehen ist, umso höher, je kleiner die Raumeinheiten sind 
(Schlömer 2012: 12). Im Falle von Kommunen oder Kreisen 
mit relativ geringer Einwohnerzahl befördern Änderungen 
bei lokal wie überregional wirksamen Faktoren eine hohe 
Volatilität von Binnen- wie Außenwanderungen.
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Ergebnisse von Prognosen hängen in hohem Maße von 
den gesetzten Annahmen und Parametern ab. Ganz ähn-
lich verhält es sich mit ihrer Darstellung in der Karte. Mit 
den Karten auf dieser Doppelseite und auf den Seiten 
34/35 möchten wir einen Eindruck vermitteln, welche kar-
tographischen Methoden für die Darstellung der Bevölke-
rungsprognose in Frage kommen und wie sie die visuelle 
Botschaft beeinflussen können. Die linke Karte auf dieser 

Seite zeigt die Ergebnisse der Bevölkerungsprognose als 
Flächenwertstufenkarte. Flächenwertstufenkarten sind eine 
häufig verwendete Darstellungsform zur Visualisierung re-
gionalstatistischer Daten und Prognosen. Die Kreise und 
kreisfreien Städte sind hier je nach ihrem Datenwert klassifi-
ziert und unterschiedlich eingefärbt. Allerdings kann dabei 
der Eindruck entstehen, die Bevölkerungsentwicklung sei 
innerhalb der Kreise jeweils einheitlich und mache an den 

WIE KARTEN DIE BOTSCHAFT…
Die Bevölkerungsentwicklung der Kreise 2012–2035

von Markus Burgdorf
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Kreisgrenzen mitunter abrupte Sprünge. Tatsächlich sind 
demographische Vorgänge weder homogen über die Fläche 
verteilt noch machen sie halt an administrativen Grenzen. 
Für eine großräumige Analyse kann die Bevölkerungsent-
wicklung vielmehr als kontinuierliches Phänomen wahrge-
nommen werden. Sie ist deshalb wie in der rechten Karte 
dargestellt auch als Oberfläche modellier- und darstellbar. 
Schattierungseffekte ermöglichen eine differenziertere Dar-

stellung von Wertunterschieden innerhalb derselben Klasse. 
Die fließenden Übergänge repräsentieren gleichzeitig auch 
die Unsicherheit und Unschärfe in der Prognose. Für die Flä-
cheninterpolation wurde hier eine Weiterentwicklung des 
Kriging-Verfahrens in der ArcGIS Erweiterung Geostatistical 
Analyst eingesetzt. Das Kriging errechnet gewichtete Durch-
schnittswerte unter Einbeziehung der Nachbarwerte auf der 
Basis von geostatistischen Methoden.

…VON PROGNOSEN BEEINFLUSSEN
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Gerade in Zeiten tiefgreifender Umbrüche interessieren sich zahlreiche Akteure aus 
dem politischen und medialen Raum sehr für Aussagen über künftige Entwicklungen von 
gesellschaftlich drängenden Problemfeldern. Entsprechend häufig kommt es im Falle kaum 
hinterfragter Übernahmen zu Enttäuschungen, wenn prognostizierte von tatsächlichen 
Entwicklungen abweichen. Zu Recht?
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In die Zukunft gerichtete Analysen von Bevölkerungsent-
wicklungen und -strukturen über einen längeren zeitlichen 
Horizont haben hierzulande Tradition. Sie stoßen in der Öf-
fentlichkeit auf ein großes Interesse. Landläufig werden sie 
unter dem Oberbegriff Prognosen zusammengefasst. Im 
vorliegenden Beitrag verwenden wir demgegenüber für die 
vorausschauenden Aussagen zu demografischen Perspekti-
ven den Begriff „Bevölkerungsvorausberechnungen“. Dieser 
ist hinsichtlich Verfahren und Zielsetzung in Deutschland 
am weitesten verbreitet.

Im Zeichen des demografischen Wandels spiegeln begrün-
dete Aussagen über mögliche künftige Entwicklungen häu-
fig die Brisanz der damit verbundenen Herausforderungen: 
Schrumpfung, Alterung und Ausdifferenzierung der Bevöl-

kerung wirken sich auf vielfältige unter anderem ökonomi-
sche, sozialpolitische oder infrastrukturelle Handlungsfelder 
aus. Angesichts der sich daraus ableitenden politischen und 
planerischen Bedeutung erwarten Nutzer der Bevölkerungs-
vorausberechnungen häufig eine hohe Treffsicherheit der 
bereitgestellten Zukunftsinformationen. Sie übernehmen 
bisweilen auch Ergebnisse in Bereichen mit dringenden 
Lösungsbedarfen, ohne sie bezüglich ihrer Aussagekraft 
hinreichend zu hinterfragen – und haben wenig Verständ-
nis dafür, wenn prognostizierte von tatsächlichen Entwick-
lungen abweichen. Wissenschaftliche Politikberatung muss 
deshalb immer wieder auf die Möglichkeiten, aber auch die  
Grenzen von Bevölkerungsvorausberechnungen hinweisen. 
Das ist auch die Intention dieses Beitrags.

Begriffliche und inhaltliche Klarstellung – Aufgaben 
von Vorausberechnungen

Vorausberechnung, Prognose und 
Vorhersage – eine begriffliche Einordnung
Vielfach sind an Bevölkerungsvorausberechnungen Erwar-
tungen geknüpft, die sich stark von dem abheben, was 
diese leisten sollen und können. Eine Ursache hierfür ist der 
zum Teil unpräzise und uneinheitliche Umgang mit den Be-
griffen. Je nachdem, was man mit dem Blick in die Zukunft 
erreichen will, werden Vorausberechnungen, Vorhersagen, 
Prognosen oder Szenarien erstellt. Meist verwenden Akteu-
re in der öffentlichen aber auch wissenschaftlichen Debatte 
die Bezeichnung Prognose als Überbegriff für alle Aussagen 
über künftige Entwicklungen. Dies geschieht unabhängig 
davon, welche Methodik (Annahme, Erwartung, Berech-
nung) dieser Aussage zugrunde liegt. Somit hat sich auch 
in den Bevölkerungswissenschaften der Begriff Prognose 
„traditionell“ etabliert. 

    Vielfach sind an Bevölkerungsvoraus- 
berechnungen Erwartungen geknüpft, die sich 
stark von dem abheben, was diese leisten sol-

len und können.

Dem folgt zum Beispiel auch Bretz (2000: 643 ff.) in seinen 
Ausführungen zu den Methoden der Bevölkerungsvoraus-
berechnung im Handbuch der Demographie 1. Er unter-
scheidet zwischen „Bevölkerungsvorausschätzungen“ für ei-

nen kurzen Zeitraum von bis zu 15 Jahren und allen darüber 
hinaus blickenden „Modellrechnungen“. Letztere werden 
nochmals unterschieden, je nachdem, ob es sich um realisti-
sche oder eher hypothetische Annahmen (Simulationsrech-
nungen) handelt. „Prognosen“ sind nach seinem Verständnis 
alle Vorausberechnungen mit realistischen Annahmen zur 
zukünftigen Entwicklung. Der von ihm verwendete Begriff 
„Schätzung“ suggeriert für Außenstehende eine deutlich 
höhere Unsicherheit und einfachere Methode gegenüber 
der Bezeichnung „Berechnung“. Nach Gliederung des Autors 
handelt es sich aber nur um eine zeitliche Abgrenzung. 

Aus der Erfahrung mit Reaktionen aus Politik und Verwal-
tung auf die Ergebnisse von Vorausberechnungen wird im 
vorliegenden Beitrag – entgegen den von Bretz verwende-
ten Begrifflichkeiten – generell von „Bevölkerungsvoraus-
berechnungen“ und bei sehr langfristigen Zeithorizonten 
oder hypothetischen Annahmen von „Modellrechnungen“ 
gesprochen. Der Ausdruck „Prognose“ wird zudem gezielt 
vermieden, um eine inhaltliche Abgrenzung von Wirt-
schafts- und Wahlprognosen oder Wettervorhersagen zu 
verdeutlichen. Von diesen meist kurzfristigen Vorausschau-
en wird erwartet, dass sie genauso eintreffen wie vorherge-
sagt. Langfristige Bevölkerungsvorausberechnungen kön-
nen und müssen diesen Anspruch jedoch nicht erfüllen. Sie 
sollen verdeutlichen, wie sich die bereits heute bestehen-
den Bevölkerungsstrukturen und -bewegungen mittel- bis 
langfristig auswirken.

“
„   
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Häufig wünschen Politik und andere Anwender Spannbrei-
ten einer möglichen Entwicklung, vielfach auch als Szena-
rien bezeichnet. Solche Berechnungen sind sinnvoll, da sie 
den Rahmen der wahrscheinlichen Entwicklung aufzeigen. 
Auch das Statistische Bundesamt erstellt unterschiedliche 
„Varianten“ der Bevölkerungsentwicklung. Hierbei kombi-
niert es verschiedene Ausprägungen der einzelnen Kom-
ponenten entsprechend der unterschiedlichen Annahmen. 
Der Nutzer kann dann je nach betrachtetem Zeithorizont, 
aktueller Entwicklung oder Frage eine der Varianten bezie-
hungsweise eine Modellrechnung auswählen. Daraus resul-
tiert jedoch häufig das Problem, dass in der Praxis die für 
den Anwendungskontext passende Variante herausgegrif-
fen und instrumentalisiert wird, ohne auf die dahinter ste-
henden Annahmen hinzuweisen. 

Ein weiteres Problem ergibt sich, wenn Nutzer nachfragen, 
welche Varianten denn nun „die richtige“ ist. So hat zum 
Beispiel die Landesregierung in Thüringen in der Vergan-
genheit immer eine der erstellten Varianten der Bevölke-
rungsvorausberechnungen ausgewählt und sie im Kabinett 
als verbindliche Planungsgrundlage beschlossen. Da letzten 
Endes doch nur eine Version Verwendung fand, wurde die 
aktuelle Vorausberechnung dort nur als eine Variante ge-
rechnet. Deren Annahmen entsprechen überwiegend de-
nen der Hauptvariante der 13. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung (13. kBV) des Statistischen Bundesamtes. 
Vielfach werden diese Varianten umgangssprachlich – aber 
auch in wissenschaftlichen Veröffentlichungen (u. a. Stein-
berg/Doblhammer-Reiter 2010, Bräuninger/Teuber 2016) – 
als Szenarien bezeichnet. Begrifflich findet nicht in jedem 
Fall eine klare Trennung von der in der Zukunftsforschung 
angewandten Szenario-Methodik statt. Deren Produkt sind 
meist komplexere Texte oder Modelle, die mögliche Zukünf-
te beschreiben (vgl. Kosow/Gaßner 2008).

Der Vorteil von Modellrechnungen besteht vor allem darin, 
hypothetische Entwicklungen aufzuzeigen und damit zum 
Beispiel auf die Stärke des Einflusses einzelner demografi-
scher Komponenten hinzuweisen. So lässt sich beispielswei-
se berechnen, wie sich die Bevölkerung entwickeln würde, 
wenn die Geburtenrate auf dem Bestandserhaltungsniveau 
von 2,1 Kindern je Frau liegen würde. Auch kann man ver-
anschaulichen, wie stark der Bevölkerungsrückgang wäre, 
wenn Deutschland auf Dauer keine Wanderungsgewinne 
aus dem Ausland erzielen würde.

Das Anliegen von Vorausberechnungen
Vorausberechnungen (bzw. „Prognosen“, die eigentlich Vor-
ausberechnungen sind) sollen aufzeigen, wie sich die Bevöl-
kerung und ihr Altersaufbau unter bestimmten Annahmen 

zur Entwicklung der Geburtenhäufigkeit, der Sterblichkeit 
und der Wanderungen von Jahr zu Jahr verändern. Dies er-
möglicht einen Blick darauf, wie sich die Bevölkerung eines 
bestimmten Gebiets verändert, falls sich zum Beispiel bei 
den demografischen Komponenten keine Trendumbrüche 
oder Sonderentwicklungen ergeben. Bevölkerungsvoraus-
berechnungen können damit zeigen, wie sich die in der 
Vergangenheit angelegte derzeitige Bevölkerungsstruktur 
auf die Zukunft auswirkt. Sie erheben jedoch nicht „den 
Anspruch vorherzusagen, was geschehen wird“ (Schmidt/
Hochstetter 2014: 18).

Bevölkerungsvorausberechnungen können 
zeigen, wie sich die in der Vergangenheit 

angelegte derzeitige Bevölkerungsstruktur auf 
die Zukunft auswirkt.

Sie können somit als Warninstrument dienen, indem sie auf 
eine zunehmende oder abnehmende Gesamtbevölkerung 
oder die Entwicklung einzelner Bevölkerungsgruppen (wie 
die Zahl der Erwerbspersonen, Hochbetagten oder Schü-
ler) hinweisen. Zu erwartende problematische Entwicklun-
gen lassen sich somit veranschaulichen. Pötzsch (2016: 38) 
bringt es auf den Punkt, wenn sie ausführt: „Bevölkerungs-
vorausberechnungen sind […] vor allem dann sinnvoll und 
nützlich, wenn sie richtige Signale senden, und nicht unbe-
dingt dann, wenn sie bei einer Ex-post-Betrachtung die Zu-
kunft mit hoher Genauigkeit vorhergesagt haben.“

Steuernde (politische) Einflussnahme auf die Bevölkerungs-
entwicklung ist jedoch in Deutschland – abgesehen von 
den Wanderungsbewegungen mit dem Ausland – nur be-
grenzt und kaum kurzfristig möglich, da demografischen 
Prozessen ein starker Trägheitseffekt anhaftet.

So ist zum Beispiel die Zahl der potenziellen Mütter, die es 
in 15 bis 20 Jahren geben wird, durch die Zahl bereits heu-
te geborener Mädchen und die bekannten Sterblichkeiten 
von jungen Frauen in hohem Maße festgelegt. Kurzfristig 
können hierzulande nur umfangreiche Wanderungsprozes-
se diese Rahmenbedingungen noch verändern. Selbst ein 
aktueller Anstieg der Geburtenraten hält rückläufige Ge-
burtenzahlen nicht auf, wenn die Zahl potenzieller Mütter 
aufgrund vorangegangener Geburtenausfälle sinkt. Hinzu 
kommt, dass sich das Geburtenverhalten der Bevölkerung 
(u. a. Zahl der Kinder je Frau, Alter der Mütter bei Geburt der 
Kinder) nur langsam ändert und damit auch relativ sicher in 
die Vorausberechnungen einfließen kann. 

“
„   
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Methodik 
der Bevölkerungsvorausberechnungen
Die Vorstellung eines Außenstehenden darüber, wie „Bevöl-
kerungsprognosen“ erstellt werden, entspricht meist der 
Zeitreihenmethode (vgl. Bähr 2010: 223), bei der eine jähr-
liche Wachstumsrate auf die Zahl der Gesamtbevölkerung 
übertragen wird. Im Gegensatz dazu sind deterministische 
und stochastische Ansätze methodologisch aufwendiger 
(vgl. dazu auch die Ausführungen von Gans in diesem Heft). 

Die Analyse von Trends der vergangenen Entwicklung bil-
det die Basis stochastischer Berechnungen. Aus diesen 
werden „Wachstumsfunktionen für die Zukunft abgeleitet“ 
(Lux-Henseler 2013: 3). Sie ermöglichen die Angabe der 
Wahrscheinlichkeit, mit der die berechnete Entwicklung 
in der Zukunft eintreten wird. Da Bevölkerungsvorausbe-
rechnungen der Statistischen Ämter Grundlage für vielfäl-
tige regionale Planungen oder auch bundesweit wirksame 
politische Entscheidungen darstellen, müssen sie auch für 
Nichtmathematiker verständlich und methodisch nach-
vollziehbar sein. Stochastische Modelle sind dem Nutzer 
jedoch schwerer zu erläutern. Meist wünschen sich diese 
auch nicht Wahrscheinlichkeiten, sondern Zielgrößen der 
Entwicklung. Daher sind deterministische Ansätze wie die 
Kohorten-Komponenten-Methode in der Praxis das Stan-
dardverfahren. Zudem gilt fast immer: Je kleiner die be-
trachteten Gebietseinheiten, umso stärker wird der Einfluss 
von Wanderungsbewegungen und damit die Dynamik der 
Bevölkerungsentwicklung. Auch dies spricht dafür, traditio-
nelle deterministische Modelle in Form der Kohorten-Kom-
ponenten-Methode einzusetzen. Sie schreiben den Bevölke-
rungsstand jahrgangsweise und nach Geschlecht getrennt 
anhand der Komponenten der demografischen Grundglei-
chung (Mortalität, Fertilität und Migration) in die Zukunft 
fort. Bei unterschiedlich gerechneten Varianten werden die 
Annahmen jeweils bezüglich der einzelnen Komponenten 
getroffen (z. B. höhere bzw. niedrigere Geburtenraten oder 
besonders hohe Zuwanderung aus dem Ausland).

Vereinfacht lässt sich das Vorgehen bei der Kohorten-Kom-
ponenten-Methode wie folgt beschreiben (vgl. Abb. 1): 
Für alle einzelnen Vorausberechnungsjahre erfolgt die 
Berechnung der Bevölkerungsbewegungen für jedes Al-
tersjahr (meist 100 Altersjahre oder mehr) getrennt nach 
Geschlecht. Dazu sind für jedes Vorausberechnungsjahr und 
jeden Altersjahrgang zunächst aus der vergangenen Ent-
wicklung und den Annahmen zur zukünftigen Entwicklung 

alters- und geschlechtsspezifische Sterbe-, Zu- und Fort-
zugswahrscheinlichkeiten sowie altersspezifische Fruchtbar-
keitskennziffern zu berechnen. Zudem werden Annahmen 
zum Umfang der Zu- und Fortzüge differenziert nach Bin-
nen- und Außenwanderungen getroffen. Die berechneten 
Veränderungen der Bevölkerungsstruktur und der Einwoh-
nerzahl leiten sich somit aus dem erwarteten Verhalten und 
der bestehenden Altersstruktur ab.

Anschließend wird ausgehend von der Basisbevölkerung 
des Ausgangsjahres jeder Altersjahrgang getrennt nach 
Geschlecht mit seinen jeweiligen Koeffizienten multipliziert. 
Daraus ergeben sich für das nächste Vorausberechnungs-
jahr die Zahl der Geburten sowie die Zahl und das Alter 
der Sterbefälle. Weiterhin wird die Zahl der angenomme-
nen Zu- und Fortzüge den jeweiligen Altersjahren zuge-
ordnet. Abbildung 1 stellt vereinfacht jeweils die Summen 
von Außen- und Binnenwanderungen in Form von Zu- und 
Fortzügen dar. Die bereits lebenden Jahrgänge werden in 
die nächsthöhere Altersstufe übernommen, indem sie um 
erwartete Sterbefälle vermindert und um den jeweiligen 
Wanderungssaldo korrigiert werden. Gleichzeitig werden 
die Lebendgeborenen hinzugefügt, die die neu hinzukom-
menden Jahrgänge bilden. Aus der Summe der einzeln und 
nach Geschlecht berechneten Altersjahre, den Geburten 
und Zuzügen abzüglich der Sterbefälle und Fortzüge ergibt 
sich die Einwohnerzahl des jeweiligen Vorausberechnungs-
jahres. Dieser Vorgang wird bis zum Zieljahr der Vorausbe-
rechnung wiederholt.

Im Ergebnis sind Aussagen zur Entwicklung einzelner Al-
tersgruppen und -jahrgänge sowie zu den Geburten, Ster-
befällen und den Wanderungen für das jeweils berechnete 
Gebiet möglich. Diese Ergebnisse liegen auch für alle Zwi-
schenjahre des Vorausberechnungszeitraums vor. 

Die Anwendung dieser Methode erfordert jedoch eine Min-
destgröße an Einwohnern. Für die Berechnung der Koeffizi-
enten der Bevölkerungsbewegungen ist eine ausreichende 
Anzahl an Geburten, Sterbefällen und Wanderungen not-
wendig, um für alle Altersjahre getrennt nach Geschlecht 
statistisch belastbare Werte zur durchschnittlichen Anzahl 
der Bevölkerungsbewegungen zu berechnen. Zudem soll-
ten alle Altersjahrgänge der Bevölkerung entsprechend 
stark besetzt sein, die Basis- oder Ausgangsbevölkerung 
muss also ausreichend groß sein (vgl. u.a. Schmidt/Hoch- 
stetter 2014: 12). 

Herangehensweise bei Vorausberechnungen
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Für kleinräumige Planungen fordern viele Akteure jedoch 
ebenfalls Einwohnerprognosen. Hier geraten Vorausberech-
nungen an ihre Grenzen, da oftmals einzelne Altersjahre in 
vielen kleinen Gemeinden nur sehr gering oder gar nicht 
besetzt sind. Um in solchen Fällen dennoch vorausberech-
nete Einwohnerzahlen bereitstellen zu können, wird häufig 
der Weg der „Gruppenrechnungen“ gewählt. Hierbei wird 
eine Typisierung vorgenommen. Ähnliche Gebietseinheiten 
eines Bundeslandes oder eines Landkreises – zum Beispiel 
in struktureller oder demografischer Hinsicht – werden zu-
sammengefasst und in der Vorausberechnung wie eine Ein-
heit betrachtet. Das heißt, die Einwohner aller in die Gruppe 
aufgenommen Gemeinden werden addiert. Anschließend 
wird die Berechnung nach der oben beschriebenen Metho-
de vorgenommen. 

Da sich die Einwohner nach der Berechnung jedoch nicht 
mehr den einzelnen Gemeinden der Gruppe zuordnen las-
sen, liegen als Ergebnis nur Daten für die gesamte Gruppe 
vor. Die prozentuale Entwicklung der Einwohnerzahl lässt 
sich als Gesamtergebnis auf die Einzelgemeinden übertra-

gen, sodass sich für das Zieljahr der Vorausberechnung eine 
Einwohnerzahl ermitteln lässt. Eine Untergliederung nach 
Geschlecht oder Altersgruppen ist für die Einzelmitglieder 
der Gruppe jedoch nicht möglich. Bei der Interpretation der 
Ergebnisse ist ebenso zu beachten, dass spezifische Ent-
wicklungen der einzelnen Gemeinden nivelliert werden, da 
örtliche Planungsvorhaben und Spezifika bei den Berech-
nungen keine Berücksichtigung finden können (Schmidt/
Hochstetter 2014: 18). 

Zur Rolle der Annahmen 
bei Vorausberechnungen
Insgesamt sind die Ergebnisse von Vorausberechnungen 
immer „Wenn-Dann-Aussagen“: Wenn die getroffenen An-
nahmen eintreffen, dann wird sich die Bevölkerung so wie 
vorausberechnet entwickeln. Um die Qualität einer Vor-
ausberechnung beurteilen zu können, ist die genaue An-
gabe der Annahmen unerlässlich. Die detaillierte Analyse 
von Datenreihen der Vergangenheit und Gegenwart sowie 
deren erwartete Fortschreibung in die Zukunft bildet die 

Vereinfachte Darstellung der Kohorten-Komponenten-Methode der Bevölkerungsvorausberechnungen

1

Quelle: S. Knabe

Ermittlung der Bevölkerungsbewegungen für jedes Altersjahr (100 Altersjahre) getrennt nach Geschlecht
und Fortschreibung des Bevölkerungsstandes:

Frauen im Alter von 29 bis
unter 30 Jahren (am 31.12. Jahr t1)

- Sterbefälle (Mortalitätsrate)

+ Zuzüge (Zuzugskoeffizient)

- Fortzüge (Fortzugskoe�zient)

+ Geburten (Fertilitätsrate)

Frauen im Alter
von 30 bis unter 31 Jahren

(am 31.12. Jahr t2)

Ausgangsbevölkerung
nach 100 Altersjahren

und Geschlecht

Ausgangsbevölkerung
nach 100 Altersjahren

und Geschlecht

Männer MännerFrauen Frauen
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Grundlage für die Festlegung der Annahmen. Dieser Ar-
beitsschritt ist bei der Erstellung von Bevölkerungsvoraus-
berechnungen mindestens ebenso wichtig und aufwendig 
wie die anschließende Berechnung selbst (zum Vorgehen 
der Ableitung bzw. Festlegung der Annahmen vgl. Beitrag 
von Gans in diesem Heft). Nur wenn die gegenwärtigen 
demografischen Strukturen und Bewegungen möglichst 
treffend analysiert werden und als entsprechende Annah-
men in die Vorausberechnung einfließen, können diese ih-
rer Aufgabe gerecht werden, „richtige Signale im Hinblick 
auf die künftige demografische Entwicklung zu senden“ 
(Pötzsch 2016:  39). 

Die Annahmen zur zukünftigen natürlichen Bevölkerungs-
entwicklung lassen sich vergleichsweise sicher festlegen. 
In Deutschland ist mit einer weiter leicht ansteigenden 
Lebenserwartung zu rechnen, wobei regional zum Teil un-
terschiedliche Ausgangsniveaus die Basis bilden. Diese 
Entwicklung war in den vergangenen Jahrzehnten zu be-
obachten, wobei mit der generell ansteigenden Lebenser-
wartung ein „Aufholprozess“ der ostdeutschen gegenüber 
den westdeutschen Bundesländern einherging. Die Zahl der 
Frauen im reproduktiven Alter und das generative Verhalten 
der Bevölkerung bestimmen über die zukünftige Zahl der 
Geburten. Für mittelfristige Vorausberechnungen, die meist 
etwa 20 bis 25 Jahre in die Zukunft blicken, ist die Zahl 
potenzieller Mütter bereits in hohem Maße mit der beste-
henden Bevölkerung angelegt, da die Mehrzahl der Frau-
en schon geboren ist. Das generative Verhalten der Frau-
en lässt sich anhand der Zahl der Kinder je Frau und dem 
durchschnittlichen Alter der Mütter bei der Geburt ihrer 
Kinder in Form von Kennziffern darstellen. Dieses hat sich 

in den letzten Jahren dahingehend verändert, dass sich die 
Zahl der Kinder je Frau (zusammengefasste Geburtenziffer) 
leicht erhöht hat und das Alter bei der Geburt weiter ge-
stiegen ist. Die Statistischen Ämter gehen in ihren aktuellen 
Vorausberechnungen davon aus, dass sich dieser Trend zu-
mindest bis 2025 fortsetzt. Auch hierbei berücksichtigen sie 
in den jeweiligen Berechnungen regionale Unterschiede in 
Deutschland.

Bezüglich der Annahmen zu den Wanderungen ist zwischen 
Binnen- und Außenwanderungen zu unterscheiden. Für die 
jeweiligen Zu- und Fortzüge sind getrennte Annahmen zu 
treffen. Die Binnenwanderungen leiten sich meist von den 
Trends der vorangegangenen Jahre ab. Größere Unsicher-
heiten sind mit den Außenwanderungen – insbesondere 
der Zuwanderung nach Deutschland – verbunden, da diese 
von der jeweiligen internationalen Lage und (zum Teil sehr 
kurzfristigen) politischen Entscheidungen abhängt. Dies 
wurde deutlich bei der 2014 und 2015 erstellten 13. kBV 
und der umfangreichen Zuwanderung von Schutzsuchen-
den im Jahr 2015. 

Solche Sonderentwicklungen lassen sich in den Annahmen 
nur bedingt berücksichtigen. Die Erfahrung zeigt jedoch, 
dass auf Phasen verstärkter Zuwanderung meist Jahre mit 
geringeren Wanderungsgewinnen folgen. Die in den Vor-
ausberechnungen angenommenen Wanderungssalden sind 
demnach als langjährige Durchschnitte zu interpretieren. 
Auch dies ist ein Argument dafür, Bevölkerungsvorausbe-
rechnungen nicht als punktgenaue Einwohnerprognosen zu 
nutzen, sondern als Richtungsanzeiger für mittel- bis lang-
fristige Zeiträume.

Zur Treffsicherheit von Bevölkerungsvorausberechnungen

Beurteilung der Qualität 
von Bevölkerungsvorausberechnungen
Viele Nutzer von Bevölkerungsvorausberechnungen beur-
teilen deren Qualität anhand ihrer Treffsicherheit. Wie be-
reits erwähnt, steigt diese meist bei kürzeren Zeithorizonten 
und größeren Bevölkerungsbeständen. Solche Qualitäts-
bestimmungen lassen sich erst nachträglich vornehmen, 
wenn die vorausberechnete Entwicklung eingetreten ist. So 
kann man messen, wie stark die tatsächliche von der pro-
gnostizierten Einwohnerzahl abweicht oder wie sehr sich 
die Annahmen von der realen Entwicklung der natürlichen 
und räumlichen Bevölkerungsbewegungen unterscheiden 
(vgl. Steinberg/Doblhammer-Reiter 2010: 394). Nicht selten 

verändern sich eine oder mehrere demografische Kompo-
nenten gegenüber den gesetzten Annahmen – zum Beispiel 
durch Trendwenden wie die Wiedervereinigung oder an-
dere unvorhersehbare Ereignisse. Das bedeutet aber nicht, 
„dass ‚man sich verrechnet‘ hat, (sondern) […] dass sich 
während des Vorausrechnungszeitraums Rahmenbedingun-
gen […] geändert haben – möglicherweise auch bedingt 
durch unmittelbare oder mittelbare Wirkungen von politi-
schen Steuerungsmaßnahmen“ (Cornelius 2010: 16). Dann 
wird es notwendig, die Bevölkerungsvorausberechnung un-
ter geänderten Annahmen neu zu erstellen. Daher führen 
das Statistische Bundesamt und die Statistischen Landes-
ämter regelmäßig in größeren Abständen entsprechende 
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Vorausberechnungen durch. Auch nach dem Zensus 2011, 
der zu einer aktualisierten Datenbasis der Bevölkerungsfort-
schreibung und damit auch der Vorausberechnung führte, 
bedurfte es einer neuen Bevölkerungsvorausberechnung 
für Deutschland und die Bundesländer – die 13. kBV.

Als weitgehend treffsicher gelten die Vorausberechnungs-
ergebnisse zur Altersstruktur. Pötzsch (2016: 47) belegt 
anhand der Analyse der 9. und 10. kBV, dass tatsächliche 
und vorausberechnete Entwicklung insbesondere bei den 
Altersjahrgängen zwischen 3 und 25 Jahren sowie 45 und 
75 Jahren stark übereinstimmen. Problematischer erweisen 
sich die wanderungsaktiven Jahrgänge der 25- bis 45-Jäh-
rigen. Deren Migrationsmuster kennzeichnen häufig sehr 
kurzfristige und nicht absehbare Trendumbrüche. Diese las-

sen sich mit den zu setzenden Annahmen nur schwer vor-
her bestimmen.

Ein Vergleich der Ergebnisse der koordinierten Voraus-
berechnungen der vergangenen Jahre zeigt, dass diese 
je nach betrachteter Variante lediglich zwischen 0,1 und 
1,8  Prozent von der tatsächlichen Entwicklung für Deutsch-
land abweichen (Abb. 2).

Abbildung 3 veranschaulicht darüber hinaus, dass sich jede 
der koordinierten Vorausberechnungen des Statistischen 
Bundesamtes aus der Entwicklung der vorhergehenden 
Jahre ableiten lässt. Der „Bruch“ in der Bevölkerungsfort-
schreibung ergibt sich durch die Zensuskorrekturen 2011.

Abweichung der Einwohnerzahl zum 31.12.2015 (Bevölkerungsfortschreibung) zu den Ergebnissen der koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnungen für Deutschland
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Die Erfahrungen aus mehreren Jahrzehnten im Umgang mit 
Vorausberechnungen lassen nach Bretz (2001: 916) „künftig 
eine verbesserte ‚Treffsicherheit‘ erwarten“. Verschiedene 
Autoren (u. a. Bucher/Schlömer 2008: 684) bezweifeln dies 
jedoch. So werden die Modellannahmen unvorhersehbare 
Entwicklungen und Trendbrüche auch zukünftig kaum be-
rücksichtigen können. Zudem müssen Nutzer der Ergebnisse 
beachten, dass „Vorausberechnungen keine konjunkturellen 
Verläufe wiedergeben, sondern nur den erwarteten langfris-
tigen Durchschnitt bzw. Trend aufzeigen können und daher 
auch nur am mehrjährigen Durchschnitt der tatsächlichen 
Entwicklung gemessen werden dürfen“ (ebd.). Weichen die 
Ergebnisse kurzfristig von der tatsächlichen Entwicklung ab, 
ist die Berechnung daher nicht grundsätzlich in Frage zu 
stellen (Volkerding/Paffhausen 2016: 28).

Treffsicherheit – auch eine Frage 
des Maßstabs
Die für Deutschland oder die für Bundesländer erstellten Vo-
rausberechnungen weisen eine relativ hohe Treffsicherheit 
auf (vgl. u. a. Pötzsch 2016; Bretz 2001). Vorausberechnun-
gen werden jedoch „mit zunehmendem Regionalisierungs-
grad unsicherer, weil die zu berücksichtigenden potenziellen 
Wanderungsbeziehungen zunehmen. Außerdem werden sie 
dann auch ‚anfälliger‘ für regional wirkende politische oder 

wirtschaftliche Entscheidungen“ (Brachat-Schwarz/Walla 
2008: 48). In die Berechnungen für Gemeinden lassen sich 
weder Arbeitsplatzverlagerungen noch die Ausweisung von 
Baugebieten einbeziehen. Bucher und Schlömer (2008: 693) 
betonen, dass die Dynamik der Strukturbrüche und die er-
folgten staatlichen Eingriffe nach der Wiedervereinigung die 
regionalisierten Bevölkerungsprognosen des BBR in räumli-
cher Hinsicht zwar stark beeinflusst, ihrem Zweck als Inst-
rument rationaler Politikberatung jedoch keinen Abbruch 
getan haben. 

Die Grenzen von kleinräumigen Bevölkerungsvorausbe-
rechnungen wurden in diesem Beitrag bereits ausführlich 
thematisiert. Danach bleibt festzuhalten: Je kleiner der 
administrative Gebietszuschnitt und damit der vorauszu-
berechnende Bevölkerungsbestand, umso größer werden 
die mit dem Ergebnis verbundenen Unsicherheiten. Zieht 
eine vierköpfige Familie in eine Gemeinde mit 40 Einwoh-
nern, entspricht dies einem Wanderungsgewinn von zehn 
Prozent; durch den Tod einer einzelnen Person entsteht ein 
Bevölkerungsrückgang von 2,5 Prozent. Angesichts der ver-
breiteten Forderung nach kreis- oder gar gemeindescharfen 
Vorausberechnungen sollte sich deshalb jeder Nutzer dar-
über im Klaren sein, dass bei deren Interpretation die aktu-
ellen Entwicklungen und Planungen vor Ort zu berücksich- 
tigen sind.

Bevölkerungsvorausberechnungen als Planungsgrundlage

Die verwendeten Ansätze, mit denen sich quantitative 
Aussagen über die künftige Entwicklung einer Bevölke-
rung treffen lassen, sind vielfältig. Ähnliches gilt für deren 
planerische Anwendungsbereiche auf unterschiedlichen 
räumlichen Maßstabsebenen. Dazu gehören unter anderem 
Modellrechnungen zur Entwicklung der Weltbevölkerung 
durch die UN, die Identifizierung drängender Handlungsfel-
der zur Gestaltung der Herausforderungen des demografi-
schen Wandels und die gemeindescharfen Prognosen der 
Einwohnerentwicklung für kommunale Bedarfsplanungen. 
Bevölkerungsvorausberechnungen gelten daher weithin als 
essenzielle Grundlage einer in die Zukunft gerichteten Pla-
nung (z. B. Brachat-Schwarz/Walla 2008: 53). 

Zentrale Bedeutung für bundespolitische Entscheidungen 
haben die koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen 
des Statistischen Bundesamtes. Sie sollen rechtzeitig ver-
deutlichen, wie sich beobachtete Entwicklungen auf Bun-

des- und Länderebene mittelfristig auswirken. Nach unserer 
Überzeugung wären Dimension und Auswirkungen des de-
mografischen Wandels in Deutschland ohne diese Voraus-
berechnungen kaum so stark in das öffentliche Bewusstsein 
gerückt. „Politische Entscheidungen der letzten 15 Jahre, 
wie zum Beispiel die Anhebung des Renteneinstiegsalters, 
das Elterngeld und der Ausbau der Kinderbetreuung so-
wie der öffentliche Diskurs über die Geburtenentwick-
lung, wären ohne die Erkenntnisse aus den Bevölkerungs-
vorausberechnungen kaum denkbar“ (Pötzsch 2016: 38). 

  Nach unserer Überzeugung wären Dimen-
sion und Auswirkungen des demografischen 
Wandels in Deutschland ohne die Voraus- 

berechnungen des Statistischen Bundesamtes 
kaum so stark in das öffentliche Bewusstsein 

gerückt.“

„   
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Die Statistischen Ämter der Länder nutzen die koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnungen zum Teil für ihren räum-
lichen Geltungsbereich. Sie erstellen hierfür aber ebenso 
eigene mit teilweise modifizierten Parametern (vgl. hierzu 
auch die Zusammenstellung im Einführungsbeitrag von 
Schlömer in diesem Heft). Der Prognosehorizont erstreckt 
sich meist auf 15 bis 20 Jahre. Die Bundesländer gehen 
dabei entweder nach einem Bottom-up- oder einem Top-
down-Ansatz vor. Bei ersterem werden zunächst Berech-
nungen für Kreise oder Gemeinden erstellt und diese zum 
Landesergebnis aufsummiert. Beim Top-down-Vorgehen 
werden die Länderaussagen auf Kreise oder mehr noch auf 
Gemeinden heruntergebrochen. 

Generell kann es im Falle von Abweichungen zwischen 
prognostizierter und tatsächlicher Einwohnerentwicklung 
durchaus zu Konflikten zwischen den Statistischen Äm-
tern und den betroffenen Gebietskörperschaften kommen, 
wenn sie sich hierdurch bei Bedarfs- und Mittelzuweisun-
gen benachteiligt fühlen. Eine gewisse Besonderheit ergibt 
sich für Berlin-Brandenburg dadurch, dass hier neben den 
Kreisen und Gemeinden ebenso zwischen Berlin, dem Ber-
liner Umland und dem weiteren Metropolenraum differen-
ziert wird (Volkerding/Paffhausen 2016).

Zwei aktuelle Beispiele aus den derzeitigen Aufgabenfel-
dern der Autoren dieses Beitrags zeigen, wie bedeutend 
diese vorausschauende Informationsquelle ist. Die Enque-
te-Kommission „Zukunft der ländlichen Regionen vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels“ des Branden-
burger Landtags erarbeitet seit September 2015 explizit 
unter Zuhilfenahme vorhandener Prognosen Konzepte für 
eine wirkungsvolle Daseinsvorsorge sowie eine nachhaltige 
und zukunftsorientierte Entwicklung der ländlichen Regio-
nen des Landes. In einigen Bundesländern wie Thüringen 
wurde die Bevölkerungsvorausberechnung als Vorgabe zu 
Mindesteinwohnergrößen von Gemeinden für das Jahr 2035 
herangezogen. Die im Vorschaltgesetz zur Durchführung 
der Gebietsreform in Thüringen vom 2. Juli 2016 benannten 
Angaben hielten auch im Rahmen des abstrakten Normen-
kontrollverfahrens vor dem Thüringer Verfassungsgerichts-
hof stand. Auch wenn das Vorschaltgesetz aufgrund von 
formalen Fehlern für nichtig erklärt wurde, weist das Urteil 
ausdrücklich darauf hin, dass sich keine „verfassungsrecht-
lichen Einwände ergäben“, „wenn sich der Gesetzgeber auf 
[…] fachgerecht erstellte [Voraus-]Berechnungen stützte“ 
(Thüringer Verfassungsgerichtshof 2017: 25). Das bestätigt 
die Qualität und planerische Bedeutung von Bevölkerungs-
vorausberechnungen noch einmal juristisch.

Eine renommierte und sowohl im planerischen als auch im 
wissenschaftlichen Bereich verbreitet angewandte Varian-

te ist die regionalisierte Bevölkerungsprognose des BBSR. 
Sie ist seit Jahrzehnten die Datenbasis für den Bereich der 
Bundesraumordnung sowie der räumlichen Planung der 
Länder und Regionen. „Da die Raumordnungsprognose der 
Gestaltung der Zukunft dienen soll und somit bereits vom 
Konzept her zielgerichtet bzw. zweckgebunden ist, ist die 
Prognoselogik konsequent auf diese Erkenntnisziele ausge-
richtet“ (Bucher/Schlömer 2008: 682). Ihre Besonderheit ist 
die bundesweit vergleichende Analyse und Prognose bevöl-
kerungsbezogener Strukturen unter dem Aspekt der Rau-
mentwicklung in den Raumordnungsregionen, Kreisen und 
Prognoseräumen. Darüber hinaus bietet sie Ergebnisse der 
Anschlussrechnungen zu Haushalten und Erwerbspersonen. 

 
 Kleinräumige Vorausberechnungen dienen 
häufig dazu, Bedarfslagen im kommunalen 
Verantwortungsbereich zu ermitteln – wie 
zum Beispiel Kitaplätze, schulische Infra-

struktur sowie wohnungsmarktbezogene und 
andere sozialpolitische Erfordernisse.

 
Auch zahlreiche Kommunen nutzen das Instrument der 
Bevölkerungsvorausberechnung. Dabei bedienen sie sich 
entweder verfügbarer gemeindescharfer Untersuchungen 
der Statistischen Landesämter beziehungsweise von Ins-
tituten (z. B. Bertelsmann Stiftung, Empirica oder IW) oder 
erstellen diese in eigener Regie. Letzteres erfolgt insbeson-
dere in größeren Kommunen dann, wenn die verfügbaren 
Indikatoren keine weitere inhaltliche oder kleinräumige in-
nerstädtische Differenzierung aufweisen, die für bestimmte 
Planungszwecke erforderlich sind. Solche Vorausberech-
nungen dienen häufig dazu, Bedarfslagen im kommunalen 
Verantwortungsbereich zu ermitteln – wie zum Beispiel 
Kitaplätze, schulische Infrastruktur sowie wohnungsmarkt-
bezogene und andere sozialpolitische Erfordernisse.

Am Beispiel von Leipzig – der derzeit am schnellsten wach-
senden deutschen Großstadt – zeigt sich, wie dringend 
erforderlich solche kurzfristig realisierbaren Vorausberech-
nungen in Verantwortung der Städtestatistik sind: Die Stadt 
erzielt nach langer Periode der Schrumpfung und Alterung 
nun Bewohnerzuwächse vor allem von jungen Personen 
und muss damit eine völlig andere zukunftsfähige Infra-
struktur als zuvor anbieten. Leibert (2017) zeigt in einem 
aktuellen Beitrag, wie sich die kommunale Städtestatistik 
diesen prognostischen Herausforderungen stellt: Sie betei-
ligt mit den örtlichen Besonderheiten vertraute Experten 
bei der Festlegung der Annahmen. 

“

„   



32 Klaus Friedrich, Susanne Knabe n Bevölkerungsvorausberechnungen: was sie leisten können – und was nicht

Der Beitrag befasst sich mit der Bedeutung von Bevölke-
rungsvorausberechnungen im Zeichen eines hochgradig 
verlaufenden demografischen Wandels. Er stellt die Frage, 
inwieweit diese in die Zukunft gerichteten Analysen den 
mit den Umbrüchen verbundenen Herausforderungen 
und notwendigen Entscheidungsprozessen gerecht wer-
den (können). Da sich demografische Prozesse in der Re-
gel nur allmählich auf den Bestand und die Struktur einer 
Bevölkerung auswirken, also einem Trägheitseffekt (oder 
demografischem Momentum) unterliegen, können Bevöl-
kerungsvorausberechnungen aus Sicht ihrer Verfasser und 
Befürworter mit relativ hoher Treffsicherheit aufzeigen, wie 
sich die Bevölkerungszahl und die Altersstruktur unter be-
stimmten Annahmen zukünftig entwickeln. Somit avancie-
ren verlässliche Basisinformationen über künftig zu erwar-
tende Bevölkerungsveränderungen zu einem bedeutenden 
Instrument nachhaltiger Politikgestaltung. Dieses kann als 
Vorwarnsystem zu demografischen Entwicklungen dienen 
und Ansatzpunkte aufzeigen, um erwartbare Veränderun-
gen abzumildern oder ihnen gegenzusteuern. 

Fazit

Die Grenzen von Bevölkerungsvorausberechnungen beto-
nen bemerkenswerterweise sowohl ihre Kritiker als auch die 
Befürworter explizit. Erstere tragen als Nutzer der bereitge-
stellten Zukunftsinformationen häufig hohe Erwartungen 
an deren punktgenaue Treffsicherheit heran. Sie reagieren 
enttäuscht, wenn prognostizierte von tatsächlichen Ent-
wicklungen abweichen.

Die Verfasser selbst betonen indes, dass Vorausberechnun-
gen nicht den – vom Nutzer häufig erwarteten – Anspruch 
erheben, zu „bestimmen“ oder „vorherzusagen“ was gesche-
hen wird. Sie zeigen lediglich die unter den genannten Rah-
menbedingungen möglichen Entwicklungen auf. 

Als Fazit bleibt aus unserer Sicht jedoch festzuhalten, dass 
Bevölkerungsvorausberechnungen bei sachgerechter An-
wendung – im Sinne der Erhöhung der Rationalität politi-
schen und planerischen Handelns – zweifellos von hoher 
Bedeutung sind.
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Diese beiden Karten verdeutlichen, wie sehr alleine die Wahl 
der räumlichen Gliederung das Erscheinungsbild einer Flä-
chenwertstufenkarte beeinflussen kann. Die Prognosewerte 
für die 402 Kreise und kreisfreien Städte aus den Karten auf 
der Doppelseite 20/21 wurden hier auf 96 Raumordnungs-
regionen aggregiert. Es handelt sich lediglich um eine grö-
bere räumliche Repräsentation der Daten, während das 
Farbschema, die Klasseneinteilung und die Prognose selbst 

unverändert geblieben sind. Das großräumige Bild der pro-
gnostizierten Bevölkerungsentwicklung tritt nun deutlicher 
in den Vordergrund. Die Zusammenfassungen von Gebieten 
führen im Detail jedoch zu anderen Darstellungsmustern 
und so mitunter zu unterschiedlichen Aussagen. Der geo-
metrische Zuschnitt der Bezugsflächen wirkt also wie ein 
Filter auf die dargestellten Daten. Besonders auffällig ist die-
ser Effekt in Brandenburg zu erkennen. Die Zusammenfas-

Die Bevölkerungsentwicklung der Raumordnungsregionen 2012–2035

von Markus Burgdorf

WIE KARTEN DIE BOTSCHAFT…
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sungen zu Raumordnungsregionen verwischen den starken 
Gegensatz zwischen Kreisen mit Bevölkerungszunahme im 
Berliner Umland und solchen mit starkem Bevölkerungs-
rückgang an der äußeren Landesgrenze. In der Flächenwert-
stufenkarte (links) ist im Gegensatz zum Gegenstück (S. 20) 
von einem Bevölkerungswachstum rund um Berlin nichts 
mehr zu sehen. Die Flächeninterpolation (rechts) der Raum- 
ordnungsregionswerte zeigt sich deutlich robuster gegen-

über diesem Effekt. Der Algorithmus scheint das Werte- 
gefälle innerhalb der Raumordnungsregionen in Branden-
burg zumindest ansatzweise richtig zu „erraten“. Dies gelingt 
allerdings nicht überall in der Karte, wie zum Beispiel in der 
Region zwischen Leipzig und Dresden erkennbar wird. Jede 
Darstellung hat also ihre jeweiligen Vor- und Nachteile. Die 
Beurteilung, welche Variante dem Expertenwissen visuell am 
besten entspricht, kann letztlich immer nur subjektiv sein.

…VON PROGNOSEN BEEINFLUSSEN



KLEINRÄUMIGE PROGNOSEN VON 
BEVÖLKERUNG UND HAUSHALTEN 
Weiterentwicklungsbedarf der BBSR-Raumordnungsprognose



Dr. Claus Schlömer 
ist Dipl.-Geograph und seit 1998 im BBSR tätig. Er ist Projektleiter im Referat 
„Raumentwicklung“. Dort beschäftigt er sich vor allem mit der Raumord-
nungsprognose. Die Raumordnungsprognose besteht aus den Komponen-
ten Bevölkerung, private Haushalte und Erwerbpersonen. 
claus.schloemer@bbr.bund.de 

© adimas / Fotolia

In einer sich ändernden Welt müssen auch die 
Annahmen für Prognosen diskutiert werden. 
Darüber hinaus geht es auch um methodische 
Fragen der Trendfortschreibung.
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Diesen Spruch soll entweder der dänische Physiker Niels Denn die Bevölkerung ist der Bedarfsträger öffentlicher 
Bohr (1885–1962), der Kabarettist Karl Valentin (1882–1948), Dienstleitungen schlechthin. Kindergärten, Schulen, Kran-
der Politiker Winston Churchill (1874–1965) oder auch der kenhäuser müssen erhalten oder neu gebaut werden, Per-
Schriftsteller Mark Twain (1835–1910) geäußert haben. Auf sonal neu eingestellt werden, öffentliche Verkehrsnetze und 
jeden Fall gilt der Satz ungebrochen. Nichtsdestoweniger ist Transportwege auf ihre Kapazitäten überprüft werden. Auf 
der Bedarf, insbesondere aus der Politik, an Informationen den ersten Blick mag die Prognose einer Bevölkerungszahl 
über die Zukunft bedeutend. Niemand lässt sich gerne – zu- auf der volkswirtschaftlichen oder auch demografischen 
mindest unangenehm – überraschen. Dies gilt insbesondere Aggregatebene noch vergleichsweise überschaubar sein: 
für Aussagen über die zukünftige Bevölkerungsentwicklung. Denn es gilt die demografische Grundgleichung:

Bevölkerungsbestand zum Zeitpunkt t + Geborene im Zeitraum t, t+1 – Gestorbene im Zeitraum t, t+1 
+ Zugezogene aus dem Ausland im Zeitraum t, t+1 – Fortgezogene ins Ausland im Zeitraum t, t+1

“„   Prognosen sind schwierig, besonders wenn sie die Zukunft betreffen.

Die aktuellen Entwicklungen im Rahmen der Flüchtlings-
wanderungen macht gleichwohl deutlich, dass bereits die 
Schätzung eines Außenwanderungssaldos über einen lan-
gen Zeitraum von sehr vielen politischen Entscheidungen in 
der nahen und ferneren Zukunft abhängig sein wird. Stich-
worte sind hier „Obergrenze“, Familiennachzug, freiwillige 
Rückwanderung, Abschiebung, Einhaltung internationaler 
und europäischer Abkommen und Regelwerke etc.

Bedeutung der Außenwanderung
Das Statistische Bundesamt hat in seiner aktualisierten Be-
völkerungsprognose von März 2017 in ihrer Variante (2A) 
die Annahme getroffen, dass der Wanderungssaldo über die 
Grenzen Deutschlands von 750 000 im Jahr 2016 stufenwei-
se auf 200 000 im Jahr 2021 sinkt und anschließend kon-
stant bleibt. Diese Konstanz entspricht dem langfristigen 
Durchschnitt zwischen 1980 und 2010. 

Im gesamten Vorausberechnungszeitraum von 2016 bis 
2060 würden damit 12 Millionen Menschen per Saldo nach 
Deutschland zuwandern. Allein bis 2021 wären es 2,4 Mio. 
vorwiegend junge Menschen. Mit allen anderen Annahmen 
zu Fertilität und Lebenserwartung würde die Bevölkerungs-
zahl in Deutschland im Jahre 2021 auf 83,4 Mio. Einwohner 
steigen und bis 2035 auf einen Wert von 82,2 Mio. Einwoh-
nern fallen. Diese 82,2 Mio. Einwohner entsprächen dann 
der Einwohnerzahl im Jahre 2016. Der bislang prognostizier-
te Rückgang der Bevölkerungszahlen für Deutschland auf 
rund 78 bis 79 Mio. Einwohner im Jahre 2035 träte viel spä-
ter und moderater ein. Die Annahmen zu den Außenwan-
derungen besitzen somit für Deutschland fast immer den 
größten Einfluss auf die Bevölkerungszahlen in der Zukunft. 

Zuwanderung ist immer spekulativ
Hierbei sind zudem (theoretisch) die möglichen Aus-
wirkungen des BREXITS im Jahre 2020 zu beachten. Bis-
lang ist Großbritannien ein beliebtes Zuwanderungsziel 
osteuropäischer EU-Bürger. Sucht sich dieser Strom neue 
Ziele in der EU?

Denn gerade die Außenwanderungen entziehen sich einer 
fundierten Annahmensetzung. Erwartungen zum Außen-
wanderungsgeschehen, insbesondere zu den Zuwanderun-
gen sind hochspekulativ. Aus diesem Grund versuchen Pro-
gnostiker vor allem einen langfristigen Durchschnittswert 
zu treffen, und kurzfristige Schwankungen zu glätten. 

Für die Politik ist auf der gesamtstaatlichen Ebene nicht nur 
die absolute Größenordnung der Bevölkerungszahl von Be-
deutung, sondern vor allem auch deren Altersstruktur. Denn 
daraus bestimmen sich unter anderem das Arbeitskräftean-
gebot und die notwendigen Leistungen der Alterssicherung 
einschließlich der Krankheitskosten. Diese Altersstruktur 
lässt sich vergleichsweise stabil schätzen, denn die Zahl der 
Geburten und die Zahl der Sterbenden unterliegen bei wei-
tem nicht jenen Schwankungen, wie sie beim Außenwande-
rungssaldo zu beobachten sind. Gleichwohl übertragen die 
Annahmen zum Außenwanderungssaldo ihre Unsicherhei-
ten auch auf die zukünftige Altersstruktur einer bundesre-
publikanischen Bevölkerung, zumindest in den jungen Jahr-
gängen. 

Kommen mehr Frauen oder Männer und wie sieht die Al-
ters- und Geschlechtsstruktur der Fortziehenden aus? Las-
sen sich hier Trends erkennen? Viele Fragen, aber derzeit nur 
wenige wissenschaftlich fundierte Antworten.

Bevölkerungszahl zum Zeitpunkt t+1 =
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Transparente Annahmen
Prognosen werden für das gemacht, was man in der Zu-
kunft nicht so ohne weiteres sieht, nicht für das, was man 
in der nahen Zukunft ohnehin sieht. Umso wichtiger ist es, 
bereits die Annahmediskussion zur Prognose transparent zu 
führen. Hierbei sind Details offen zu legen, damit die Nutzer 
die Prognosewerte für sich bewerten können.

Bereits auf der nationalen Ebene sind zu Aussagen über die 
Bevölkerungsentwicklung in der Zukunft somit mit Unsi-

cherheiten verbunden. Regionale Bevölkerungsprognosen 
sind noch komplexer. Neben der Dimension „Region“ mit 
den jeweils spezifischen Merkmalen zu Fertilität und Le-
benserwartung müssen unter anderem auch noch die An-
nahmen zu einer Binnenwanderung so getroffen werden, 
dass sich im Saldo über alle Regionen der Wert Null ergibt. 
Diesen Herausforderungen stellt sich die Bevölkerungspro-
gnose des BBSR.

Die BBSR-Bevölkerungsprognose

Die Bevölkerungsprognose des BBSR ist die Grundlage der 
sogenannten Raumordnungsprognose. Diese ist die einzige, 
die kleinräumlich und zugleich flächendeckend über alle 
Regionen in Deutschland die Bevölkerung prognostiziert. 
Dazu kommen die Haushalte und die Erwerbspersonen, die 
ebenfalls auf der Ebene der Raumordnungsregionen, meist 
auch für die Kreisebene bzw. Prognoseraumebene prognos-
tiziert werden. Die Prognose der Haushalte ist wiederum die 
Basis für die regionale Wohnungsmarktprognose des BBSR. 

Das Modell der Raumordnungsprognose ist zudem eine 
zentrale Basis der Bundesverkehrswegeplanung (BVWP). Die 
BBSR-Prognosen zu Bevölkerung, privaten Haushalten und 
Erwerbspersonen werden mit extern erstellen Prognosen 
der regionalen wirtschaftlichen Entwicklung zusammenge-
führt. Aus dieser sogenannten Strukturdatenprognose wird 
über weitere Analyseschritte die künftige Verkehrsentwick-
lung abgeleitet. (Zur Bedeutung für den Verkehr siehe Bei-
trag von Buthe/Jakubowski in diesem Heft.) 

1
Die Raumordnungsprognose – Teilmodelle und deren Verknüpfungen

Quelle: eigene Darstellung
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Bevölkerung
Viele sprechen von der Prognose der Bevölkerung. Bereits 
diese Größe verlangt nach Klarstellung: Wohnbevölkerung, 
Tagesbevölkerung, wohnberechtigte Bevölkerung mit und 
ohne Zweitwohnsitz, Bevölkerung nach Fortschreibung 
oder Registerbevölkerung? Dass dies keine Trivialität dar-
stellt, belegt das Bespiel München. So betrug die Bevölke-
rung am amtlichen Wohnort in München am Jahresende 
2015 „nur“ 1.450.000 Personen. Dagegen waren es nach 
dem Melderegister der Stadt 1.551.000 Menschen. Diese 
100.000 Personen Differenz machen einen beachtlichen Un-
terschied aus. Die Volkszählungen versuchen diese Diskre-
panzen zwar aufzulösen. Das Beispiel München zeigte indes 
bereits nach dem Zensus 2011 wieder beträchtliche Volu-
menunterschiede. Prognosen von Städten und Gemeinden 
und Prognosen des BBSR zur Bevölkerungsentwicklung sind 
daher nicht (in den absoluten Zahlen) zu vergleichen. Städte 
und Gemeinden nutzen in der Regel die Angaben aus ihrem 

Melderegister. Das BBSR nutzt die amtliche Bevölkerungs-
fortschreibung des Statistischen Bundesamtes. 

Regionen zur Raumgliederung
Regionale Basis der BBSR-Bevölkerungsprognose sind die 
sogenannten Prognoseräume. Diese entsprechen den 402 
Kreisen (Gebietsstand 2015), von denen aber ein Teil in zwei 
oder mehr Teilräume aufgeteilt wird. Diese Aufteilung folgt 
dem Prinzip der sogenannten Stadt-Land-Regionen (BBSR 
2012: 62). Diese Stadt-Land-Regionen sind eine bundesweit 
flächendeckende BBSR-Raumgliederung. Diese Regionen 
basieren überwiegend auf Pendlerverflechtungen zwischen 
Städten und ihrem Umland. Sie sind funktionale Raum- 
einheiten, die näherungsweise Arbeitsmarktregionen und 
Wohnungsmarktregionen abbilden. Sie lassen sich auch als 
Aktionsräume der Menschen interpretieren, die sich aus der 
täglichen Mobilität zwischen Wohn- und Arbeitsort ergeben. 

Zensus und Fortschreibung

Nach einer Empfehlung der Vereinten Nationen soll in jedem 
Land möglichst alle zehn Jahre eine Volkszählung stattfinden, 
als eine Inventur oder Bestandsaufnahme der Bevölkerung in 
feiner räumlicher und sachlicher Differenzierung. In Deutsch-
land wurde dieser Rhythmus in den letzten Jahrzehnten 
verfehlt: In den alten Ländern fand der letzte Zensus unter 
– vorwiegend politischen, aber auch juristischen – Schwie-
rigkeiten schließlich im Jahr 1987 statt, in der früheren DDR 
noch im „empfohlenen“ Rhythmus im Jahr 1981. Das vereinte 
Deutschland war weltweit das einzige hoch entwickelte Land, 
in dem in den ersten zwanzig Jahren seiner Existenz keine 
Volkszählung stattfand. Dadurch kam es in etlichen Politikfel-
dern zu Informationsdefiziten, die u. a. eine gezielte, bedarfs-
orientierte staatliche Daseinsvorsorge erschweren. 

Der Zensus 2011 unterscheidet sich in der Methodik we-
sentlich von vorangegangenen Volkszählungen. Er ist keine 
komplette Vollerhebung mehr, sondern eine registergestütz-
te, durch eine Stichprobe und eine Vollerhebung in Gemein-
schaftsunterkünften ergänzte Bevölkerungszählung. Diese 
wurde mit einer Gebäude- und Wohnungszählung kombi-
niert und fand am 9. Mai 2011 statt. Einige Merkmale wur-
den nicht unmittelbar erfragt, diese Informationen wurden 
anderen Quellen entnommen und mit statistischen Schätz-
verfahren ergänzt. Entwickelt und erprobt wurde diese neue 
Methode in einem „Zensustest“ schon in den Jahren 2001 bis 
2003. 

Zwischen den Volkszählungen werden die Bevölkerungs-
bestände indirekt durch eine Fortschreibung der Zensu-
sergebnisse ermittelt. Deren formales Instrument ist die 
Bilanzgleichung, die einen definitorischen Zusammenhang 
herstellt zwischen Anfangsbestand und Endbestand einer 
Bevölkerung sowie den dazwischen stattfindenden Bevöl-
kerungsbewegungen (Geburten, Sterbefälle, Wanderungen).

Die Fortschreibung des Bestandes über die Bewegungen 
birgt zufällige Fehlerquellen. Die Erfassung der natürlichen 
Bewegungen (Geburten und Sterbefälle) auf den Standes-
ämtern ist dabei weniger fehleranfällig als die Registrierung 
der Wanderungen auf den Einwohnermeldeämtern. Alle um-
ziehenden Personen unterliegen zwar einer Meldepflicht. 
Bei Fortzügen ins Ausland besteht indes keine amtliche 
Kontrolle, ob der Wegziehende sich auch abgemeldet hat. 
Die Außenfortzüge sind somit eine offene Flanke bei der 
Fortschreibung der Bevölkerung. Zufällige Fortschreibungs-
fehler erhalten dadurch systematische Eigenschaften. Be-
völkerungsfortschreibungen sind weniger präzise in Raum- 
einheiten, die intensive Wanderungsverflechtungen mit dem 
Ausland aufweisen. Dies bedingt ein siedlungsstrukturelles 
Gefälle, weil hoch verdichtete Regionen – und dort wieder-
um die Kernstädte – ein starkes internationales Wanderungs-
volumen aufweisen, und eine altersstrukturelle Besonderheit, 
weil internationale Wanderungen sich auf bestimmte Jahr-
gänge im jüngeren erwerbsfähigen Alter konzentrieren.
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2
Prognoseräume

Die Prognoseräume entsprechen weitgehend den Landkreisen, von denen 
aber manche in zwei oder mehr Teilräume aufgeteilt werden.

Bei einer Verschneidung der Kreise mit den ursprünglichen 
Stadt-Land-Regionen entstehen einige sehr kleine Rau-
meinheiten, die manchmal nur aus einer einzigen Gemein-
de bestehen. An diesen Stellen wird das Bezugsystem durch 
eine Anpassung an die Kreisgrenzen bereinigt. Kriterium ist 
dabei eine Mindestbevölkerungszahl von 20.000 Einwoh-
nern. In ganz wenigen Ausnahmefällen wird dieser Wert 
unterschritten, um das Entstehen von Exklaven oder Beina-
he-Exklaven zu verhindern. 

Mortalität und Fertilität
Die Bevölkerung wird mit der Kohorten-Komponentenme-
thode prognostiziert. Diese Methode ist der Standard für 
alle amtlichen und auch nichtamtlichen Vorausberechnun-
gen. 

Für alle Teilbereiche der Prognose gilt folgendes Grundkon-
zept: Wenn die Werte eher „sicher“ sind (z. B. die Sterblich-
keit auf Bundesebene), dann wird mit veränderten Variablen 
prognostiziert, wenn sie eher „unsicher“ sind, dann wird mit 
konstanten Werten prognostiziert (z. B. die relative Sterb-
lichkeit in den Regionen).

Von der fortgeschriebenen und gealterten Bevölkerung 
werden zunächst die Sterbefälle im betreffenden Zeitraum 
abgezogen. Sie sind die erste von drei Komponenten des 
Bevölkerungsprozesses. Die Zahl der Sterbefälle wird über 
alters- und geschlechtsspezifische Mortalitätsraten (so ge-
nannte Verhaltensgleichungen) aus der Bevölkerung abge-
leitet. Ähnliches gilt für die zweite Komponente, die Zahl 
der Geburten und damit (weitgehend) die unter 1-jährige 
Bevölkerung am Ende des nächsten Jahres. Sie ergibt sich 
aus der Zahl der Frauen im gebärfähigen Alter und deren 
altersspezifischer Fertilität.

Die Fertilität greift seit dem Jahr 2012 (Schlömer 2012) 
auf der Bundesebene auf die Kohortenanalyse zurück. Die 
Kohortenanalyse ist grundsätzlich besser geeignet als die 
Periodenanalyse (siehe Infokasten). Unabhängig davon ist 
die zusammengefasste Geburtenziffer, oder auf Englisch, 
total fertitily rate (TFR) leicht gestiegen. Sie beträgt nun 
ca. 1,5 Kinder je Frau. Das ist aber nach wie vor viel zu we-
nig, um die Bevölkerung (langfristig) stabil zu halten. Dafür 

Perioden- und Kohortenmethode

Kohorten im demografischen Sinne sind Gruppen von Men-
schen, die ein „Ereignis“, vor allem die Geburt, im selben 
Jahr erfahren haben. Kern dieser Methode ist die jährliche, 
kohortenweise Fortschreibung des Bevölkerungsbestands: 
Jeder Mensch wird jedes Jahr genau ein Jahr älter. Die 
20-Jährigen des Jahres 2015 sind die 40-Jährigen des Jahres 
2035, und die 60-Jährigen des Jahres 2015 sind wiederum 
die 80-Jährigen des Jahres 2035. Dieser Teil der Prognose ist 
im Grunde eine unfehlbare (deterministische) Angelegen-
heit, da er nur die bekannte und gealterte Ausgangsbevöl-
kerung fortschreibt.

Die Kohortenmethode ist auch für die Bildung von Verhal-
tensgleichungen (Fertilität, Mortalität, Wanderungen) viel 
besser geeignet, zumindest großräumig. Sie benötigt aber 
sehr lange Zeitreihen und ist erheblich aufwendiger, denn 
sie muss für das Prognoseprogramm unter anderem wieder 
in das demografische Periodensystem umgewandelt wer-
den. Unter Periodensystem versteht man dagegen nur die 
übliche chronologische Zeitrechnung.
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müsste die TFR etwa 2,1 betragen. Das ist aber seit über 40 
Jahren nicht mehr der Fall gewesen. Nach 1964 ging die 
Fertilität so stark zurück, dass ab 1970 der Schwellenwert 
für eine stabile Bevölkerung, das Bestandserhaltungsniveau, 
unterschritten wurde. Ab 1975 pendelte sich die durch-
schnittliche Kinderzahl bei etwa 1,4 ein. Bei einer Kinder-
zahl von 1,4 ist jede Kindergeneration um ein Drittel klei-
ner als die ihrer Eltern. Binnen dreier Generationen, d. h. in 
weniger als hundert Jahren, würde die Bevölkerung ohne 
Zuwanderung auf ein Drittel schrumpfen. Auch wenn die 
Fertilitätsraten aktuell wieder steigen (2015: 1,5), reichen 
diese bei weitem nicht aus, um den stetigen und langfristi-
gen Schrumpfungsprozess der Bevölkerung zu verhindern. 
Denn die Sterbefälle sind altersbedingt so zahlreich, dass 
sie die Geburten weit übertreffen. Im Durchschnitt der Jah-
re 2000–2015 sind 173.000 mehr Menschen gestorben als 
geboren wurden. 

Sofern die Trends der natürlichen Entwicklung künftig 
weitgehend stabil bleiben, hängt das Ausmaß der Bevölke-
rungsentwicklung vor allem von der Dynamik der Außen-
wanderungen ab. Die Außenwanderungsgewinne müssten 
mit steigender Tendenz Werte von 200.000 Personen pro 
Jahr übersteigen, damit die Einwohnerzahlen für Deutsch-
land zumindest konstant bleiben. 

Außenwanderung
Die momentanen Wanderungsgewinne lassen die Bevölke-
rung in der Summe in Deutschland vorrübergehend wach-
sen (2016 um rund 500.000). Die Wanderungsgewinne der 
letzten Jahre lassen die Bevölkerungszahlen nicht nur an-
steigen, sondern die Bevölkerung wird auch weniger alt: 
Zuwanderer befinden sich überwiegend im jungen Erwach-
senenalter. 

Die Außenwanderungen sind in zweifacher Hinsicht ein 
Sonderfall. Zunächst werden die Zuzüge aus dem Ausland 
als absolute Größen auf der Bundesebene festgelegt und 
nicht aus der Bevölkerung abgeleitet. Das heißt, sie wer-
den ohne Verwendung von Verhaltensgleichungen in das 
BBSR-Modell eingeführt und auf die Teilräume herunter-
gebrochen. Die Fortzüge werden dagegen – ähnlich den 
Binnenwanderungen – unter Verwendung von altersspezi-
fischen Fortzugsraten aus der Bevölkerung abgeleitet. Die 
Zuzüge werden so kalibriert, dass – in Kombination mit den 
Fortzugsraten – der Nettoeffekt der internationalen Wande-
rungen einen gewünschten Wanderungssaldo ergibt, der 
als ein zentraler Annahmeparameter vorgeben wird.

Die Außenwanderungen können wie das gesamte BBSR-Mo-
dell nur mittel- bis langfristig angelegt sein. Weil die Außen-
zuzüge und auch die Fortzüge sehr stark schwanken, ist 
eine kurzfristige Anpassung wenig sinnvoll. Allenfalls kön-
nen einzelne Jahre an die Bundesebene angepasst werden.

Dieser „gewünschte Wanderungssaldo“ ist ein Sonderfall: 
denn er ist immer wieder Gegenstand von Auseinanderset-
zungen, weil er „von Hand“ gesetzt wird. Bei der Prognose 
nach dem Zensus waren es die üblichen 200.000 Personen 
im Durchschnitt pro Jahr. Diese Zahl war aber ungleichmä-
ßig über den Zeitraum 2013 bis 2035 verteilt. Am Anfang 
waren es mehr, an Ende weniger. Durch die Flüchtlingskrise 
geht momentan die Tendenz der Außenzuzüge nach oben.

Es ist so, dass die Außenwanderer mehr und mehr aus Regi-
onen außerhalb Europas kommen werden. Denn innerhalb 
Europas geht das Potenzial zurück (vgl. Korcz/Schlömer 
2008). Das Zuzugspotenzial liegt somit außerhalb Europas, 
faktisch in Afrika und dem Nahen Osten. In welchem Um-
fange dieses Potenzial in tatsächliche Zuwanderung mün-
det, hängt von politischen Entscheidungen in Deutschland 
und der EU und dem Druck in den Herkunftsregionen ab.

Binnenwanderungen
Die größte Bedeutung für die kleinräumige Verteilung der 
Bevölkerung haben die Binnenwanderungen. Hier lassen 
sich rund 2,5 Mio. (Kreise) bis 2,8 Mio. (Prognoseräume) 
Wanderungsfälle pro Jahr berechnen. Theoretisch wäre je-
der Einwohner Deutschlands nach rund 30 Jahren damit 
einmal umgezogen. 

Bei 20 Jahren Vorausberechnung ergibt sich eine Summe 
von mindestens 50 Mio. Wanderungsfällen. Die Binnenwan-
derungen sind zudem das komplizierteste Teilmodell der 
BBSR-Bevölkerungsprognose. Denn hier wird nicht nur fest-
gelegt, wie viele Personen aus jedem Kreis oder Prognose-
raum wegziehen, sondern auch wohin sie wandern. 

Grundlage der Berechnungen ist die Matrix der Wanderun-
gen. Diese Tabelle ist für Kreise 402 mal 402 Zellen und für 
Prognoseräume 696 mal 696 Zellen groß. Im Prinzip wird 
damit festgelegt, wie viele Personen von jeder Raumeinheit 
in jede andere Raumeinheit wandern. Die Zuzüge ergeben 
sich aus der Summe aller Fortzüge in den jeweiligen Kreis 
oder Prognoseraum. Der Saldo ergibt sich in der Prognose-
rechnung und ist demnach kein Input. 
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Quelle: eigene Darstellung

3
Die Rolle der Wanderungsmatrix in der Bevölkerungsprognose

Prognoseraum 696 von 696Prognoseraum n + 1 von 696Prognoseraum n von 696
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Das Wanderungsverhalten besitzt eine altersspezifische 
Komponente. Daher wird die Matrix für sechs Altersgruppen 
angelegt. Es sind dieselben Altersgruppen der Außenwan-
derungen: unter 18 Jahre, 18 bis <25 Jahre, 25 bis <30 Jahre, 
30 bis <50 Jahre, 50 bis <65 Jahre und 65 Jahre und älter. 
Die Altersgruppen wurden Anfang der 1980er-Jahre neu 
festgelegt (Gatzweiler 1982: 21; 35) und seitdem nicht mehr 
geändert. Insbesondere die festgelegte Grenze zwischen 
den „Berufseinsteigern“ und den „Familien“ bei 30 Jahren ist 
überprüfungswürdig (siehe auch Schlömer 2009: 12f.). 

Um das zu analysieren, soll noch eine andere Größe zu Rate 
gezogen werden, die aber auch aus der Bevölkerungswis-
senschaft stammt, nämlich die Fertilität. Das durchschnittli-
che Alter der Mütter bei der Geburt hat sich in den letzten 
drei Jahrzenten langsam aber kontinuierlich immer weiter 
nach oben verschoben. 2015 beträgt es 31 Jahre, 1985 be-
trug es dagegen noch 28 Jahre (nur alte Länder). Dies sind 

zwar Durchschnittswerte, für eine grobe Schätzung gleich-
wohl eine Basis. Nimmt man die weiter gestiegene Erwerbs-
beteiligung von Frauen dazu, dann ist eine Erhöhung der 
Grenze von 30 auf 35 Jahre im Bereich des Möglichen. Auch 
die Grenzen „50 und 65 Jahre“ müssten vor dem Hinter-
grund sozialer und gesellschaftlicher Veränderungsprozesse 
überprüft werden.

Weiterhin gibt es das Problem, dass Personen bei gleicher 
Phase ihrer Biographie unterschiedlich alt sind, und zwar in 
Abhängigkeit von der Region in der sie leben. So sind zum 
Beispiel Wohnungen oder die Baugrundstücke in der Stadt 
und auch im suburbanen Raum mancher Stadt sehr viel teu-
rer als im ländlichen Raum. Weshalb die Familiengründung 
in der Stadt auf später verschoben werden könnte. Die Fra-
ge des unterschiedlichen Alters bei gleichem Verhalten in 
verschiedenen Regionen ist nach wie vor ungelöst.



44 Claus Schlömer n Kleinräumige Prognosen von Bevölkerung und Haushalten

Das Bevölkerungsmodell

Quelle: eigene Darstellung

4
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Bestand

Bevölkerung (kleinräumig) Laufende Raumbeobachtung

Bevölkerung (Bund, Feinaltersstruktur) Statistisches Bundesamt

Bewegungen

Fertilität (z. B. 5 Cluster, 6 Altersgruppen) Laufende Raumbeobachtung

Fertilität (kleinräumig, 6 Altersgruppen) Laufende Raumbeobachtung

Fertilität (Bund, Feinaltersstruktur) Statistisches Bundesamt

Mortalität (kleinräumig, 17 Altersgruppen, Geschlecht) Laufende Raumbeobachtung

Mortalität (Bund, Feinaltersstruktur, Geschlecht) Statistisches Bundesamt

Außenwanderungen (kleinräumig, 6 Altersgruppen (Geschlecht)) Laufende Raumbeobachtung

Alternativ:
Außenwanderungen (kleinräumig, beliebige Altersgruppen)

Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder

Außenwanderungen (Bund, Feinaltersstruktur (Geschlecht)) Statistisches Bundesamt

Alternativ:
Binnenwanderungen (Matrix, beliebige Altersgruppen)

Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder

Binnenwanderungen (Bund, Feinaltersstruktur (Geschlecht)) Statistisches Bundesamt

Quelle: eigene Darstellung

Wo kommen die Daten der Raumordnungsprognose (und der Strukturdatenprognose) her?

5

Haushalte und Haushaltsprognose ex post

Die Haushaltsprognose ist das zweite Element der 
BBSR-Raumordnungsprognose. Sie folgt anderen Modellre-
geln als das BBSR-Bevölkerungsmodell. Basis ist das Haus-
haltsbildungsverhalten, wie es sich im Mikrozensus abbil-
det. Der Mikrozensus findet als Stickprobe jedes Jahr statt 
und zwar in Gesamtdeutschland seit 1991. Es werden zwar 
ca. 800.000 Einwohner bzw. ca. 400.000 private Haushalte 
befragt, also etwa ein Prozent der Gesamtheit. Repräsenta-
tive Ergebnisse für kleinere regionale Einheiten (bei gleich-
zeitiger sachlicher Differenzierung), z. B. Kreise oder gar 
Gemeinden, sind aufgrund des Verfahrens des Mikrozensus 
nicht möglich. 

Der Zensus (Volkszählung) kann auch nicht weiterhelfen, 
denn er verwendet eine vom Mikrozensus abweichende 
Haushaltsdefinition: Beim Mikrozensus können mehrere 
Haushalte in einer Wohnung leben. Beim Zensus gilt die Re-
gel, dass nur ein Haushalt pro Wohnung existiert. Die Unter-
schiede sind vor allem in Universitätsstädten und Großstäd-
ten zu spüren, wo zum Beispiel Wohngemeinschaften eine 
große Rolle spielen. Die BBSR-Haushaltsprognose arbeitet 
auf Basis des Mikrozensus mit dem sogenannten Quotenan-
satz. Die Ergebnisse der Bevölkerungsprognose, Teilpopu-

lationen differenziert nach Geschlecht und Altersgruppen, 
werden mit Haushaltsvorstandsquoten multipliziert. Diese 
geben an, wie hoch der Anteil derjenigen Personen eines 
bestimmten Alters und Geschlechts ist, die Vorstand eines 
bestimmten Haushaltstyps sind. Da jeder Haushalt genau 
einen Vorstand besitzt, kann durch diese Rechnung die Zahl 
der Haushalte aus der Bevölkerung bestimmt werden. 

Nach einem ähnlichen Prinzip funktioniert das Haushaltsmit-
gliederquotenverfahren. Diese Quoten bezeichnen den An-
teil einer Bevölkerungsgruppe eines bestimmten Alters und 
Geschlechts, der Mitglied eines bestimmten Haushaltstyps 
ist. Auch diese Quoten lassen sich mit den entsprechenden 
Bevölkerungszahlen verknüpfen und ergeben so eine wei-
tere Möglichkeit, die Zahl der Haushalte zu berechnen. Die 
Haushaltsprognose des BBSR basiert auf einer simultanen 
und aufeinander abgestimmten Anwendung beider Quo-
tenverfahren. So müssen Haushaltsvorstandsquoten immer 
kleiner als die entsprechenden Haushaltsmitgliederquoten 
sein, weil jeder Haushaltsvorstand zugleich Mitglied eines 
Haushaltes ist. Für Einpersonenhaushalte sind beide Quoten 
identisch. 
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Für die Prognose sind die Trends der Vergangenheit ent-
scheidend. Haushalte mit zwei und einer Person nehmen 
über die Zeit an Bedeutung zu (2016: drei von vier Haus-
halten), Haushalte mit drei und mehr Personen nehmen 
deutlich ab. Insbesondere für den Wohnungsbau sind diese 
Entwicklungen von größter Bedeutung.

Bevölkerung in privaten Haushalten
Die Haushaltsmitglieder bilden die gesamte Bevölkerung 
in privaten Haushalten. Dieser Bevölkerungsbegriff unter-
scheidet sich von der Bevölkerung am Hauptwohnsitz aus 
der Bevölkerungsprognose und den Bevölkerungsfort-
schreibungen durch zwei Besonderheiten. In der Bevölke-
rung in privaten Haushalten fehlen die Bewohner von Ge-
meinschafts- und Anstaltsunterkünften (z. B. Wohnheime, 
Kasernen). Auf der anderen Seite kann es durch das Vor-
handensein von Zweitwohnsitzen etc. zu Fällen kommen, 
wo dieselbe Person in mehr als einem Haushalt als Mitglied 
erscheint und somit in der Bevölkerung in privaten Haushal-
ten doppelt gezählt wird. Die Zahl der Haushaltsmitglieder 
kann dementsprechend größer oder kleiner sein als die Be-
völkerung am Hauptwohnsitz. 

In der Praxis sind die Unterschiede zwar insgesamt gering, 
sie variieren aber für einzelne Altersgruppen und auch re-
gional. Eine direkte Verrechnung der Haushaltszahlen, so-
wie der Haushaltsvorstands- und Mitgliederquoten mit der 
Wohnbevölkerung ist damit nicht einfach möglich. Statt-
dessen wird die Bevölkerung am Hauptwohnsitz, wie sie 
aus der Bevölkerungsprognose zur Verfügung steht, in die 
für die Haushaltsprognose benötigten Haushaltsmitglie-
der umgerechnet. Dazu werden Informationen zur Relati-
on der beiden Bevölkerungen verwendet, die – regional 
und nach Altersgruppen differenziert – ebenfalls aus dem 
Mikrozensus stammen.

Die Berechnung der Haushalte erfolgt zunächst auf der Ebe-
ne der Raumordnungsregionen. Für den Wohnungsmarkt 
wird auch zunächst nur die Ebene der Raumordnungsregio-
nen benutzt. Hier treten die Haushalte – und eben nicht die 
einzelnen Personen – als Nachfrager in Erscheinung.

Das Quotenverfahren gewährleistet, dass sich die in der 
BBSR-Bevölkerungsprognose vollziehenden Veränderungen 
auch in der BBSR-Haushaltsprognose widerspiegeln, ohne 
dass die komplexen und nur schwierig mit empirischen 
Daten zu füllenden Prozesse der Transformation von Haus-
halten im Zeitverlauf direkt modelliert werden. Gleichwohl 
werden bei der Annahmesetzung zur Entwicklung der Quo-

ten grundlegende Annahmen und Erkenntnisse aus der 
Bevölkerungsprognose berücksichtigt, sodass neben den 
formalen auch modellexogene Zusammenhänge zwischen 
Bevölkerungs- und Haushaltsmodell existieren.

Zwei Stufen
Das Modell ist vergleichsweise einfach konzipiert, besitzt je-
doch einen hohen sachlichen und nicht zuletzt räumlichen 
Differenzierungsgrad. Um Haushaltsvorstandsquoten und 
Haushaltsmitgliederquoten für den Prognosezeitraum zu 
erhalten, müssen diese Größen zunächst für die Gegenwart 
und jüngere Vergangenheit bekannt sein. Konkret müssen 
die Quoten für 96 Raumordnungsregionen, sechs Alters-
gruppen, zwei Geschlechter und fünf Haushaltsgrößenty-
pen ermittelt werden. Diese Aufgabe ist keineswegs trivial. 
Daten aus dem Mikrozensus lassen sich nicht für beliebig 
feine räumliche Bezugssysteme extrahieren, auch wenn die 
hierfür notwendigen Informationen formal gesehen in der 
Erhebung enthalten sind. 

Für den Mikrozensus gilt, wie für jede Stichprobe, dass die 
Qualität der Daten vom Umfang der Stichprobe, also von 
den involvierten Fallzahlen abhängt. Diese sind umso gerin-
ger, je feiner die Daten sachlich oder räumlich differenziert 
werden. Aus diesem Grunde wird für die Auswertung der 
Mikrozensusdaten ein zweistufiges Verfahren verwendet. 
Auf der für das Modell erforderlichen Ebene der Raumord-
nungsregionen lassen sich unter diesen Voraussetzungen 
nur Informationen verwenden, deren sachlicher Differen-
zierungsgrad relativ grob ist. Diese Daten werden in einer 
ersten Auswertungsstufe bereitgestellt.

Um die Quoten in der gewünschten sachlichen Differen-
zierung zu bekommen, muss nun in einem zweiten Schritt 
konsequenterweise die räumliche Ebene vergröbert wer-
den. Dies soll jedoch so geschehen, dass der Informations-
verlust bezüglich der Unterschiede zwischen den Regionen 
möglichst gering ausfällt. Die Regionen werden deshalb 
zu Regionsgruppen zusammengefasst, die hinsichtlich des 
Haushaltsbildungsverhaltens (Haushaltsvorstands- und Mit-
gliederquoten) ihrer Bevölkerung vergleichsweise homogen 
sind. Diese Gruppenbildung erfolgt über Clusteranalysen, 
die auf der ersten, regional fein differenzierten Auswer-
tungsstufe basieren.

Die endgültige Ausdifferenzierung erfolgt dann von dieser 
Clusterebene aus. Jede Region erhält als Startwert die Quo-
ten der Gruppe, der sie angehört. Diese vorläufigen Werte 
werden dann für jede Region schrittweise so skaliert, dass 
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6
Das Modell der Haushaltsprognose

Quelle: eigene Darstellung

Variante 2: Teilmodell mit  
Haushaltsmitgliederquoten

Variante 1: Teilmodell mit  
Haushaltsvorstandsquoten

Bevölkerung  am Hauptwohnsitz 
nach Geschlecht und 6 Altersgruppen 

in 96 Raumordnungsregionen  

Bevölkerung  in privaten Haushalten 
nach Geschlecht und 6 Altersgruppen  

in 96 Raumordnungsregionen 

Umrechnungs-
faktoren

Haushalts-
mitglieder-

quoten

Haushalts-
vorstands-

quoten

Private Haushalte
nach 5 Größenklassen  

sowie Alter und Geschlecht 
des Vorstands

Private Haushalte
nach 5 Größenklassen  

sowie Alter und Geschlecht  
der Mitglieder

Private Haushalte
5 Größenklassen 

96 Raumordnungsregionen 

Private Haushalte
5 Größenklassen 

402 Kreise
266 Stadt-Land-Regionen  

und weitere Raumgliederungen

kleinräumige  
Verteilung 

Konsistenzprüfung 

Bevölkerungs-
prognose 

Synthese  
der Ergebnisse
der Varianten
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8
Von der Bevölkerung zu den Haushalten

Quelle: eigene Darstellung

Bevölkerungsrelation
(Bevölkerung am Hauptwohnsitz / 
Bevölkerung in Haushalten)

Mikrozensus
(Statistisches Bundesamt)

Haushaltbildungsverhalten
(Haushaltsvorstandsquoten)

Mikrozensus
(Statistisches Bundesamt)

Haushaltbildungsverhalten
(Haushaltsmitgliederquoten) 

Mikrozensus
(Statistisches Bundesamt)

Erwerbsbeteiligung (Quoten) Mikrozensus
(Statistisches Bundesamt)

Quelle: eigene Darstellung

Wo kommen die Daten der Haushaltsprognose und 
Erwerbspersonenprognose her?

7
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sie mit den regionsscharfen Informationen aus der ersten 
Auswertungsstufe, sowie mit dem Bevölkerungsbestand 
vereinbar sind. Erst nach diesem Anpassungsprozess sind 
für alle 96 Raumordnungsregionen die endgültigen Haus-
haltsvorstands- und Mitgliederquoten für die Mikrozensen, 
1991 bis zuletzt 2014 verfügbar. Diese Quoten schöpfen 
zwar alle vorhandenen Informationen aus, sie sind aber 
keinesfalls frei von möglichen Verzerrungen. Insbesondere 
kann es durch wechselnde Clusterzugehörigkeiten einzel-
ner Regionen im Zeitverlauf zu Schwankungen kommen.

Ein erheblicher Teil des Haushaltsmodells besteht somit aus 
der Berechnung und Schätzung von Haushaltszahlen und 
Parametern zum Haushaltsbildungsverhalten für die (jünge-
re) Vergangenheit. Diese Werte bilden die Basis für die ei-
gentliche Prognose. Sie sind gleichzeitig ein Instrumentari-
um, um aktuelle Trends darzustellen. Ihre Entstehung ist mit 
den beschriebenen Unsicherheiten verknüpft. Bei der Inter-
pretation von Veröffentlichungen und Daten, die auf diesen 
ex-post geschätzten Zahlen aufbauen, muss die besondere 
Problematik ihres Zustandekommens deshalb immer be-
rücksichtigt werden.

Die für die 96 Raumordnungsregionen prognostizierte Zahl 
der Haushalte wird anschließend auf die Kreise oder auf 
andere räumliche Bezugssysteme wie die Stadt-Land-Regi-
onen (BBSR 2012: 62) verteilt. Dies geschieht unter Zuhilfe-

nahme der Bevölkerungsprognose für diese Raumeinheiten 
und zusätzlichen Informationen aus der Laufenden Raum-
beobachtung des BBSR, die Aufschluss über die kleinräumi-
ge Verteilung der Haushalte innerhalb der Regionen geben. 
Eine Verteilung des Wohnungsmarkts auf die Kreise erfolgt 
schließlich durch die Verhältnisse von Bautätigkeit und 
Bevölkerungs- bzw. Haushaltanteile der Kreise in den Rau-
mordnungsregionen. Dieser Teil wird auch im BBSR-Woh-
nungsmarktreferat hergestellt.
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Ausblick

Literatur

Die Raumordnungsprognose mit ihren Komponenten der 
Bevölkerungs- Haushalts- und Erwerbspersonenprognose 
zählt traditionell zu den wissenschaftlichen Kernkompeten-
zen des BBSR. In einer sich ändernden Welt müssen auch 
die Annahmen stetig diskutiert sowie methodische Weiter-
entwicklungen implementiert werden. Im Fokus müssen die 
zentralen Annahmen zu den Außen- und Binnenwanderun-
gen sowie zur Mortalität und Fertilität stehen. Außerdem 
geht es um die Frage nach möglichen Wachstumsgrenzen 
der Bevölkerungsentwicklung, die aus dem Zusammenspiel 
von Push- und Pullfaktoren resultieren. Hierzu zählen ins-
besondere die Lage auf den Arbeits- und Wohnungsmärk-
ten, wobei diese je nach Ausprägung entweder weiteres 
Bevölkerungswachstum induzieren oder bremsen. Dabei 
geht vielerorts eine gute Arbeitsmarktlage mit einem an-
gespannten Wohnungsmarkt und umgekehrt einher. Der 
Deckel soll jedoch regionalen Besonderheiten Rechnung 
tragen. Grundlage der Wachstumsgrenzen könnte eine Ty-
pisierung angespannter Wohnungsmärkte sein. Seine Aus-
gestaltung und methodische Umsetzung sind zu diskutie-
ren und nachvollziehbar zu dokumentieren. Grundsätzlich 
wären bei der Erarbeitung der BBSR-Bevölkerungsprognose 
Rückkopplungsschleifen mit regionalen Wirtschaftsstruk-
turprognosen wünschenswert. Weitere Aspekte betreffen 
methodische Fragen der Trendfortschreibung sowie der Ge-
schlechter- und Altersdifferenzierung.

Bei den regionalen Binnenwanderungen muss geprüft wer-
den, ob eine Differenzierung nach Deutschen, EU-Auslän-
dern und Flüchtlingen machbar ist und sich zeitliche und 
regionale Trends erkennen lassen. Dabei ist zu beachten, 
dass die BBSR-Raumordnungsprognose flächendeckend an-
gelegt und daher die Verflechtungen der Regionen berück-
sichtigen muss. Im Kern muss es bei der Weiterentwicklung 
darum gehen, nach wie vor bei den Komponenten der Prog-
nose auf Basis ökonomischen, sozialen, siedlungsstrukturel-
len Indikatoren spezifische regionale Muster zu identifizie-
ren sowie alters- und geschlechtsspezifischen Unterschiede 
herauszuarbeiten. Methodisch muss geprüft werden, ob 
eher Durchschnittswerte der Vergangenheit oder Trendfort-
schreibungen der Prognose zugrunde gelegt werden sollen 
und welche methodischen Trendfortschreibungen sinnvoll 
sind. Hierbei ist zu beachten, dass das derzeitige Modell der 
BBSR-Raumordnungsprognose einen langfristigen Zielhori-
zont von 20 bis 25 Jahren verfolgt. Kurz- bis mittelfristige 
Schwankungen werden daher geglättet. In der Demografie 
ist es eher selten, bei Prognosen solche Trendfortschreibun-
gen in den Wanderungen zu verwenden. Aber gerade für 
den Wohnungsmarkt sind diese Ausschläge von zentraler 
Bedeutung. Daher gilt es, das BBSR-Modell wenn möglich 
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anzupassen. Methoden der Trendfortschreibungen rücken 
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Zahlreiche Institutionen in Deutschland führen Bevölke-
rungsvorausberechnungen durch. Neben öffentlichen Ins-
titutionen, insbesondere dem Statistischen Bundesamt und 
den Statistischen Ämtern der Länder, tummeln sich auch ver-
schiedene private Institutionen auf dem Prognosemarkt. Für 
Deutschland insgesamt und für die einzelnen Bundesländer 
liegen damit viele unterschiedliche Angaben zur erwarteten 
Bevölkerungsentwicklung vor. Auch auf Ebene der Kreise 
und der Gemeinden gibt es inzwischen ein differenziertes 
Angebot an Prognosen. Mit den Statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder, dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) und dem Wegweiser Kommune 
der Bertelsmann Stiftung stellen gleich drei große Institutio-
nen den Gemeinden annähernd flächendeckend Daten zur 

zukünftigen Bevölkerungsentwicklung bereit (vgl. Abb. 1). 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche Kreise, Städte und Ge-
meinden, die ihrerseits Einwohnervorausberechnungen 
durchführen oder bei externen Instituten in Auftrag geben. 
Nahezu alle Städte in Deutschland mit mehr als 100.000 
Einwohnern verfügen über kommunale Bevölkerungsvor-
ausberechnungen (zu einem Überblick über aktuelle kom-
munale Prognosen vgl. Stadtforschung und Statistik 30, 
Heft 2/2017). Angesichts der Fülle an Prognosedaten geht 
der Beitrag der Frage nach, welche spezifischen Funktionen 
kommunale Bevölkerungsvorausberechnungen haben und 
wo die besonderen Herausforderungen – aber auch Mög-
lichkeiten und Stärken – dieser kleinräumigen Prognose- 
ansätze liegen.

Funktionen und Herausforderungen kommunaler 
Bevölkerungsvorausberechnungen

Prognosen und Vorausberechnungen unterscheiden sich 
in vielerlei Hinsicht. Neben den jeweiligen Zeitständen und 
Methoden erfüllen sie auch unterschiedliche Funktionen. 
Kommunale Bevölkerungsvorausberechnungen sollen in 
erster Linie spezifisch Grundlagen für Fachplanungen und 
strategische Entscheidungen in den Städten legen. Sie die-
nen – stadtweit – zum Beispiel dazu, wohnungs- oder flä-
chenpolitische Ziele festzulegen. Auf kleinräumiger Ebene 
helfen Bevölkerungsvorausberechnungen, Infrastrukturen 
zu planen und zu schaffen. Insbesondere in den größeren 
Städten benötigen die „unterschiedlichen Fachabteilungen 
der Verwaltung […] unabhängig von groben ‚amtlichen‘ 
Prognosen für ihre Fachplanungen in regelmäßigen Abstän-
den eine die konkreten Entwicklungsbedingungen vor Ort 
soweit wie möglich berücksichtigende Bevölkerungsprog-
nose“ (Klein 2017: 33).

Vorausberechnungen sollen für kommunale Verwaltungen 
zum Beispiel beantworten, mit welchen Betreuungsbedar-
fen in Kindergärten in den kommenden Jahren zu rechnen 
ist, oder wie sich die Nachfrage nach Nahverkehrsangebo-
ten entwickeln wird. Aktuell liegt im Prognosebereich darü-
ber hinaus ein großes Augenmerk bei der Abschätzung von 
Wohnungsbedarfen: Die Zuwanderung aus dem Ausland 
und der anhaltende Trend zu städtischem Wohnen führt 
zur Frage, wie viele Wohnungen in den Städten entstehen 
müssen, um die hinzukommenden Einwohner angemessen 
mit Wohnraum zu versorgen (beispielsweise Deschermeier 
et al. 2016).

Während sich bei gesamtstädtischen Fragen Gemeinde- 
oder Kreisprognosen nutzen lassen, sind die Erwartungen 
an Vorausberechnungen als Planungsgrundlage ungleich 
differenzierter:

n	Maßstabsebene: Als Planungsgrundlage müssen Prog-
nosen hinreichend feinkörnig sein, um aus ihnen die Be-
darfe für einzelne Maßnahmen im Stadtraum ableiten zu 
können. Im Idealfall zeigen sie entsprechend die zukünf-
tige Einwohnerentwicklung auf Quartiersebene auf. Um 
Daten für unterschiedliche Planungsräume (z. B. Schul-
bezirke, Verkehrszellen) flexibel bereitzustellen, muss die 
eigentliche Prognose zum Teil sogar noch deutlich klein-
räumiger erfolgen. Nur dann lassen sich die Ergebnisse 
anschließend auf die jeweilige Raumebene aggregieren.

n	Komplexität: Für viele Planungsprozesse reicht das 
Wissen um die Gesamtzahl der Einwohner in einem 
bestimmten Raum nicht aus. Planungen für Kinderta-
geseinrichtungen, Schulen oder Altenheime benötigen 
zumindest Angaben zu den jeweiligen Altersgruppen. 
Häufig wird darüber hinaus nach Geschlecht differen-
ziert. Je stärker eine Bevölkerungsvorausberechnung 
differenziert, desto komplexer wird das Prognosemodell. 
Dies gilt insbesondere auch für Systemprognosen: Mit 
ihnen lassen sich aufbauend auf der Einwohnerzahl bei-
spielsweise Aussagen zur Schüler- oder Beschäftigten- 
entwicklung machen.
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n	Prognosezeitraum: Da es sich insbesondere bei baulichen 
Planungen in der Regel um Zeiträume von einigen Jah-
ren bis Jahrzehnten handelt, wird als Prognosezeitraum 
kommunaler Prognosen meist ein Zeitraum von etwa 10 
bis 20 Jahren vorausgesetzt. Dies ist im Vergleich zu glo-
balen oder nationalen Einwohnerprojektionen eine nur 
vergleichsweise kurze Zeitspanne. Sie kann jedoch kom-
biniert mit den beiden anderen skizzierten Erwartungen 

1
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Verbund)
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Quelle: eigene Darstellung

durchaus zu erheblichen methodischen Problemen füh-
ren – das bezieht sich insbesondere auf die Zuverlässig-
keit bei der Annahmensetzung. 

n	Zuverlässigkeit: Da es sich bei Planungen um sehr kon-
krete Projekte vor Ort handelt, werden Abweichungen 
zwischen der realen Entwicklung und der vorausberech-
neten Entwicklung meist unmittelbar angesprochen und 
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thematisiert. Die Zuverlässigkeit im Sinne des Eintretens 
der vorausberechneten Bevölkerungsentwicklung ist 
vor diesem Hintergrund bei kleinräumigen Prognosen 
besonders gefragt. Umgekehrt gilt es als Makel, wenn 
vorausberechnete Entwicklungen nicht eintreffen, insbe-
sondere dann, wenn diese subjektiv als wünschenswert 
wahrgenommen werden. Gleichzeitig bestehen enge 
Wechselwirkungen zwischen (kommunal)politischen 
Entscheidungen und der Bevölkerungsentwicklung. 
Kommunale Vorausberechnungen sollten auch darauf 
hinweisen und aufzeigen, wie sich mögliche Entwick-
lungspfade auswirken.

Diese Erwartungen führen dazu, dass kleinräumige Progno-
sen auf kommunaler Ebene vor besonderen methodischen 
Herausforderungen stehen. Insbesondere die Erwartung an 
Maßstabsebene und Komplexität stehen dem grundliegen-
den Ziel, zuverlässige Vorausberechnungen als Planungs-
grundlage zu erstellen, tendenziell entgegen (Abb. 2). Viele 
Fragen der kommunalen Planung lassen sich mit großräumi-
geren Vorausberechnungen schwerlich beantworten. Dazu 
gehört beispielsweise die Frage, wie sich die Zahl der Schü-
ler in einem bestimmten Wohngebiet in den kommenden 
Jahren klassenweise entwickeln wird. Um den skizzierten 
Herausforderungen zu begegnen, haben sich für kommuna-
le Vorausberechnungen spezifische Methoden etabliert, die 
das folgende Kapitel exemplarisch beschreibt.

Darüber hinaus haben kommunale Einwohnervorausbe-
rechnungen den Zweck, die „richtigen“ Einwohnerzahlen zu 
verwenden. In zahlreichen Städten weichen die durch die 
statistischen Landesämter festgestellten „amtlichen Bevöl-
kerungszahlen“ von den Zahlen der in den jeweiligen kom-
munalen Melderegistern gespeicherten Einwohner ab. Die-
se Differenz ist seit der Korrektur der amtlichen Zahlen im 
Rahmen des Zensus 2011 in den meisten Kommunen nicht 
mehr so groß wie zuvor. Sie führt aber weiterhin dazu, dass 
es für die Städte in der Regel zwei Einwohnerzahlen gibt: 
eine amtliche und eine aus dem Melderegister (Jacobi 2013; 
Kern et al. 2013). Abgesehen von der nicht zu beantworten-
den Frage danach, welche dieser Einwohnerzahlen der Rea-
lität näher kommt, ergibt sich aus dieser Situation folgende 
Einschränkung: Einwohnerzahlen oberhalb der Gemeinde-
ebene sind in der Regel bei den Statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder verfügbar (amtliche Bevölkerungs-
fortschreibung), Daten unterhalb der Gemeindeebene da-
gegen nur aus den jeweiligen Einwohnermelderegistern. 
Lediglich auf Gemeindeebene selbst stehen beide Daten-
quellen zur Verfügung. Alleine weil kommunale Prognosen 
in der Regel jedoch kleinräumig sind und die Melderegister-
zahlen in den meisten Kommunen als maßgebliche Einwoh-
nerzahlen gelten, kommt den kommunalen Bevölkerungs-
vorausberechnungen häufig eine wichtige Funktion zu.

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Gans et al. 2015: 110
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Kommunale Bevölkerungsvorausberechnungen unterschei-
den sich primär in ihrer räumlichen Ausrichtung von groß-
räumigeren Vorausberechnungen. Zwar berücksichtigen 
die Prognosen der Statistischen Landesämter und anderer 
Akteure häufig die Ebene der Gemeinden. Unterhalb die-
ser liegen in der staatlichen Statistik jedoch keine Angaben 
vor. Ausnahmen bilden Rasterdaten, die das Statistische 
Bundesamt seit dem Zensus 2011 flächendeckend zur Ver-
fügung stellt (Neutze 2015), für die es bislang jedoch noch 
keine Bevölkerungsvorausberechnungen gibt. 

Gerade die Berücksichtigung der Raumebenen unterhalb 
der Gesamtstadt ist jedoch aus kommunaler Planungsper-
spektive unabdingbar. In diesem Sinne ergänzen städtische 
Vorausberechnungen die bestehenden überregionalen 
Prognosen anderer Anbieter, die die lokalen Bedingungen 
nicht in gleicher Weise berücksichtigen können (Schlömer/
Hoymann 2015; Klein 2017)

Im Gegensatz zu größeren Raumeinheiten bestimmen vor 
allem Zu- und Fortzüge die kleinräumige Einwohnerent-
wicklung. Während beispielsweise die Gesamtzunahme 
der Einwohnerzahl in Deutschland 2015 zu 74 Prozent auf 
Zuwanderungen beruhte und zu 26 Prozent auf Geburten, 
machen in einzelnen Stadtteilen Stuttgarts Wanderungen 
über 95 Prozent der Einwohnerzunahme aus. Hinsichtlich 
der Einwohnerabnahme zeichnet sich ein ähnliches Bild 
(Abb. 3). Entsprechend wichtig ist es daher, bei kleinräumi-
gen Vorausberechnungen Verfahren einzusetzen, in denen 
die Annahmen der zukünftigen Wanderungsentwicklungen 
sinnvoll gesetzt werden können. Die bloße Fortschreibung 
der Trends der vergangenen Jahre (Status-quo-Prognose) ist 
dabei nicht immer zielführend.

Aus diesem Grund setzen Anwender von kleinräumigen 
Bevölkerungsvorausberechnungen bis heute meist deter-
ministische Komponentenverfahren ein, die auf der de-

Lösungsansätze kommunaler Bevölkerungsvorausberechnungen

Quelle: eigene Darstellung mit Daten des Statistischen Bundesamtes, des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg und des Statistischen Amtes der Landeshauptstadt Stuttgart

3
Anteil der natürlichen und räumlichen Bewegungen an der Einwohnerzu- und -abnahme insgesamt 
in ausgewählten Raumeinheiten 2015
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mografischen Grundgleichung beruhen und die einzelnen 
Komponenten der Bevölkerungsentwicklung (Geburten, 
Sterbefälle, Zuzüge, Fortzüge) jahresweise fortschreiben. 
„Die einzelnen Komponenten der Fortschreibung werden 
dabei entsprechend der Annahmen zur Fruchtbarkeit, zur 
Lebenserwartung und zum Wanderungsverhalten ermittelt. 
Im Folgejahr rücken die Überlebenden jeder Altersgruppe 
ein Lebensjahr weiter. Diese Rechenschritte werden dann 
für jedes weitere Prognosejahr wiederholt. Bei Verfahren, 
die auf einem deterministischen Ansatz beruhen, spricht 
man in der Wissenschaft meist nicht von Prognosen, son-
dern von Vorausberechnungen“ (Lux-Henseler 2013). Bun-
desweit nutzen inzwischen mehr als 60 Städte die Software 
SIKURS des KOSIS-Verbundes (vgl. KOSIS 2017) für kleinräu-
mige Vorausberechnungen. Sie ist insbesondere auf die An-
forderungen von Städten zugeschnitten und erlaubt es, die 
Annahmen einer Prognose differenziert zu berücksichtigen.

Alternativ zu deterministischen Modellen wurden insbe-
sondere in den vergangenen Jahren stochastische Prog-
noseansätze entwickelt. Mit diesen lassen sich Wahrschein-
lichkeiten angeben, mit denen bestimmte Entwicklungen 
eintreten. Stochastische Modelle bieten vor allem bei groß-
räumigen Vorausberechnungen Vorteile, sind jedoch inzwi-
schen auch auf regionaler Ebene etabliert (Lipps/Betz 2003; 
Deschermeier 2012; Deschermeier 2015).

Um die beschriebenen Herausforderungen in determinis-
tischen Modellen zu berücksichtigen und im besten Falle 
abzufedern, entstand in den vergangenen Jahrzehnten im 
Rahmen kommunaler Bevölkerungsanalysen und -progno-
sen ein ganzer Methodenkasten. Im Folgenden werden zen-
trale Herangehensweisen und Überlegungen hierzu darge-
stellt. Im Zentrum stehen ausgewählte Beispiele.

Projektive Vorhersagen
Die Erkenntnis, dass singuläre Ereignisse wie das Schließen 
eines Unternehmens oder die Ausweisung von Neubauge-
bieten besonders dann zum Tragen kommen, wenn man 
kleine Prognoseräume betrachtet, ist alles andere als neu. 
„So kommen Sonderentwicklungen in kleinen Gemeinden 
sehr viel stärker zu Tragen als in größeren, aggregierten 
Raumeinheiten, denn je größer die Prognoseeinheit, des-
to stärker werden Sonder- und Zufallseinflüsse nivelliert“ 
(Jeschke/Münter 2007: 24). Vor dem Hintergrund dieser Er-
kenntnis wird offensichtlich, dass gerade bei kleinräumigen 
Vorausberechnungen projektive Vorhersagen, beispielswei-
se der Entwicklung eines Neubaugebiets, unverzichtbar 
sind (Gatzweiler 1996; Lux-Henseler 2013). Sie können über 
Expertengesprächen eingebunden werden (Leibert 2017). 

Idealerweise ließe sich auch auf bereits bestehende Pla-
nungsgrundlagen zurückgreifen.

Stuttgart berücksichtigt hierzu die in der „Zeitstufenliste 
Wohnen“ verzeichneten Baulandpotenziale als Grundlage 
für die kleinräumige Einwohnervorausberechnung (Mä-
ding 2017). Die „Zeitstufenliste“ ist ein Instrument für die 
planerische Steuerung des Wohnungsbaus und der Wohn-
bauförderung sowie für die Infrastrukturvorsorge (Landes-
hauptstadt Stuttgart, Referat Städtebau und Umwelt 2017). 
In ihr erfasst die Verwaltung größere bereits bekannte 
Bauvorhaben und schätzt ab, wann die entsprechenden 
Flächen bebaubar sein werden und wie viele Wohnungen 
dort voraussichtlich entstehen. Zu dem Zeitpunkt, an dem 
diese Gebiete bezogen werden, wird die Einwohnerzahl in 
Stadtteilen mit vielen neuen Wohnungen wahrscheinlich er-
heblich ansteigen. 

Darüber hinaus spielt seit dem Jahr 2010 die Neubautätig-
keit in Stuttgart nicht nur kleinräumig, sondern auch für die 
Einwohnerentwicklung der Gesamtstadt eine besondere 
Rolle. Bei dem derzeit äußerst angespannten Stuttgarter 
Wohnungsmarkt ist nach Einschätzung lokaler Experten 
der verfügbare Wohnraum der entscheidende Faktor, der 
das zukünftige Einwohnerwachstum kurz- bis mittelfristig 
bestimmen wird. Die Berücksichtigung dieser Größe setzt 
jedoch voraus, dass – sowohl kleinräumig als auch gesamt-
städtisch – Annahmen zu den Zusammenhängen zwischen 
der Entwicklung von Wohnungs- und Einwohnerzahl getrof-
fen werden müssen. In Stuttgart fließen beispielsweise diffe-
renzierte Auswertungen zur Struktur der Neubaubezieher in 
Abhängigkeit von der baulichen Struktur der entstehenden 
Quartiere mit in die Annahmensetzung der Einwohnervor-
ausberechnung ein (Strauß et al. 2017).

Ad-hoc-Vorausberechnungen für 
besondere Fragestellungen
Nicht für alle Fragen braucht es eine komplexe Vorausbe-
rechnung. Existiert eine solche, so ist es sicherlich wün-
schenswert, die errechneten Zahlen zu nutzen. Dies ist 
aber vor dem Hintergrund der beschriebenen Herausforde-
rungen nicht in allen Fällen die beste Wahl. Häufig reichen 
Ad-hoc-Vorausberechnungen zu speziellen Themen aus, um 
die richtigen Entscheidungen zu treffen. Geht es beispiels-
weise darum, mit wie vielen neuen Schulkindern in einem 
Grundschulbezirk in den kommenden drei Jahren zu rech-
nen ist, lässt sich auf Grundlage der aktuellen Einwohner-
zahlen in den Altersklassen der 0- bis 5-Jährigen und der Be-
rücksichtigung typischer Fortzugsraten mit vergleichsweise 
einfachen Mitteln sehr valide abschätzen, ohne die metho-
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dischen Herausforderungen zu berücksichtigen. Die Stadt 
Stuttgart nimmt durch die Schulentwicklungsplanung in 
dieser Form eine sehr genaue Vorausberechnung für jeden 
Schulbezirk mit einem kurzen Prognosezeitraum, aber dafür 
sehr detaillierten Informationen zu einzelnen Neubaupro-
jekten vor. Geht es jedoch um die Planung von Kitaplätzen 
für unter 3-Jährige, stoßen solche Ansätze an ihre Grenzen.

Szenarien
Die Herausforderungen, die bei mathematischen Voraus-
berechnungen auf kleinräumiger Ebene bestehen, kann 
die Szenarientechnik zumindest teilweise ausgleichen (vgl. 
Schmitz-Veltin 2011). Szenarien zeigen auf Grundlage von 
Expertenwissen und qualitativen Analysen zukünftige Situ-
ationen und die dazu führenden Entwicklungsverläufe auf. 

4
Ein Beispiel für die Berücksichtigung von geplanten Wohnungen in einer Bevölkerungsvorausberechnung: 
Voraussichtlich realisierbare Neubautätigkeit aus der „Zeitstufenliste Wohnen“ bis 2030 in Stuttgart nach Stadtteilen

Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung, eigene Berechnungen
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Immer dann, wenn es nicht um rein quantitative Voraus-
schauen, sondern um komplexe Auseinandersetzung mit 
Zukunftsthemen wie dem demografischen Wandel oder der 
wirtschaftlichen Entwicklung geht, erscheinen Szenarien 
als geeignete Alternative oder Ergänzung. Sie helfen dabei, 
demografische Fehlschlüsse zu vermeiden und auf die He-
rausforderungen der städtischen Entwicklung angemessen 
zu reagieren. In den vergangenen Jahren sind in verschie-
denen Städten und in unterschiedlichen Kontexten Szenari-
en entstanden, die sich mit spezifischen Entwicklungen auf 
kommunaler und kleinräumiger Ebene auseinandersetzen 
(Beispiele siehe Schmitz-Veltin 2013).

Beispielhaft sei auf das in den Gemeinden der Metropolre-
gion Rhein-Neckar durchgeführte Projekt „Szenarien zur Zu-
kunft des Wohnens in der Stadtregion“ verwiesen, in dem 
quantitative Bevölkerungs- und Haushaltvorausberechnun-
gen um komplexe Szenarien ergänzt wurden. Dieses Vorge-
hen beruht auf der Erkenntnis, dass differenzierte Nachfra-
geszenarien Prognosen sinnvoll ergänzen können. Sie sind 
zwar nicht exakt zu quantifizieren, bilden dafür aber die tat-
sächlichen Bedarfe der Zukunft sehr viel detaillierter ab. Das 
Projektteam modifizierte die Annahmen einer quantitativen 

Bevölkerungsvorausberechnung. Das geschah mit Hilfe von 
in Szenarien erstellen Überlegungen zur Wanderungsent-
wicklung, Arbeitsplatzentwicklung, Geburtenentwicklung 
sowie zur Frage der stadtregionalen Verflechtungen. Auf 
Grundlage der jeweiligen Einwohnervorausberechnungen 
entwickelte das Projektteam in einem zweiten Schritt Ab-
schätzungen zur Entwicklung der privaten Haushalte, die 
wiederum auf verschiedenen Szenarien zur Haushaltsbil-
dung beruhten. Schließlich stellte es über Annahmen zu dif-
ferenzierten Wohnwünschen unterschiedlicher Haushalts- 
typen qualitativ dar, wie sich die Nachfrage nach Wohnun-
gen in Abhängigkeit von Lage, Anbindung, Wohnumfeld 
und Wohnungsausstattung entwickeln könnte. 

Das angewandte Modell der szenarienintegrierten Voraus-
berechnung sollte den Vorteilen sowohl quantitativer Prog-
nosen als auch qualitativer Szenarien Rechnung tragen und 
die beiden Methoden weitgehend miteinander verzahnen. 
Das verdeutlicht, dass Szenarien vor allem dann zum Einsatz 
kommen, wenn über die zukünftige Bevölkerungszahl hin-
aus die Entwicklung komplexer Themen analysiert werden 
soll. 

Fazit

Kommunale Bevölkerungsvorausberechnungen sind eine 
wichtige und zentrale Grundlage für Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse in Städten und Gemeinden. Die me-
thodische Herausforderung liegt insbesondere darin, für 
zum Teil äußerst kleine Teilräume komplexe und zuverläs-
sige Vorausberechnungen zu erstellen. Um den aus dieser 

Aufgabenstellung resultierenden Herausforderungen zu 
begegnen, werden Kenntnisse um lokale oder regionale 
Besonderheiten in kommunalen Prognoseansätzen stärker 
berücksichtigt und insbesondere projektive Vorhersagen in 
die Annahmen integriert.
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Die breit angelegte Verflechtungsprognose 
soll helfen, den Neu- und Ausbaubedarf für die 
Bundesverkehrswege zu ermitteln. Die For-
scher erwarten das stärkste Wachstum beim 
Güterverkehr. Aber Prognosen machen keine 
Zukunft. Sie bilden Wenn-Dann-Beziehungen 
ab, als Basis für den Fachdiskusrs und zu-
kunftsweisende Entscheidungen.
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Zur Bedeutung von Verkehrsprognosen 

Die Mobilität von Personen und Gütern ist ein bestimmen-
des Wesensmerkmal moderner Gesellschaften. Eine funktio-
nierende und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist dabei 
die Basis für einen effizienten und nachhaltigen Personen- 
wie Güterverkehr. Die quantitativen und qualitativen Anfor-
derungen des Verkehrs an die Infrastruktur verändern sich 
naturgemäß, und zugleich sind Anpassungen der Verkehrs- 
infrastruktur ebenso kostspielig wie zeitaufwändig. Hier 
können möglichst hochwertige Prognoseverfahren helfen, 
den Anforderungen einer mobilen Gesellschaft infrastruk-
turseitig auch künftig gerecht zu werden. 

Für die Planung der Verkehrsinfrastrukturen in Deutschland 
werden in regelmäßigen Abständen komplex strukturierte 
Prognosen zur Entwicklung des Personen- und Güterver-
kehrs erarbeitet. Die anspruchsvollste Verkehrsprognose 
wird in Deutschland im Rahmen der Aufstellung des Bun-
desverkehrswegeplans im Auftrag des Bundesverkehrsmi-
nisteriums erstellt. Letztlich bestimmt die Qualität und ei-
gentlich sogar „die Richtigkeit“ einer solchen Prognose, ob 
die Verkehrsinfrastruktur der Zukunft den gesellschaftlichen 
Bedarf tatsächlich trifft, oder ob trotz aller Bemühungen, in 
die Zukunft zu schauen, doch am Bedarf vorbei geplant und 
gebaut wurde (vgl. Buthe 2017: 75–77). Dabei greifen auch 
die komplexesten Verkehrsprognosen zum einen auf die 
bekannten, empirisch abgebildeten historischen Entwick-
lungen zurück und sie setzen zum anderen auf Annahmen 
darüber, wie stark bestimmte demografische, gesellschaftli-
che und wirtschaftliche Veränderungen im jeweiligen Prog-
nosezeitraum auf den Verkehr wirken werden. Mit anderen 
Worten ist das Geschäft mit Prognosen umso einfacher und 
erfolgversprechender je stabiler und stetiger sich Wirtschaft 
und Gesellschaft entwickeln. Stabile Trends machen Prog-
nosen zu einer eher einfachen Arithmetik. Je mehr aber den 
Verkehr bestimmende Faktoren im Wandel begriffen sind, 
desto schwieriger wird das Prognosegeschäft. Interessanter-
weise kann man aber durchaus beobachten, dass es gerade 
in Zeiten des schnellen und tiefgreifenden Wandels eine be-
sonders starke Nachfrage nach belastbaren Prognosen gibt. 
Das ist nur allzu verständlich, da wir uns eben doch viel 
lieber auf sicherem Terrain bewegen, als die Unsicherhei-
ten der Zukunft einfach auf uns zukommen zu lassen. Weil 
der Verkehrssektor aber für die gesamte gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklung eine so große Bedeutung 
gewonnen hat, dass größere Funktionslücken im Verkehrs-
system zu spürbaren Einbußen an Wohlstand und Lebens-
qualität nach ziehen würden, sind qualitativ hochwertige 
Verkehrsprognosen heute in der Tat sehr wichtig. 

In diesem Beitrag skizzieren wir den Aufbau und die Struk-
tur der Verkehrsverflechtungsprognose, die in unregelmä-
ßigen Abständen vom Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur in Auftrag gegeben wird, um so die 
Planung von Investitionen in die Bundesverkehrswege zu 
unterstützen. Darüber hinaus stellen wir ausgewählte Er-
gebnisse dieser Prognose mit dem Zeithorizont 2030 nach 
Landkreisen differenziert dar. 

Wie bei jeder Form von Prognose greift auch die Verkehrsver-
flechtungsprognose auf Entwicklungen der Vergangenheit 
zurück. Dies ist insofern richtig und wichtig, als aus der Ver-
gangenheit funktionale Zusammenhänge bspw. zwischen 
der Raumstruktur oder der Wirtschaftsentwicklung und der 
Verkehrsnachfrage abgeleitet werden können, die ohne 
größere Unsicherheiten grundsätzlich auch für die Zukunft 
gelten werden. Einige Entwicklungen im Verkehr sind ähn-
lich stabil wie die Zutaten für einen schlichten Tisch, für den 
man zumindest eine Tischplatte und vier Beine benötigt. 
Gleichzeitig stehen Verkehrsprognostiker vor der schweren 
Aufgabe, herauszufiltern, ob nicht doch dreibeinige Tische 
groß in Mode kommen und als stabil geltende Zusammen-
hänge doch zu relativieren sind. Auch wenn man durch viel-
schichtige Ansätze der empirischen Sozialforschung einiges 
darüber herausfinden kann, wie wahrscheinlich eine große 
Verbreitung von Dreibeintischen im Prognosezeitraum sein 
wird, bestimmt aber natürlich die Entscheidung der Prog-
nostiker über die ihren Berechnungen zugrundeliegende 
Sicht auf den Dreibeintisch die Ergebnisse der Prognose mit.

Zahlen zur Verkehrsentwicklung in Deutschland zeigen 
rückblickend einen durchaus robusten Wachstumspfad seit 
1999. Die Zahl der pro Jahr beförderten Personen stieg zwi-
schen 1999 und 2016 um 8,5 %. Im Vergleich hierzu wuchs 
das binnenländische Güterverkehrsaufkommen gemessen 
in Tonnen um 4,9 %. Die Verkehrsleistung im Personenver-
kehr ist im selben Zeitraum um 14,3 % und im Güterverkehr 
um 31,8 % gewachsen.1 Diese Daten können als erste Hin-
weise dafür gewertet werden, dass die Distanzen, die von 
Personen oder Gütern zurückgelegt werden, auch künftig 
überproportional zum Transportaufkommen ansteigen wer-
den. 

Insgesamt stellt sich die Frage, ob sich diese und weitere 
aus der Vergangenheit zu beobachtende historische Ent-
wicklungen im Verkehr weiter fortsetzen werden, oder ob 
doch eher ein Ende des Verkehrswachstums in Sicht ist.
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Aufbau und Struktur der Prognose
Die überörtliche Verkehrsplanung2 in Deutschland liegt im 
Zuständigkeitsbereich des Bundes, sein Kompetenzbereich 
umfasst dabei alle Bundesverkehrswege.3 Zu den Bun-
desverkehrswegen gehören neben den Autobahnen und 
Bundesfernstraßen auch die Bundeswasserstraßen sowie 
das Schienennetz. Um den Bedarf an Neu- und Ausbau-
maßnahmen für die Bundesverkehrswege abschätzen zu 
können, gibt das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMVI) in unregelmäßigen Abständen eine 
Verflechtungsprognose in Auftrag. Um die Verkehrsverflech-
tungsprognose richtig einordnen zu können, ist ihr Zweck 
bzw. ihr instrumenteller Charakter herauszustellen: Sie dient 
als verkehrliches Mengengerüst für die Kosten-Nutzen-Ana-
lysen im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung (BVWP). 
Als solche ist sie äußerst wichtig für die Priorisierung der 
vielen unterschiedlichen Investitionsprojekte, die von den 
Ländern für den Verkehrswegeplan des Bundes angemeldet 
werden. Dies wiederum bedeutet zweierlei:

1
Auswahl von Datenquellen für Verkehrsverflechtungsprognosen 

Quelle: Buthe 2017: 76

Verhaltensdaten

Mobilität in Deutschland (MiD)

Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland (KiD) 

Mobilitätspanel

Haushaltsbefragungen

Verkehrsleistungsstatistik deutscher Lkw

Reisenden Erfassungssystem der DB (RES)

Verkehrsdaten

Verkehrsleistungsstatistiken des Statistischen Bundesamtes

Verkehrsver�echtungsdaten von EUROSTAT

Hafenstatistiken

Statistiken der Flughäfen

Verkaufsstatistik der deutschen Bahn

Erhebungen bei Trägern des ö�entlichen Personenverkehrs

Unternehmensdaten zum kombinierten Verkehr

Strukturdaten

Bevölkerungsstatistiken

Statistiken zu Schule, Ausbildung und Studium

Pendlerver�echtungen

Beschäftigtenstatistik

Daten zur regionalen Bruttowertschöpfung

Außenhandelsstatistiken

Netzdaten

Netzmodelle mit Netzeigenschaften

Zählwerte zu Verkehrsbelastungen

Daten über Verkehrsbewegungen

Sonstige Daten

Daten zur Flächennutzung

Luftbild- und Satellitenaufnahmen

Verkehrs-
ver�echtungs-

prognosen

1) Der hohen gesellschaftlichen Bedeutung bedarfsge-
rechter Bundesverkehrswege entsprechend, ist die Ver-
kehrsverflechtungsprognose die mit Abstand anspruchs-
vollste Verkehrsprognose, die für Deutschland vorliegt.

2) Für den Zweck der Priorisierung ist zentral, dass alle Pro-
jektbewertungen auf Basis des von der Prognose bereit-
gestellten Mengengerüstes erfolgen. 

Abbildung 1 zeigt das breite Set der Datengrundlagen, die 
in die Prognose der Verkehrsverflechtungen eingegangen 
sind (zur Klassifikation vgl. BMVBS 2010: 39–41).

 (1) Während das Transportaufkommen die Zahl der Personen bzw. das 
 Gewicht der transportierten Güter angibt, beschreibt die 
 Verkehrsleistung die zurückgelegte Distanz in Personen- bzw. Ton- 
 nenkilometer. Zu den Verkehrsdaten vgl. BMVI 2017: 216 f, 218 f, 
 240 f sowie 244 f.
(2) Im Folgenden vgl. Buthe 2017:. 83–86
(3) Die Beschreibung der Verflechtungsprognose erfolgt in Anlehnung 
 an Buthe/Jakubowski/Winkler 2014: 5–7
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Wegen der großen Menge verwendeter Datenquellen ge-
hen wir in diesem kurzen Beitrag nur sehr kurz auf ausge-
wählte Zusammenhänge ein.

Verkehrsverhalten und sozioökonomische Strukturdaten
Das Verkehrsverhalten der Menschen ist beispielweise ein 
wesentlicher Input für Prognosen im Personenverkehr. Das 
hängt zwar auch vom Angebot der Infrastrukturen oder 
von raumstrukturellen und topografischen Verhältnissen 
ab, wird aber ganz entscheidend von soziodemografischen 
Faktoren bestimmt. Eine regional differenzierte Bevölke-
rungsprognose ist daher eine elementare Grundlage der 
Personenverkehrsprognose. Der Güterverkehr wird dage-
gen maßgeblich von der Entwicklung des Außenhandels, 
der allgemeinen wirtschaftlichen Lage und der regionalen 
Wirtschaftsstruktur beeinflusst. Diese und weitere Bestim-
mungsfaktoren der Verkehrsentwicklung fließen über das 
jeweilige Set der Verhaltens- und der Strukturdaten in die 
Verkehrsverflechtungsprognose ein. Unter Verhaltensdaten 
werden alle Daten und Stichproben gefasst, die das Verhal-
ten von Verkehrsteilnehmern beschreiben und damit als 
Grundlage für Verkehrsverhaltensmodelle dienen können. 
Bei den Strukturdaten handelt es sich um räumlich diffe-
renzierte sozioökonomische Daten, die meist als exogen 
vorgegebene Rahmenbedingungen für die prognostischen 
Modelle herangezogen werden.

Verkehre und deren infrastrukturellen Rahmenbedingen
Die Verkehrsdaten umfassen amtliche und nicht amtliche 
Verkehrsstatistiken, die Informationen über Verkehrsströme 
und Verkehrsaufkommen bereitstellen. Die Kategorie der 
Netzdaten umfasst Daten, die Aufschluss über die Ausstat-
tung, Qualität und Belastung von Verkehrsnetzen geben. 
Hilfreich für die konkrete Einschätzung eines bestimmten 
Standortes sind die Sonstigen Daten, unter anderem in 
Form von Flächennutzungsdaten sowie Luftbild- und Satel-
litenaufnahmen.

Räumliche und sachliche Differenzierung des 
Güter- und Personenverkehrs
Basierend auf einer regionalisierten Strukturdatenprognose 
sowie einer Prognose des See- und Seehafen-Hinterlandver-
kehrs und einer Netzumlegung werden für alle Verkehrsträ-
ger alle deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen für das 
Basisjahr 2010 und das Prognosejahr 2030 zusammengetra-
gen. Bei einer Netzumlegung wird bestimmt, über welche 
Route innerhalb des Netzes der betrachtete Transportstrom 
abgewickelt wird. Die Ergebnisse bzw. die Rohdatensätze 
werden als Quelle-Ziel-Matrizen für den Güter und Perso-
nenverkehr bei der DLR-Clearingstelle für Verkehr bereitge-
stellt. (vgl. DLR 2016).

Die räumliche Differenzierung im Personenverkehr erfolgt 
nach 412 Landkreisen und kreisfreien Städten (Gebietsstand 
zum 31.12.2010). Über die deutschen Grenzen hinaus wer-
den die ausländischen Gebiete in Abhängigkeit von der 
Distanz zum Grenzgebiet in NUTS 3- bis NUTS 0-Regionen 
eingeteilt. Zusätzlich zu dieser Gliederung werden Flughä-
fen als eigene „Verkehrszellen“ ausgegeben. In Bezug auf 
die sachliche Differenzierung wird der Personenverkehr 
einerseits in sechs Fahrtzwecke (z. B. Urlaub oder Einkauf ) 
und anderseits nach sechs Verkehrsmitteln (z. B. Eisenbahn-
verkehr oder Luftverkehr) aufgeteilt. 

Die aktuelle Verflechtungsprognose 2030 betrachtet im 
Güterverkehr den Straßen- und Eisenbahnverkehr sowie 
die Binnenschifffahrt für das Basisjahr 2010 und das Pro-
gnosejahr 2030. Die räumliche Differenzierung innerhalb 
Deutschlands nach dem Gebietsstand 31.12.2010 wurde 
wie beim Personenverkehr für die 412 Landkreise und kreis-
freien Städten durchgeführt (ITP/BVU 2014b: 23). Außerhalb 
Deutschlands wird auch hier die räumliche Differenzierung 
mit zunehmender Entfernung grobmaschiger. In der Ver-
flechtungsprognose werden alle für Deutschland relevanten 
Verkehrsströme berücksichtigt. Entsprechend umfassen die 
Daten Transporte innerhalb Deutschlands (Binnenverkehre) 
und den Versand in das Ausland sowie den Empfang von 
Gütern aus dem Ausland aber auch Transitverkehre, bei 
denen weder die Quelle noch das Ziel eines Transportes in 
Deutschland liegt.

In einer zusätzlichen Differenzierungsebene geben die Da-
ten der Verflechtungsprognose auch Auskunft über die Art 
der transportierten Güter. Die Klassifizierung der Nomen-
clature Uniforme de Marchandises pour les Statistiques de 
Transport (NST) 2007 unterscheidet 20 Güterabteilungen. 
Zusätzlich werden drei Abteilungen noch in acht weitere 
Gütergruppen unterteilt, um für die Zwecke der Prognose 
den Massengutbereich stärker aufzugliedern (vgl. ITP/BVU 
2014b: 100). Insgesamt stehen somit 25 unterschiedliche 
Gütergruppen zur Verfügung. Außerdem wird die Transport-
art im Güterverkehr nach konventionellen und kombinier-
ten Verkehren (KV) unterschieden. (Vgl. ITP/BVU 2014a: 2).

Unsicherheiten der Prognose
Die Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtun-
gen 2030 bezieht alle verfügbaren Regional- und Struktur-
daten mit Bezug zum Verkehrsgeschehen in Deutschland 
ein und ist somit eine wissenschaftlich fundierte und belast-
bare Datengrundlage. Es gibt allerdings Grenzen der Aus-
sagekraft, die hier erwähnt werden müssen (vgl. ITP/BVU 
2014a: 11f ). 
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Die Verflechtungsprognose ist wie jede andere Prognose 
auch mit Unsicherheit behaftet. Es müssen Annahmen be-
züglich der wirtschaftlichen, demografischen und verkehr-
lichen Rahmenbedingungen getroffen werden. Je nach Ein-
schätzung dieser Rahmenbedingungen ändern sich auch 
die prognostizierten Daten für das Jahr 2030. Deutlich wird 
dies beispielsweise bei der Festsetzung der Kraftstoffpreise 
für das Jahr 2030. Steigen die Kosten für den Güterkraftver-
kehr stark an, sind Verlagerungen auf kostengünstigere Ver-
kehrsträger durchaus wahrscheinlich. Im Extremfall rechnen 
sich bestimmte Transporte wirtschaftlich nicht mehr, sodass 
auf bestimmten Relationen einzelne Transporte gänzlich 
wegfallen. Zudem muss klar dargestellt werden, dass zwar 
nach Möglichkeit alle verfügbaren auch kleinräumigen Da-
ten für das Jahr 2010 genutzt worden sind, die Prognoseer-
gebnisse jedoch auf Kreisebene berechnet worden sind. 
Diese Daten können daher kleinräumigere Detailuntersu-
chungen in den Regionen vor Ort nicht ersetzen.

Die Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtun-
gen 2030 bietet im Vergleich zu anderen verkehrsstatisti-
schen Datengrundlagen zwei wichtige Vorteile: Sie liegt 
erstens deutschlandweit in einer feinen räumlichen Dif-
ferenzierung vor und sie stellt zweitens Umlegungsdaten 
der Verkehrsströme für die Jahre 2010 und 2030 bereit, 
was Aussagen über die Belastungen konkreter Verkehrsin-
frastrukturen ermöglicht. Entsprechend bildet die Prognose 
mittlerweile die Datengrundlage vieler Forschungsprojekte 
und wird auch im verkehrspolitischen Diskurs häufig als Ar-
gumentationsgrundlage genutzt. Das gesamte Datenpaket 
der aktuellen Verflechtungsprognose umfasst über sechs 
Millionen Datensätze für den Güter- und über 22 Millionen 
Datensätze für den Personenverkehr.

Zur Entwicklung des Personenverkehrs 
bis 2030 
Für das Basisjahr 2010 und das Prognosejahr 2030 wurden 
im Rahmen der Prognose das Personenverkehrsaufkom-
men, d. h. die Zahl der zurückgelegten Personenfahrten 
bzw. -wege für die unterschiedlichen Verkehrszweige be-
stimmt. Hierin enthalten sind sowohl die Fahrten der Wohn-
bevölkerung in Deutschland als auch der Transitverkehr.

Weniger Wege zu Fuß
Zusammen mit den per Fuß oder Fahrrad zurückgelegten 
Strecken wächst das Personenverkehrsaufkommen zwi-
schen 2010 und 2030 um 1,2 % auf insgesamt 103,01 Mrd. 
Fahrten. Während der öffentliche Straßenpersonenverkehr 
(ÖSPV) und der Fußwegverkehr hierbei mit einer Abnahme 
um 6,3 % insgesamt dämpfend wirken, bedingt der übrige 

Personenverkehr mit einer Steigerung von 4,8 % das Wachs-
tum im Prognosezeitraum.

Mehr weite Wege
Wie in der Vergangenheit verursachen der wachsende Fern-
verkehr sowie die Zunahme der Fahrweiten ein überpropor-
tionales Wachstum der Verkehrsleistung gegenüber dem 
Verkehrsaufkommen. Verantwortlich für diese Entwicklung 
ist der motorisierte Verkehr mit einer Transportleistungsstei-
gerung von 12,9 %. Insgesamt ist davon auszugehen, dass 
die Verkehrsleistung von ursprünglich 1.184,3 Mrd. Pkm im 
Jahr 2010 auf 1.328,7 Mrd. Pkm steigen wird (vgl. Abb. 2) 
(vgl. ITP/BVU 2014c: 5).

Neben dem Trend zur Individualmotorisierung liegen die 
Hauptgründe für die Zunahme der Verkehrsmengen und 
-leistungen bei der wirtschaftlichen Entwicklung. Zwar wirkt 
sich die künftige Altersstruktur dämpfend auf die Verkehrs-
nachfrage aus, es kommt jedoch zu einer Überkompensa-
tion durch ein verändertes Mobilitätsverhalten der unter-
schiedlichen Bevölkerungsgruppen. 

Mit einer Steigerung der Transportleistung von 9,9 % und 
einem Anstieg der Fahrtenzahl von 56,5 Mrd. auf 59,1 Mrd. 
zeichnet sich auch künftig beim motorisierten Individu-
alverkehr ein Wachstumspfad ab. Neben den steigenden 
Kfz-Zulassungszahlen sind siedlungsstrukturelle Verände-
rungen sowie ein zunehmender Freizeitverkehr primär ver-
antwortlich für diese Entwicklungen. Dies liegt auch in der 
Tendenz begründet, dass einige einkommensstarke Bevöl-
kerungsgruppen noch mehr als heute mehrere Wohnsitze 
unterhalten werden und außerdem von einer weiteren Zu-
nahme der Wochenendpendler ausgegangen wird. Schließ-
lich dürfte die „gesellschaftliche Globalisierung“ mehr Be-
suchsreisen (Verwandte, Bekannte, Freunde) zu ferneren 
Inlands- und vor allem Auslandszielen bedingen (vgl. ITP/
BVU 2014b: 251f ).

Durch eine Verbesserung der Angebotsqualität steigt das 
Verkehrsaufkommen im Bahnverkehr um 6,9 %. Das über-
proportionale Wachstum der Transportleistung von 19,17 % 
zeigt deutlich, dass der Ausbau des Fernverkehrsnetzes so-
wie attraktive Angebote für Urlaubsreisende hierfür ursäch-
lich sind. Während die Bahn Zuwächse verzeichnen kann, 
schrumpfen die Zahlen im ÖSPV (–2,3 %).

Im Vergleich zu den anderen Verkehrszweigen ist das Trans-
portaufkommen im Luftverkehr anteilsmäßig sehr gering. 
Ein anderes Bild ergibt sich bei der Transportleistung, die 
eine Steigerung um 58,3 % bis zum Jahr 2030 verzeichnet. 
Der Luftverkehr profitiert im Geschäftsreiseverkehr von der 
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zunehmend weltweiten Verflechtung der Wirtschaft und 
von einem anhaltenden Trend zu Fernreisen im Privatreise-
verkehr.

Im nichtmotorisierten Verkehr nimmt laut Prognose die An-
zahl der Fußwege deutlich ab (–7,8 %). Dies ist u.a. auf die 
abnehmenden Schülerzahlen zurückzuführen, aber auch 
siedlungsstrukturelle Faktoren wie eine weitere Konzen- 
tration des Einzelhandels spielen hier eine Rolle. Dagegen 
wächst der Fahrradverkehr um 4,6 % beim Aufkommen 
und um 8 % bei der Leistung, weil dieses Verkehrsmittel im 
innerstädtischen Verkehr gegenüber dem MIV (Parkraum, 
Parkkosten, niedrige Geschwindigkeiten), z. T. auch gegen-
über dem Busverkehr Vorteile hat und gegenüber dem Fuß-
gänger eine höhere Mobilität gewährleisten kann. Hinzu 
kommt die hohe Attraktivität als Freizeit-Verkehrsmittel (vgl. 
ITP/BVU 2014b: 233).

Im Jahr 2010 wurden in Deutschland insgesamt 101,8 Mrd. 
Fahrten im Personenverkehr durchgeführt. Unter Vernach-

lässigung des Transitverkehrs legt ein durchschnittlicher 
Einwohner in der Bundesrepublik Deutschland pro Jahr 
1.269 Fahrten mit einer Strecke von rund 14.777 Kilometern 
zurück. Dies entspricht einer täglichen Verkehrsleistung von 
40,5 km sowie 3,27 Fahrten, wenn man die vergleichsweise 
geringe Zahl der Fahrten von Gebietsfremden vernachläs-
sigt (vgl. ITP/BVU 2014b: 250).

Mit einem Anteil von 39,3 % im Jahr 2010 am Personen-
verkehrsaufkommen nimmt der Privatverkehr4 vor dem 
Einkaufsverkehr (32,2 %) die stärkste Stellung ein. Während 
der Privatverkehr mit einem Wachstum im Prognosezeit-
raum von 4,9 % seine Position weiter ausbauen kann, dürfte 
sich im Einkaufsverkehr das Aufkommen laut Prognose nur 
leicht (0,3 %) erhöhen. Auch das Wachstum der Verkehrs-

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von BMVI 2014
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leistung in Höhe von 144,4 Mrd. Pkm ist hauptsächlich (mit 
einem Anteil von 57,1 %) dem Privatverkehr zu zuschreiben.

Starke Wachstumsraten treten im Urlaubsverkehr sowohl 
beim Aufkommen (14,4 %) als auch bei der Verkehrsleistung 
(12 %) auf. Wegen der vergleichsweise wenigen Urlaubsrei-
sen (2010: 0,2 Mrd. Personen) wirken sie sich allerdings im 
Bereich der Verkehrsleistung lediglich mit einem Anstieg 
von 10,3 Mrd. Pkm aus. Der Geschäftsreiseverkehr steigt 
mit rund 5,7 % (Aufkommen) bzw. 19,4 % (Leistung) und ist 
leistungsbezogen der viergrößte Fahrtzweck. Alle anderen 
Fahrtzwecke haben relativ gesehen nur einen geringfügi-
gen Einfluss auf das zukünftige Verkehrswachstum.

Die unterschiedlichen regionalen demografischen sowie 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen bildet die Prognose 

bezogen auf das Verkehrswachstum in einer großen Band-
breite für die Länder und Regionen ab. Während im Progno-
sezeitraum zum Beispiel das motorisierte Verkehrsaufkom-
men in den Bundesländern Hamburg, Baden-Württemberg, 
Bayern und Schleswig-Holstein überproportional wächst, 
wird für Bremen und Nordrhein-Westfalen ein unterdurch-
schnittliches Wachstum prognostiziert. Ein eher durch-
schnittlich geprägter Wachstumspfad wird für die Länder 
Hessen, Berlin, Rheinland-Pfalz und Niedersachen erwartet. 
Abgesehen vom Saarland wird insbesondere in den öst-
lichen Flächenländern mit einem Rückgang des Verkehr-
saufkommens gerechnet. Betrachtet man den Modal Split 
(Verteilung des Transportaufkommens auf die unterschied-
lichen Verkehrsmittel), zeigt die Prognose deutlich, dass in 
kreisfreien Städten, anders als in ländlichen Regionen, bis 
2030 verstärkt der öffentliche Verkehr genutzt werden wird.

Personenverkehr in Deutschland 2010/2030 nach Fahrtzwecken

3

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von BMVI 2014
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4
Entwicklung des Personenverkehrsaufkommens 2010 bis 2030 Teil A

Personenverkehrsaufkommen – Gesamt Personenverkehrsaufkommen – Motorisierter Individualverkehr (MIV)

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen 2030
(Verkehrsverflechtungsprognose 2030),
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert),
31.12.2010 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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5
Entwicklung des Personenverkehrsaufkommens 2010 bis 2030 Teil B

Personenverkehrsaufkommen – Gesamt

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen 2030 (Verkehrsverflechtungsprognose 2030),
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 31.12.2010 © GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: T. Pütz
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Entwicklung des Güterverkehrs bis 2030
Jede Prognose bezieht einen Teil ihrer Informationen und 
Daten aus der Vergangenheit. Dies fällt umso leichter, je 
mehr man auf stabile Zeitreihen oder Entwicklungen zu-
rückgreifen kann. Dies war im Zuge der Wirtschafts- und 
Finanzkrise nicht der Fall. Denn infolge der Krise brach der 
Güterverkehr im Jahr 2009 extrem stark ein. Wegen dieser 
absolut untypischen Entwicklung wurde daher für die Ver-
kehrsverflechtungsprognose 2030 das Jahr 2010 als Basis-
jahr gewählt. Da sich jedoch die Verkehrsnachfrage im Jahr 
2010 wieder normalisiert hatte, kann das Jahr 2009 rückbli-
ckend als „Wachstumsdelle“ mit nur geringfügigen Auswir-
kungen auf das Jahr 2030 beurteilt werden. 

Die Prognose des Güterverkehrs kommt zu dem übergeord-
neten Ergebnis, dass das gesamte Aufkommen zwischen 
2010 und 2030 von 3.705 Mio. auf 4.358 Mio. Tonnen an-

wachsen wird. Der Straßengüterverkehr nimmt dabei um 
16,8 % zu. Mit 23,6 % und 20 % wird auch das Aufkommen 
im Bahnverkehr sowie in der Binnenschifffahrt im Prognose-
zeitraum deutlich zunehmen.

Ähnlich wie beim Personenverkehr steigt die Verkehrsleis-
tung mit 38 % wegen überproportional größerer Transport-
distanzen stärker als das Transportaufkommen (17,7 %). 
Diese Tendenz zeigt sich verkehrsträgerübergreifend. Wäh-
rend im Jahr 2010 die mittleren Transportweiten im ge-
samten Güterverkehr noch 164 Kilometer betrugen, wird 
für das Jahr 2030 ein Anstieg um 17,1 % auf 192 Kilometer 
prognostiziert. Auch die Analyse der Verkehrsbeziehungen 
unterstreicht dieses Muster deutlich, da der Binnenverkehr 
(10,5 %) im Vergleich zum Transitverkehr (52,9 %) vom Auf-
kommen her unterproportional wächst und der Anteil des 
grenzüberschreitenden Güterverkehrs zunehmen wird. 

6

Güterverkehr in Deutschland 2010/2030 nach Verkehrsträgern

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von BMVI 2014
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Die in der Prognose angenommenen immer weiträumige-
ren wirtschaftlichen Verflechtungen lassen auch im Güter-
verkehr kein Ende des Verkehrswachstums bis zum Jahr 
2030 erwarten. Außerdem wird für das Jahr 2030 eine stei-
gende Transportintensität (13 %), ausgedrückt in tkm pro 
erwirtschaftetem Euro, prognostiziert. Im gleichen Zeitraum 
sinkt die Transportelastizität zwar, was auf eine Annäherung 
an die Sättigungsgrenze hindeutet, trotzdem ist aktuell eine 
Entkopplung von Wirtschafts- und Verkehrswachstum auf 
Basis der vorliegenden Zahlen nicht ersichtlich (vgl. ITP/BVU 
2014b: 45).

Der Güterverkehr wird maßgeblich von der Entwicklung des 
Außenhandels beeinflusst. Diese Abhängigkeit wurde, wie 
bereits angedeutet, in der Wirtschafts- und Finanzmarktkrise 

besonders deutlich. Je nach wirtschaftlicher Lage und Ent-
wicklung kommt es zu positiven oder negativen Auswirkun-
gen auf den Güterverkehr. Die regionale Wirtschaftsstruktur 
und die Ausstattung einer Region mit Verkehrsinfrastruktur 
sind dabei für den Zusammenhang zwischen Wirtschafts- 
und Güterverkehrsentwicklung erheblich und variieren in 
den Regionen Deutschlands sehr stark. Die Ergebnisse der 
Prognose lassen tendenziell erwarten, dass sowohl die Ver-
kehrsleistung als auch das Verkehrsaufkommen in den ost-
deutschen Bundesländern nur verhalten zunehmen wird. 
Ein anderes Bild zeichnet sich in der Region München ab, 
die im Prognosezeitraum verkehrsträgerübergreifend (ab-
gesehen vom Binnenschiff) sowohl ein starkes Wachstum 
bei der Transportleistung als auch beim Verkehrsaufkom-
men erwarten kann.

7
Güterverkehrsströme in Deutschland 2010/2030

Quelle: eigene Darstellung auf Basis von BMVI 2014
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8
Entwicklung des Güterverkehrsaufkommens 2010 bis 2030

Güterverkehrsaufkommen – Alle Verkehrsträger

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen 2030
(Verkehrsverflechtungsprognose 2030),
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 31.12.2010 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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9
Entwicklung des Güterverkehrsleistung 2010 bis 2030

Güterverkehrsleistung – Alle Verkehrsträger

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Prognose der deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen 2030
(Verkehrsverflechtungsprognose 2030),
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 31.12.2010 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: T. Pütz
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Im Ergebnis zeigt die sehr breit angelegte Prognose der 
deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen bis zum Jahr 
2030, dass auch in den nächsten zwölf Jahren kein Ende des 
Verkehrswachstums in Sicht ist. Zwar sind beim Fußweg-
verkehr (-0,4 %) und ÖSPV (-0,1 %) leichte Rückgänge des 
Aufkommens zu erwarten. Insgesamt ergibt sich jedoch ein 
von den Gutachtern prognostiziertes Wachstum des Perso-
nenverkehrs in Höhe von 1,2 %. Die Berechnungen zur Ver-
kehrsleistung zeigen, dass abgesehen vom Fußwegverkehr 
(-7,5 %) die Verkehrsleistungen aller anderen Verkehrsmittel 
zwischen 6,6 % (ÖSPV) und 64,8 % (Luftverkehr) zunehmen 
dürften. Ein noch viel deutlicheres Wachstum sowohl beim 
Aufkommen als auch bei der Verkehrsleistung ist im Bereich 
des Güterverkehrs zu erwarten. Während die Prognose zu 
dem Ergebnis gelangt, dass das gesamte Güterverkehrsauf-
kommen um 17,6 % steigt, ist damit zu rechnen, dass die 
Transportleistung aller Verkehrsträger im Güterverkehr bis 
zum Jahr 2030 um 38,0 % gegenüber dem Basisjahr 2010 
zunimmt. Dieses Ergebnis zeigt sehr deutlich, welche ver-
kehrlichen Auswirkungen eine weiter zunehmende inter-
nationale Arbeitsteilung und Spezialisierung (wie es in der 
Prognose auch angenommen wird) hätten. So werden vor-
aussichtlich nicht nur mehr Güter transportiert werden. Sie 
werden – unter den Annahmen der Prognose – zudem über 
deutlich längere Distanzen bewegt.

Prognosen sind immer mit Unsicherheit behaftet. Dies gilt 
erst recht für die Verkehrsverflechtungsprognose, deren 
Komplexität im vorliegenden Beitrag nur dem Grundsatz 
nach skizziert werden konnte. Annahmen und Inputdaten, 
wie zum Beispiel die Bevölkerungsprognose oder das Ver-
kehrsmittelwahlverhalten beeinflussen das Ergebnis we-
sentlich. Folglich ist es ein festverankerter Grundsatz wis-
senschaftlich fundierter Verkehrsprognosen, das Set von 
Annahmen und Inputs ausreichend transparent zu machen. 
Dies trägt wesentlich dazu bei, dass die Nutzer die Belastbar-
keit von Prognoseergebnissen durchaus selbst einschätzen 
können. Methodisch können zusätzliche Sensitivitätsana-
lysen dazu beitragen, den Einfluss bestimmter Annahmen 
und Inputdaten auf Prognoseresultate aufzuzeigen und ggf. 
kritisch zu hinterfragen. 

Für die hier kursorisch vorgestellte Prognose der Verkehrsver-
flechtungen im Rahmen der BVWP ist noch einmal die oben 

Fazit

beschriebene funktionale Bedeutung hervorzuheben: Die 
ermittelten Zahlen sind aus dem Bemühen entstanden, auf 
Basis aller verfügbaren und im Rahmen der Prognoseerstel-
lung technisch und organisatorisch einbindbarer Daten und 
Erkenntnisse ein Mengengerüst für das Verkehrsgeschehen 
in Deutschland für das Jahr 2030 abzuschätzen. Sie stellt 
aber nicht den Versuch dar, die Rahmensetzung einer voll-
ständig neuen Verkehrspolitik abzubilden, die vielleicht 
weniger auf die Befriedigung von Mobilitätsbedürfnissen 
als auf die massive Durchsetzung von Umwelt- und Klima-
schutzzielen ausgerichtet ist. Es dürfte aber auch unmittel-
bar einleuchten, dass die funktionale Bedeutung einer Pro-
gnose nicht als Argument gegen ihre fachliche Qualität ins 
Feld geführt werden darf. Denn Prognosen machen ja keine 
Zukunft, indem sie unumstößliche Wahrheiten verkündigen. 
Fachlich sauber und in der Annahmesetzung transparent 
erarbeitet fordern sie Entscheiderinnen und Entscheider 
auf allen Ebenen heraus, sich mit den offengelegten und in 
Zahlenwerke gefassten wenn-dann-Beziehungen auseinan-
derzusetzen. Insofern kann eine Prognose nicht mehr als ein 
Baustein gesellschaftlicher Entscheidungsfindung sein.

Gleichwohl birgt die z. T. extreme Komplexität vieler Pro-
gnose-Ansätze und -Modelle das Problem, dass sie regel-
mäßig nicht für einen breiteren gesellschaftlichen Diskurs 
geeignet sind, da sie schlicht nur von Experten aufgeschlüs-
selt werden können. Dies führt in unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern oft genug auch dazu, dass sich gegensätzliche 
Prognosen zu ein und demselben Thema finden, die eher 
unversöhnlich gegenüberstehen und in einen rüden Mei-
nungsdisput münden, anstatt das oft wohl zu anspruchsvol-
le Geschäft des ergebnisoffenen Fachdiskurses zu bemühen.

Gerade in Zeiten intensiver wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Veränderungen wird die Prognostik und die 
Verfeinerung ihrer Methoden und empirischen Grundlagen 
nicht nur in der Verkehrsökonomie, sondern generell in der 
Wissenschaft kaum an Bedeutung verlieren. Vielmehr ist von 
einer stetig steigenden Nachfrage nach belastbaren Prog-
nosen auszugehen, da uns Menschen beim Thema Zukunft 
doch wohl am meisten irritiert, dass sie eben unbekannt ist.
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Der demografische Wandel schreitet kontinuierlich voran. Nicht alle Regionen sind gleicherma-
ßen von ihm betroffen. Neben den immer weniger werdenden Wachstumsregionen gibt es mehr 
und mehr Schrumpfungsregionen in Stadt und Land. Langfristige Bevölkerungsprognosen zei-
gen, dass die aus diesem Wandel resultierenden Herausforderungen nicht geringer werden. Die 
Politik ist also gefragt. Steffen Maretzke sprach mit Bernd Rittmeier vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) über die Demografiestrategie der Bundesregierung.
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Herr Rittmeier, Sie leiten im Kontext der Arbeiten der Bun-
desregierung an einer Demografiestrategie zusammen mit 
Kollegen aus dem Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) sowie dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 
die Arbeitsgruppe „Regionen im demografischen Wandel 
stärken – Lebensqualität in Stadt und Land fördern“. Welche 
Aufgabe oder besser welches Ziel verfolgt diese Arbeits-
gruppe?

Der demografische Wandel war in Deutschland über viele 
Jahrzehnte politisch kein bedeutsames Thema. Erst die mit 
der Deutschen Einheit in den 1990er-Jahren deutlich zu 
Tage tretenden Auswirkungen des demografischen Wandels 
in den neuen Bundesländern sowie zunehmend erkennbare 
Auswirkungen auch in ländlichen Regionen im Westen ha-
ben dazu geführt, dass die Bundesregierung dieses Thema 
zu Beginn dieses Jahrzehnts ganz oben auf die politische 
Agenda gesetzt hat. 

Im Jahr 2011 hat die Bundesregierung ihren „Ersten Demo-
grafiebericht zur demografischen Entwicklung und künfti-
gen Entwicklung des Landes“ vorgelegt. Darauf aufbauend 
hat sie 2012 eine Demografiestrategie unter dem Namen 
„Jedes Alter zählt“ erarbeitet und diese im Jahr 2014 unter 
dem Titel „Für mehr Wohlstand und Lebensqualität aller Ge-
nerationen“ fortgeschrieben. Ziel dieser Demografiestrate-
gie war und ist es, den demografischen Wandel möglichst 
umfassend zu betrachten, sich mit seinen Auswirkungen in 
unterschiedlichen strategischen Handlungsfeldern ausein-
anderzusetzen und Maßnahmen für ein Gegensteuern zu 
entwickeln. Im Zentrum geht es darum, das wirtschaftliche 
Wachstumspotenzial zu stärken, den sozialen und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt sowie die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in den Regionen zu fördern und solide 
Finanzen zu gewährleisten – damit der Staat handlungsfä-
hig und die sozialen Sicherungssysteme verlässlich bleiben. 

Der Bundesregierung war von Beginn an bewusst, dass die 
Gestaltung des demografischen Wandels nur mit breiter 
Beteiligung aller staatlichen Ebenen, Sozialpartner und ge-
sellschaftlichen Akteure sowie der Bürgerinnen und Bürger 
vor Ort gelingt. Entsprechend hat sie im Herbst 2012 mit 
zehn Arbeitsgruppen einen breiten Dialogprozess gestartet. 
Ergebnisse haben die Arbeitsgruppen zu den Demografie-
gipfeln der Bundesregierung in den Jahren 2013, 2015 und 
2017 präsentiert.

Die Arbeitsgruppe „Regionen im demografischen Wandel 
stärken – Lebensqualität in Stadt und Land fördern“ hat in 
diesem Dialogprozess einen besonderen Stellenwert. Sie 

analysiert den demografischen Wandel mit seinen vielfäl-
tigen Auswirkungen explizit aus räumlicher Perspektive. 
Es ist ja bekannt, dass sich der demografische Wandel in 
Deutschland regional sehr unterschiedlich darstellt: Viel-
fach gibt es ein Nebeneinander von schrumpfenden und 
wachsenden Regionen. Abwanderungen aus den Regionen 
verschärfen die regionalen Ungleichgewichte. Es sind vor al-
lem die strukturschwachen Regionen in Stadt und Land, die 
besonders betroffen sind. Weil die besonders betroffenen 
ländlichen Regionen oft peripher liegen und eine geringe 
Einwohnerdichte aufweisen, haben diese auch besondere 
Probleme, die Daseinsvorsorge zu sichern, die Lebensquali-
tät und Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten und den sozialen 
Zusammenhalt zu wahren.

Diesen regionalen Disparitäten gilt es mit regionsspezifi-
schen Lösungsansätzen aktiv entgegenzutreten. Entspre-
chend hat sich die Arbeitsgruppe das Ziel gesetzt, konkrete 
Vorschläge für ein ressort- und ebenenübergreifendes Han-
deln zu erarbeiten, die die Umsetzung regionsspezifischer 
Strategien zur Sicherung einer bedarfsgerechten Daseins-
vorsorge, zur Stärkung der regionalen Wirtschaft sowie zur 
Festigung des sozialen Zusammenhalts befördern. 

Neben mehreren Bundesministerien sind die kommunalen 
Spitzenverbände, neun Landesregierungen sowie das BBSR, 
das Thünen-Institut und das Umweltbundesamt in der Ar-
beitsgruppe vertreten.

Die Herausforderung für Ihre Arbeitsgruppe ist also vor al-
lem, die differenzierten regionalen Konsequenzen des de-
mografischen Wandels in den Regionen für die Politik fass-
bar zu machen, um passgenaue Handlungsempfehlungen 
ableiten zu können. Welche Bedeutung haben regionalisier-
te Bevölkerungsprognosen für ihre Arbeit? 

Regionalisierte Bevölkerungsprognosen haben für die Ar-
beitsgruppe eine sehr große Bedeutung. Sie liefern uns 
qualifizierte und differenzierte Informationen zur Entwick-
lung der Bevölkerung insgesamt, aber auch für einzelne Al-
tersgruppen der Männer und Frauen. Diese Informationen 
sind für viele Bereiche der Infrastruktur, für die Wirtschaft 
wie für die kommunalen Verwaltungen äußerst wichtig. Sie 
beschreiben nämlich Entwicklungen, die in den Regionen 
zum Teil völlig entgegengesetzt laufen. Unsere Analysen 
zeigen, dass beispielsweise die Zahl älterer Menschen selbst 
in schrumpfenden Regionen steigen kann, was für den me-
dizinischen und den Pflegebereich keine unwichtige Infor-
mation ist. Zwischen den Regionen gibt es zum Teil so star-
ke quantitative und qualitative Entwicklungsunterschiede, 
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die sich ohne solche Prognosen überhaupt nicht fundiert 
abschätzen lassen. 

Karten, die diesen Wandel demografischer Strukturen und 
Trends in den Regionen Deutschlands beschreiben, sind 
äußerst einprägsam, verdeutlichen sie die vorhandenen 
Unterschiede doch auf einen Blick. Ohne diese Prognosen 

hätte die Arbeitsgruppe die vielfältigen regionalen Facetten 
des demografischen Wandels und die wachsenden regiona-
len Disparitäten kaum so differenziert beschreiben und sich 
mit den daraus ableitenden Konsequenzen so qualifiziert 
beschäftigen können. Deswegen sind gerade solch tief ge-
gliederte regionale Bevölkerungsprognosen ein unverzicht-
bares Instrument der Politikberatung. Sie liefern den Akteu-
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ren im Raum wertvolle Informationen für die Planung von 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen, unter anderem für Schulen, 
für die medizinische und pflegerische Versorgung, für die 
Ausgestaltung von Mobilitätsangeboten, aber auch für den 
Arbeits- und Wohnungsmarkt, die Abschätzung wirtschaft-
licher Potenziale und viele andere Bereiche. Das BBSR ist in 
diesem Kontext ein sehr geschätzter Kooperationspartner. 
Es liefert mit seinen kontinuierlich veröffentlichten Bevölke-
rungsprognosen, die regelmäßig durch eine regionalisierte 
Haushalts- und Erwerbspersonenprognose ergänzt wird, 
wichtige Informationen für viele Akteure im Raum – aus 
Wissenschaft, Verwaltung, Wirtschaft und Politik.

Sie haben ja bereits angedeutet, dass es enorme regionale 
Unterschiede gibt. Welche Erkenntnisse aus den regionali-
sierten Bevölkerungsprognosen sind für ihre Arbeitsgruppe 
besonders relevant?

Für die Arbeitsgruppe waren diese regionalisierten Bevöl-
kerungsprognosen eine wichtige Ausgangsgrundlage, um 
die vom demografischen Wandel besonders betroffenen 
Regionen abzugrenzen und die spezifischen Auswirkungen 
des demografischen Wandels auf die regionale Daseinsvor-
sorge und Wettbewerbsfähigkeit analysieren zu können. 
Unsere Arbeitsgruppe hat die Prognoseergebnisse vor allem 
verwendet, um einen eigenen Index zu entwickeln, der den 
unterschiedlichen Grad der Betroffenheit der Regionen in 
den Handlungsfeldern Daseinsvorsorge und Wirtschaftskraft 
quantifiziert (vgl. Abb. 1). 

Der Index Daseinsvorsorge berücksichtigt zum Beispiel ei-
nerseits den Grad der spezifischen Betroffenheit einer Regi-
on durch den demografischen Wandel. Dazu dienen ausge-
wählte Indikatoren zur Struktur und Entwicklung spezifischer 
Altersgruppen wie zur Intensität der demografischen Alte-
rung in der Vergangenheit und Zukunft. Andererseits bezieht 
er wichtige regionale Rahmenbedingungen zur Siedlungs-
struktur und Erreichbarkeit ein. Eine vergleichsweise starke 
Alterung, ein hoher Bevölkerungsrückgang, eine geringe 
Siedlungsdichte und eine schlechte Erreichbarkeit spiegeln 
sich entsprechend in einer größeren Betroffenheit und damit 
in einem hohen Indexwert wider.

Um die Auswirkungen des demografischen Wandels und 
entsprechenden Handlungsbedarf auf regionaler Ebene 
konkret abbilden zu können, hat die Arbeitsgruppe in ei-
nem weiteren Schritt für alle Kreise und kreisfreien Städte 
umfangreiche „Regionsprofile“ erstellt. Hier flossen auch 

wesentliche Prognoseergebnisse ein. Diese adressieren acht 
besondere Handlungsfelder und quantifizieren für die Regi-
onen ausgewählte Kennziffern zur Demografie, zur Daseins-
vorsorge, zur Wirtschaftskraft und zur ausländischen Bevöl-
kerung. Der zusammengefasste Index informiert über den 
Grad der Betroffenheit einer Region und vergleicht diese 
mit dem Landes- und Bundesdurchschnitt. Diese Regions-
profile, die die extreme Vielfalt des demografischen Wandels 
aufzeigen, sind neuartig und bieten regionalen Akteuren 
wichtige Informationen für die Entwicklung eigener Hand-
lungsstrategien im Umgang mit den daraus resultierenden 
Herausforderungen. Der Vergleich von Offenbach am Main 
und Ludwigslust-Parchim – das sind die Kreise mit den ge-
ringsten und größten demografischen Herausforderungen 
– unterstreicht, wie unterschiedlich stark Kreise in Deutsch-
land betroffen sind (vgl. Abb. 2).

Ihre Arbeitsgruppe gibt es bereits seit mehr als vier Jahren. 
Welche Ergebnisse kann sie bislang vorweisen und wie sind 
diese in die Demografiestrategie der Bundesregierung ein-
geflossen? 

Die Arbeitsgruppe hat die besonders betroffenen Regionen 
herausgearbeitet und Regionsprofile erstellt. Sie hat au-
ßerdem viele fachübergreifende Handlungsempfehlungen 
erarbeitet, die eine Stärkung der Regionen ermöglichen sol-
len. Diese Empfehlungen wurden auch zum Teil in die Wei-
terentwicklung der Gemeinschaftsaufgaben Agrarstruktur 
und Küstenschutz (GAK) sowie regionale Wirtschaftsstruktur 
(GRW) und der Städtebauförderprogramme aufgenommen. 

Zum anderen hat sich die Arbeitsgruppe sehr intensiv mit 
der Frage befasst, ob die verschiedenen Fachgesetze zur 
Daseinsvorsorge, zur interkommunalen Kooperation und 
zur Einbindung bürgerschaftlichen Engagements genügend 
Spielräume für flexible regionale Lösungen eröffnen. Insge-
samt hat sie dabei festgestellt, dass es keine generellen Hin-
weise darauf gibt, dass die gesetzliche Ebene neue, flexible 
Lösungsansätze verhindert. Häufig werden aber gesetzlich 
eingeräumte Spielräume in untergesetzlichen Vorschriften 
oder im Verwaltungshandeln entweder eingeschränkt oder 
nicht ausgeschöpft. Hier besteht sicher noch Optimierungs-
bedarf. Gleichwohl hält die Arbeitsgruppe „niedrigschwelli-
ge Experimentierklauseln“ in Gesetzen zur Daseinsvorsor-
ge für ein geeignetes Instrument, um Innovationsprozesse 
in diesem Bereich zu befördern. Für vom demografischen 
Wandel besonders betroffene Regionen sind diese unver-
zichtbar.
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2
Vergleich: Der Kreis mit den ge ringsten und der Kreis mit den größten demografischen Herausforderungen 

Quelle: verändert nach Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, http://www.demografie-portal.de/DE/Informieren/Karte/karte_node.html (Auszüge)
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Schließlich sind Ergebnisse der Arbeitsgruppe in die Weiter-
entwicklung der Demografiestrategie der Bundesregierung 
zum Handlungsfeld „Förderung der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in den Regionen“ eingeflossen.

Aber auch außerhalb der Demografiestrategie der Bundes-
regierung werden die Ergebnisse der Arbeitsgruppe auf-
gegriffen. So führt unser Ministerium seit Anfang 2016 mit 
insgesamt 18 vom demografischen Wandel besonders be-
troffenen ländlichen Regionen ein Modellvorhaben durch, 
in dem es darum geht, Versorgung und Mobilität langfristig 
zu sichern. Die Auswahl der Modellregionen erfolgte auf Ba-
sis des von der Arbeitsgruppe entwickelten Betroffenheits-
indexes, den ich bereits erwähnte. Insgesamt 91 Regionen, 
nämlich alle mit einem Indexwert größer 0,75 konnten sich 
bewerben. In diesem Modellvorhaben werden für jede 
beteiligte Region Bevölkerungsprognosen gerechnet, die 
kleinräumig bis auf die Ortsteilebene differenziert sind. Auf 
Basis dieser Informationen prüfen die Modellregionen im 
Weiteren für verschiedene Bereiche der Daseinsvorsorge, 
wie sich langfristig deren Tragfähigkeit und Erreichbarkeit 
entwickelt. Im Ergebnis sind sie zudem in der Lage, ihre 
Überlegungen zur Bündelung von Infrastruktureinrichtun-
gen oder zur weiteren Entwicklung von Kooperationen mit 
den Nachbargemeinden in der Region fundiert, also empi-
risch gestützt, zu konkretisieren. So lassen sich unter ande-
rem teure Fehlplanungen vermeiden, was für diese ohnehin 
oft sehr „klammen“ Kommunen nicht unwichtig ist.

Seit 2015 wird die demografische Entwicklung der Regio-
nen sehr stark durch die Flüchtlingszuwanderung geprägt. 
Die regionalisierten Prognosen, die ich kenne, tun sich aktu-
ell noch schwer damit, ihre Annahmen zur Verteilung dieser 
Menschen auf die Regionen in Deutschland zu konkretisie-
ren. Welche Regionen sind Ihrer Ansicht nach besonders 
von Zuwanderung aus dem Ausland betroffen?

Die Arbeitsgruppe hat sich vor dem Hintergrund der gestie-
genen Flüchtlingszuwanderung im Rahmen ihrer Möglich-
keiten mit diesem Thema beschäftigt. Sie hat untersucht, 
welche Herausforderungen und Chancen aus der Zuwande-
rung für Regionen mit besonderem demografischen Hand-
lungsbedarf resultieren können. Sie hat sich aber nicht auf 
die Zuwanderung von Flüchtlingen beschränkt, für die in 
der damaligen Zeit ohnehin noch keine verlässlichen regi-
onalen Daten vorlagen, sondern jegliche Form von Zu- und 
Abwanderung von Menschen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit in Betracht gezogen. Dabei galt die These, dass 
Zuwanderung die Bevölkerungsentwicklung und die wirt-
schaftliche Entwicklung einer Region positiv beeinflussen 

kann, wenn diese ausreichend attraktiv ist, ihre Bevölkerung 
aufgeschlossen und die Region eine aktive Zuwanderungs- 
und Integrationsstrategie verfolgt. Dann fühlen sich viele 
zugewanderte Ausländer willkommen und bleiben häufig 
längerfristig. 

Zuwanderung selbst ist ja seit Jahren fester Bestandteil 
der demografischen Entwicklung in Deutschland – auch 
schon vor 2015. Aus regionaler Sicht und mit Bezug auf 
die demografischen Herausforderungen wurden die Wan-
derungsprozesse von ausländischen Staatsangehörigen in 
den vergangenen Jahren jedoch nicht besonders beach-
tet und analysiert. Entsprechend lagen auch nur wenige 
regionalisierte Daten zur Zu- und Abwanderung vor. Aus 
diesem Grund hat die Arbeitsgruppe zunächst die auf der 
Bundesebene vorliegenden Daten aus der Wanderungs-
statistik und dem Ausländerzentralregister hinsichtlich 
verschiedener Indikatoren wie Bevölkerungsanteil, Alter, 
Geschlecht, Erwerbsstatus aufbereitet und regionalisiert. 
Um den Anteil von Flüchtlingen an der Zuwanderung eini-
germaßen abschätzen zu können, wurden darüber hinaus 
die wichtigsten Herkunftsländer und die Aufenthaltsdauer 
der Zugewanderten erfasst. Die Ergebnisse flossen sowohl 
in die Regionsprofile für alle Kreise und kreisfreien Städte 
als auch in verschiedene „Regionstypen“ und bundesweite 
Karten auf Basis der Kreise ein. Sie liegen aber bisher nur für 
die Jahre 2014 und 2015 vor und sind daher in ihrer Aussa-
gekraft eingeschränkt. Für valide Schlussfolgerungen wäre 
eine Überführung dieser Daten in längerfristige Zeitreihen 
erforderlich. Dies konnte die Arbeitsgruppe aus Zeitgrün-
den nicht mehr leisten. 

Ein Ergebnis stellte die Arbeitsgruppe allerdings schon fest: 
Auf der Ebene der Regionstypen „städtische Regionen“, 
„Regionen mit Verdichtungsansätzen“ sowie „ländliche Re-
gionen“ und im Verhältnis zum jeweiligen Einwohneranteil 
zeigt sich die regionale Verteilung der Zuwanderung von 
Ausländern in den Jahren 2014 und 2015 relativ ausgewo-
gen. Ihr Wanderungssaldo liegt in städtischen Regionen nur 
knapp über und in ländlichen Regionen knapp unter dem 
jeweiligen Einwohneranteil. In den Regionen mit Verdich-
tungsansätzen entspricht er weitgehend dem Einwohneran-
teil. 

Auf der anderen Seite zeigen die Daten zu den Wanderun-
gen über Kreisgrenzen der Jahre 2014 und 2015, dass viele 
ländliche, insbesondere auch in Ostdeutschland liegende 
Regionen einen deutlich unterdurchschnittlichen Gesamt-
wanderungssaldo von Ausländern aufweisen. Offensichtlich 
sind diese Regionen für die zugewanderten Ausländer we-
niger attraktiv. Sie ziehen vor allem in die Ballungszentren 
mit eigener „Community“. Wie gesagt besteht aus Sicht der 
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Arbeitsgruppe zu diesem Thema aber noch weiterer Unter-
suchungsbedarf, auf Basis weit differenzierterer Informatio-
nen und Daten.

Sind Sie mit den Prognosen, die Sie für ihre Arbeit nutzen 
können zufrieden oder haben Sie konkrete Hinweise, wo 
Ihnen die vorhandenen Bevölkerungsprognosen noch diffe-
renziertere Informationen bieten sollten?

Regionalisierte Bevölkerungsprognosen sind eigentlich die 
einzige Grundlage, um die unterschiedlichen demografi-
schen Potenziale der Regionen in Deutschland langfristig 
zu quantifizieren. Auf der Grundlage von anschaulichen Vi-
sualisierungen ihrer zentralen Ergebnisse, die für jedermann 
gut verständlich sind, lassen sich in den unterschiedlichs-
ten Themenbereichen fundierte Entscheidungen treffen. 
Das gilt insbesondere dann, wenn diese von langfristiger 
Bedeutung für eine Region sind. Wo baue, erhalte oder 
schließe ich eine Kita oder Grundschule? Verfügt meine Re-
gion langfristig über ausreichend junge Arbeitskräfte? Ist es 
realistisch, dass meine leerstehenden Häuser noch einmal 
nachgefragt werden? Wie viele aktive alte Menschen leben 
künftig überhaupt in meinem Ort? Wie wird sich im Zuge 
der demografischen Alterung der Pflegebedarf entwickeln? 

Auf all diese Fragen lassen sich aus den vorhandenen regio-
nalisierten Bevölkerungsprognosen qualifizierte Antworten 
ableiten, so dass sich unsere Arbeitsgruppe hier auf um-
fangreiche Informationen zur Zukunft stützen konnte. Die 
Prognosen bilden sozusagen ein „Grundgerüst“, das man je 
nach Thema mit weiteren Indikatoren verknüpfen und er-
gänzen kann, sei es zum Beispiel im Bereich der Daseinsvor-
sorge oder der Zuwanderung. Angesichts der Tatsache, dass 
die Zuwanderung von Ausländern bedeutsam bleibt, wäre 
es schon wünschenswert, wenn es auch Informationen zur 
künftigen Entwicklung von Zahl und Struktur der Ausländer 
in den Regionen Deutschlands gäbe. Leider liegen dafür bis-
lang aber noch viel zu wenige Informationen vor, um dies 
valide umzusetzen. Im Zuge einer Verbesserung der dafür 
notwendigen Informationsgrundlagen wird aber auch dies 
vielleicht einmal möglich werden. Da wir wissen, dass die 
Regionen gerade im Kontext der Integration der ausländi-
schen Bevölkerung sehr unterschiedlich gefordert sind, wä-
ren solche Prognoseinformationen für die verantwortlichen 
Akteure in Verwaltung, Politik und Wirtschaft sehr wichtig.

Herr Rittmeier, in den regelmäßigen Veranstaltungen mei-
nes DGD-Arbeitskreises höre ich immer öfter, dass wir über 

die künftige demografische Entwicklung in Deutschland 
und die regional differenzierten Herausforderungen eigent-
lich genug wissen. Wir brauchen also nicht mehr Informati-
onen. Es kommt vielmehr darauf an, dieses Wissen endlich 
in geeignete Handlungsstrategien umzusetzen. Wie sehen 
Sie das?

Es ist richtig: Wir haben in der Tat kein Erkenntnis-, sondern 
vielerorts ein Umsetzungsproblem. Sicher können wir die 
Aktualität und das Monitoring der Daten weiter optimieren 
und auf den unterschiedlichen Ebenen von Bund, Ländern, 
Regionen und Kommunen besser verzahnen. In den letz-
ten Jahren können wir auch feststellen, dass die Offenheit 
und Bereitschaft vor Ort, sich den Herausforderungen des 
demografischen Wandels zu stellen, spürbar gewachsen ist. 
Ich denke, dass viele Modellprojekte des Bundes und von 
Ländern aus dem vergangenen Jahrzehnt und ebenso die 
Diskussionen zu Demografiestrategien im Bund und in den 
Ländern dazu beigetragen haben. 

In unterschiedlicher Weise greifen immer mehr Regionen 
Themen des demografischen Wandels in regionalen Ent-
wicklungskonzepten oder bei einzelnen Projekten auf – zum 
Beispiel im Bereich der Mobilität oder in der Nahversorgung. 
In Zukunft wird auch verstärkt zu prüfen sein, welchen Bei-
trag die digitale Infrastruktur für die regionale Entwicklung 
leisten kann. Glasfaserkabel bilden nur die Hardware, digi-
tale Lösungen für die Sicherung der Daseinsvorsorge und 
regionaler Wettbewerbsfähigkeit sind gefragt. 

Allerdings sind die personellen und finanziellen Möglichkei-
ten gerade der kleineren Kommunen und strukturschwa-
chen Regionen häufig begrenzt. Zudem verfügen sie kaum 
über eigene Erfahrungen in den Verwaltungen mit der Ge-
staltung und Moderation von Entwicklungsprozessen. Ihre 
Haushalte bieten neben der Erledigung von Pflichtaufga-
ben kaum weitere Spielräume. Deswegen sind ja finanzielle 
Unterstützungen für diese Aufgaben aus Modellvorhaben, 
Förderprogrammen und Gemeinschaftsaufgaben zur länd-
lichen Entwicklung so wichtig. 

Im zurückliegenden Bundestagswahlkampf und den Ver-
handlungen zur Bildung einer neuen Bundesregierung für 
die 19. Legislaturperiode spielten die Sicherung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse und die Lage der ländlichen Räume 
ja eine große Rolle. Es ist zu wünschen, dass in dieser Le-
gislaturperiode weitere spürbare Impulse für die ländlichen 
Räume gesetzt werden. 
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3

Ausländeranteil sowie Binnen- und Außenwanderungen von Ausländern 2015

Ausländeranteil 2015
in %

Gesamtsaldo überkreislicher Wanderungen
(Binnen- und Außenwanderungen)
von Ausländern 2015 (je 1.000 Einwohner) 

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: Kreise (generalisiert), 31.12.2014 © GeoBasis-DE/BKG Bearbeitung: G. Lackmann, S. Maretzke
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REPLACEMENT MIGRATION 
Ein Konzept mit begrenzter Reichweite



Vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels verweisen zahlreiche Akteure häufig 
auf die steigende Bedeutung von Zuwande-
rungen aus dem Ausland. Eine Diskussion 
über „Replacement Migration“ ist aber wenig 
hilfreich, wenn wir sie nicht deutlich diffe-
renzierter führen und uns offener gegenüber 
Zuwanderungen zeigen.

Dr. Mathias Siedhoff 
ist Geograph und an der Professur für Wirtschafts- und Sozialgeographie 
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Eine Bevölkerung, deren Geburtenhäufigkeit lange unter 
dem Bestandserhaltungsniveau verbleibt, schrumpft früher 
oder später dauerhaft und altert demografisch. Eine solche, 
vielfach als demografischer Wandel bezeichnete Entwick-
lung, vollzieht sich in einer zunehmenden Zahl von Ländern. 

In Deutschland übersteigt die jährliche Zahl der Sterbefälle 
seit mehr als 40 Jahren die der Lebendgeborenen. Die Be-
völkerung wuchs trotzdem fast durchgängig an, da Außen-
wanderungsgewinne das Geburtendefizit in den meisten 
Jahren überkompensierten. Die demografische Alterung 
hingegen setzte bereits während des ersten Geburtenrück-
gangs im frühen 20. Jahrhundert ein. Bei anhaltend niedri-
ger Fertilität und fehlenden Außenwanderungsgewinnen 
würde die Bevölkerung dauerhaft schrumpfen und mit 
verstärkter Intensität altern, wie Modellrechnungen für den 
Zeitraum 2000 bis 2040 beispielhaft zeigen (Siedhoff 2014; 
s. Abb. 1 und 2). 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels disku-
tieren Akteure aus Politik und Wissenschaft schon seit lan-
gem die Bedeutung von Zuwanderungen aus dem Ausland 
für die weitere Bevölkerungsentwicklung. Die Demografie 
bringt sich in diese Diskussionen unter anderem ein, indem 
sie die Replacement Migration (Bestandserhaltungsmigra-
tion, Ersatzmigration) thematisiert. Der Begriff geht zurück 
auf eine Studie der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2001 

mit dem Titel „Replacement Migration: Is It a Solution to 
Declining and Ageing Populations?“. Im Rahmen des Repla-
cement-Migration-Konzepts untersuchen Wissenschaftler, 
wie hoch die Außenwanderungsgewinne eines Landes sein 
müssten, um einen Rückgang oder die demografischer Al-
terung einer Bevölkerung (oder auch eine Abnahme der Er-
werbsfähigen) zu kompensieren (UN 2001). Teilweise erfolgt 
dies mit Rechenmodellen, die eng mit Modellen zur Be-
völkerungsvorausberechnung verwandt sind; zu Letzteren 
gehört zum Beispiel die Raumordnungsprognose des BBSR 
(woraus sich die Nähe zu den anderen Beiträgen in diesem 
Heft ergibt). 

Untersuchungen wie in der UN-Studie wurden schon deut-
lich früher durchgeführt, so zum Beispiel von Lesthaeghe et 
al. (1991), Steinmann (1991) und Coleman (1992). In diesen 
Arbeiten wurde bezweifelt, dass Zuwanderungen ausge-
fallene Geburten ersetzen könnten – insbesondere wegen 
des dafür notwendigen Umfangs der Zuwanderungen 
(s. Kapitel „Die begrenzte Umsetzbarkeit“). Nicht nur deshalb 
ist der Wert des Replacement-Migration-Konzepts fraglich. 
Ohne im Entferntesten ein Plädoyer gegen Zuwanderungen 
abzugeben, werden im Folgenden drei Aspekte vorgestellt, 
die die begrenzte Reichweite des Konzepts herausstellen: 
Die begrenzte Umsetzbarkeit, der einseitige Blick auf de-
mografische Indikatoren und die vernachlässigte räumliche 
Dimension.
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1
Entwicklung der Bevölkerungszahl in Deutschland 2000 bis 2040 bei Abwesenheit von Außenzuwanderungen unter 
alternativen Annahmen zur Fertilitätsentwicklung (Index, 1999 = 100)

Quelle: Siedhoff 2014: 134 
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Als zentrale Erkenntnis bietet das Replacement-Migrati-
on-Konzept auf einer rein theoretischen Ebene Informatio-
nen über den Umfang von Zuwanderungen, die zur Stabili-
sierung der Bevölkerungszahl oder der Altersstruktur nötig 
wären. Die entsprechend ermittelten Zahlen lassen aller-
dings fraglich erscheinen, ob sich die Migration überhaupt 
verwirklichen lässt. Das gilt zumindest für Bevölkerungen, 
die seit geraumer Zeit und vermutlich auch zukünftig Ge-
burtenhäufigkeiten weit unterhalb des Bestandserhaltungs-
niveaus aufweisen. Die notwendige Zahl an Zuwanderun-
gen wäre nämlich, wie bereits angedeutet, auf längere Sicht 
ausgesprochen hoch:

Um die Bevölkerungszahl Deutschlands bei dauerhaft nied-
riger Fertilität konstant zu halten, müssten nach eigenen 
Modellrechnungen, die den Zeitraum 2000 bis 2040 über-
decken, jedes Jahr durchschnittlich 317.000 Personen per 
Saldo zuwandern (Siedhoff 2014: 204). Berechnungen der 
UN (2001: 27) für den Zeitraum 1995 bis 2050 wiesen mit 
324.000 Personen im Jahr ein vergleichbares Ergebnis aus. 
Zum Vergleich: Die tatsächlichen Außenwanderungssalden 

Deutschlands im Zeitraum von 1950 bis 2015 lagen bei gut 
190.000 Personen pro Jahr (Statistisches Bundesamt). Hin-
ter diesen Durchschnittswerten der Ersatzmigration ver-
bergen sich allerdings – auch über den jeweils genannten 
Betrachtungshorizont hinaus – von Jahr zu Jahr zunehmen-
de Wanderungsgewinne. Diese wären nötig, um die bei an-
haltend niedriger Geburtenhäufigkeit wachsenden Sterbe-
überschüsse (s. Abb. 3) zu kompensieren. Die notwendigen 
Zuwanderungen lägen nach den Modellrechnungen in der 
zweiten Hälfte des Betrachtungszeitraums in jedem Jahr 
über dem genannten Durchschnitt und im letzten Viertel 
des Zeitraums bei über 400.000 pro Jahr (s. Abb.4).

Sollten Zuwanderungen die demografische Alterung bei 
anhaltend niedriger Geburtenhäufigkeit stoppen, bräuchte 
es weit höhere Wanderungssalden als die oben genann-
ten. Entsprechend würde die Bevölkerungszahl ein überaus 
starkes Wachstum erfahren. Den Berechnungen der UN für 
den Zeitraum 1995 bis 2050 zufolge wären in Deutschland 
zwischen 1995 und 2050 durchschnittliche Wanderungsge-
winne von gut 3,4 Mio. Personen pro Jahr notwendig, um 

2
Demografische Alterung – Entwicklung des Altenquotienten (ab 65-Jährige je 100 der 20- bis unter 65-Jährigen) 
in Deutschland in den Jahren 2000 bis 2040 bei Abwesenheit von Außenzuwanderungen unter alternativen Annahmen 
zur Fertilitätsentwicklung

Quelle: Siedhoff 2014: 252 
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zu verhindern, dass der Altenquotient (hier: ab 65-Jährige 
je 100 der 15- bis 64-Jährigen) über den gesamten Zeitraum 
zunimmt (UN 2001: 27). 

Nach eigenen Berechnungen für den Zeitraum 2000 bis 
2040 liegt der Bedarf an zugewanderten Menschen bei 
durchschnittlich mehr als 2 Mio. pro Jahr, um den Altenquo-
tienten (hier: ab 65-Jährige je 100 der 20- bis 64-Jährigen) 
ab dem Jahr 2000 konstant zu halten (Siedhoff 2014: 253). 
Die Bevölkerungszahl würde sich in dem Betrachtungszeit-
raum auf rund 171 Mio. Personen mehr als verdoppeln. Eine 
alternative Modellrechnung strebt erst ab dem Jahr 2020 ei-
nen konstanten Altenquotient an. Das Ergebnis: Es bräuchte 
im Zeitraum 2000 bis 2040 immerhin noch Wanderungsge-
winne von durchschnittlich 795.000 Personen pro Jahr (bzw. 
von durchschnittlich 1,6 Mio. Personen pro Jahr im Zeitraum 
2021 bis 2040). Die Bevölkerung würde dabei um 29 % auf 
etwa 106 Mio. Personen anwachsen. Die Zuwanderungs-
bedarfe wären in diesem Fall tatsächlich nicht gleichmäßig 
über den Betrachtungszeitraum verteilt. Es gäbe Phasen mit 
eher geringeren und Phasen mit zum Teil weit überdurch-
schnittlichen Zuwanderungen (s. Abb. 5 und 6). Auch ein 
spürbarer und schneller Anstieg der Geburtenhäufigkeit 

würde die Höhe der Zuwanderungsbedarfe vorerst kaum 
nennenswert beeinflussen, da sich eine Geburtenzunahme 
erst zeitlich deutlich verzögert im Altenquotienten nieder-
schlägt.

Die Möglichkeit, Zuwanderungen in den angesprochenen 
Größenordnungen zu verwirklichen, ist in mehrfacher Hin-
sicht anzuzweifeln:

Nicht nur in Deutschland werden – insbesondere in Phasen 
hoher Zuwanderungen – harte Auseinandersetzungen über 
dieses Thema geführt. Ob Politik und Gesellschaft so hohe 
und kontinuierlich zunehmende Zuwanderungen hinrei-
chend akzeptieren würden, ist daher fraglich. Der europäi-
sche Raum zeigt sich nach außen hin gegenüber Zuwande-
rungen eher zunehmend geschlossen denn aufgeschlossen. 

Zuwanderungen in den genannten Größenordnungen, die 
ein starkes Bevölkerungswachstum bewirken würden, las-
sen sich auch in infrastruktureller, versorgungstechnischer, 
ökonomischer oder organisatorischer Hinsicht kaum reali-
sieren.

3
Entwicklung des jährlichen Saldos der natürlichen Bevölkerungsbewegungen in Deutschland 2000 bis 2040 bei 
Abwesenheit von Außenzuwanderungen unter alternativen Annahmen zur Fertilitätsentwicklung

Quelle: Siedhoff 2014: 135

2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040
Jahr

ca. 1,4 konstant ab 2000

1,7 konstant ab 2010

2,1 konstant ab 2010

in 1.000

100

0

–100

–200

–300

–400

–500

–600

–700

Entwicklung des
natürlichen Saldos bei
Geburtenhäu�gkeit
(Kinder je Frau)
in Höhe von



89Informationen zur Raumentwicklung n Heft 1/2018

Führt man die Diskussion über Replacement Migration nicht 
nur mit Blick auf jeweils ein einzelnes Land, sondern mit 
Blick auf alle Länder, die mit dem demografischen Wandel 
zu kämpfen haben, stellt sich die Frage, in welchem Maße 
eine zunehmende Zahl von Ländern um Zuwanderer kon-
kurrieren würden oder müssten, um entsprechende Zuwan-
derungen zu verwirklichen. Modellrechnungen von Bijak et 
al. (2008) ermitteln für den Zeitraum 2002 bis 2052 Zuwan-
derungsbedarfe für 27 europäische Länder (EU-Länder ohne 
Kroatien, Malta, Zypern, zuzüglich Norwegen und Schweiz). 
Sie kommen zum Ergebnis, dass 

n	für einen konstanten Altenquotienten (hier: ab 65-Jäh-
rige je 100 der 15- bis 64-Jährigen) im genannten Zeit-
raum Nettozuwanderungen in Höhe von 828 Mio. Perso-
nen erfolgen müssten,

n	für ein konstantes Verhältnis zwischen der ökonomisch 
aktiven, ab 15 Jahre alten Bevölkerung und der ökono-

misch inaktiven, ab 65 Jahre alten Bevölkerung 653 Mio. 
Zuwanderer nötig wären, und 

n	für ein konstantes Verhältnis zwischen der ab 15-jährigen 
ökonomisch aktiven Bevölkerung und der ab 15-jährigen 
ökonomisch inaktiven Bevölkerung ein Zuwanderungs-
bedarf in Höhe von 471 Mio. Personen entstünde (a.a.O.: 
335). 

Es ist demnach fraglich, ob sich selbstverständlich konti-
nuierlich genügend Personen finden würden, um entspre-
chend hohe Zuwanderungsbedarfe oder niedrigere, aber 
langfristig wachsende Zuwanderungsbedarfe zu decken. 
Das gilt insbesondere dann, wenn an die Qualifikation von 
Zuwanderern spezifische Ansprüche gestellt werden (siehe 
Kapitel „Der einseitige Blick auf demografische Indikatoren“).

4
Jährliche Zuwanderungsbedarfe Deutschlands im Zeitraum 2000 bis 2040 zum Erhalt des Bevölkerungsbestandes des 
Jahres 2000 unter alternativen Annahmen zur Fertilitätsentwicklung

Quelle: Siedhoff 2014: 203
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5

Jährliche Zuwanderungsbedarfe Deutschlands im Zeitraum 2000 bis 2040 zum Konstanthalten des 
Altenquotienten (ab 65-Jährige je 100 der 20- bis unter 65-Jährigen) ab dem Jahr 2000 unter alternativen Annahmen 
zur Fertilitätsentwicklung

6
Jährliche Zuwanderungsbedarfe Deutschlands im Zeitraum 2000 bis 2040 zum Konstanthalten des 
Altenquotienten (ab 65-Jährige je 100 der 20- bis unter 65-Jährigen) ab dem Jahr 2020 unter alternativen Annahmen 
zur Fertilitätsentwicklung
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Der einseitige Blick auf demografische Indikatoren

Exkurs: Eine andere Maßstabsebene 

Eine Variante des Replacement-Migration-Konzepts fin-
det sich auf einer ganz anderen Maßstabsebene – der 
kommunalen Ebene. Sie fokussiert allerdings meist nicht 
Wanderungen aus dem Ausland, sondern Binnenwande-
rungen. In Städten und Kommunen mit Bevölkerungs-
rückgang wird verständlicherweise nicht selten auf eine 
Erhöhung der Zuzüge durch entsprechende standortauf-
wertende Maßnahmen spekuliert – also letztlich auf Zu-
wanderungen zur Bestandserhaltung. Auch hierbei muss 

Demografischer Wandel gilt nicht wegen der abnehmen-
den Bevölkerungszahl oder der demografischen Alterung 
an sich als problembehaftet. Bevölkerungszahl oder Alters-
struktur und deren Änderungen sind für sich ohne beson-
deren Wert. Der demografische Wandel gilt vielmehr wegen 
zahlreicher absehbarer oder befürchteter ökonomischer, fis-
kalischer und sozialer Folgen und Implikationen oftmals als 
problematisch.

Sollen Zuwanderungen dazu beitragen, nachteilige Folgen 
der demografischen Entwicklung zu vermeiden oder zu 
mildern, müssen die Zugewanderten (oder zumindest ein 
großer Teil davon) perspektivisch in den Arbeitsmarkt in-
tegriert werden. Nur dann wären sie in der Lage, ökonomi-
sche Leistungen zu erbringen, zum Steueraufkommen und 
zu den Sozialversicherungen beizutragen sowie vermehrt 
Güter und Leistungen nachzufragen. Entsprechend ist eine 
Diskussion über mögliche Zuwanderungsbedarfe wenig 
zielführend, wenn sie aus einer rein demografischen Per- 
spektive ausschließlich auf Erhaltung einer Bevölkerungs-
zahl oder Altersstruktur abhebt. Das bedeutet, dass Zuwan-
derungsbedarfe unter Berücksichtigung 

n	der erwartbaren Aufnahmefähigkeit der Arbeitsmärkte 
(einschließlich der Wechselwirkungen von Zuwanderun-
gen und Arbeitsmarktentwicklung), 

n	der erwartbaren „mitgebrachten“ Qualifikationen der Zu-
wandernden, 

n	der gegebenenfalls im Zielland nötigen Qualifizierung 
von Zugewanderten sowie 

n	der relevanten institutionellen Rahmenbedingungen 
der Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten, zum 
Beispiel Arbeitserlaubnis, Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Qualifikationen und (Weiter-)Qualifizierung 
betreffend,

diskutiert werden müssten. Diese Sichtweise ginge damit 
über eine bloße Ableitung von Zuwanderungsbedarfen aus 
zukünftig fehlenden Erwerbspersonen im Inland hinaus, 
auch wenn es sich im Ansatz um eine ähnliche Blickrichtung 
handelt. 

Würde das Replacement-Migration-Konzept entsprechend 
inhaltlich erweitert, müsste es sich allerdings dem Vorwurf 
aussetzen, der komplexen Wirklichkeit internationaler Wan-
derungen sehr einseitig zu begegnen. Das ökonomische In-
teresse, das den Bedarf an Zuwanderungen in erster Linie 
unterlegen würde, könnte humanitären Ansprüchen wider-
sprechen, die im Kontext von Flucht und Asylsuche vorran-
gige Bedeutung haben. 

der Aspekt der Konkurrenz um potenzielle Zuwanderer 
betont werden. Das gilt zumindest dann, wenn die Ge-
samtbevölkerung des entsprechenden Landes abnimmt: 
Was mit Blick auf die einzelne Kommune oder Stadt 
durchaus aussichtsreich erscheint – nämlich durch ent-
sprechende „Anstrengungen“ trotz Geburtendefiziten Be-
völkerungswachstum oder -konsolidierung zu erreichen 
–, kann mit Blick auf alle betroffenen Städte und Kommu-
nen unter keinen Umständen erfolgreich sein. 
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Jeder Aspekt demografischer Entwicklung hat eine räumli-
che Dimension – sowohl die einzelnen Komponenten der 
Bevölkerungsentwicklung (mithin auch die Wanderungen) 
als auch die daraus resultierende veränderte Bevölkerungs-
zahl und -zusammensetzung. In Folge dessen lässt sich 
– Beispiel Deutschland – auch im demografischen Wandel 
eine Gleichzeitigkeit von wachsenden, stagnierenden und 
schrumpfenden Regionen, Städten und Kommunen fest-
stellen. Insbesondere in strukturschwachen und peripheren 
ländliche Regionen sinkt und altert die Bevölkerung nicht 
nur wegen der wenigen Geburten, sondern auch wegen 
Abwanderungen. Entsprechend sind auch verschiedene 

Konsequenzen und Implikationen der Bevölkerungsent-
wicklung keinesfalls „enträumlichte“ Phänomene, sondern 
treten räumlich differenziert in Erscheinung. Diesem Um-
stand sollte ein Replacement-Migration-Konzept auf jeden 
Fall Rechnung tragen. 

Tatsächlich aber erfolgt die Diskussion (oder die Berech-
nung) von Replacement Migration – sei es um abnehmende 
Bevölkerungszahlen, eine Alterung oder (in bereits erweiter-
ter Perspektive, s. z. B. Fuchs et al. 2016) einen Fachkräfte-
mangel zu vermeiden – in aller Regel für Staaten als Ganzes. 
Den räumlichen Aspekt thematisieren die Diskutierenden 

Die vernachlässigte räumliche Dimension

7

Szenario „Zuwanderungen sorgen für gleichbleibende Bevölkerungszahl in Deutschland bis 2040“ 
(jährliche durchschnittliche Zuwanderungen: 317.000 Personen)

Quelle: Siedhoff 2014: 207 (links); Siedhoff 2014: 221 (rechts)

Differenz der relativen Bestandsänderungen (in Prozentpunkten)
unter 10
10 bis unter 15 
15 bis unter 20 
20 bis unter 25 
25 und mehr

Minderung des Anstiegs des Medienalters (in Jahren)
unter 2
2 bis unter 3,5 
3,5 bis unter 5 
5 bis unter 6,5 
6,5 und mehr
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8
Szenario „Zuwanderungen sorgen für gleichbleibenden Altersquotienten in Deutschland 2020-2040“ 
(jährliche durchschnittliche Zuwanderungen: 795.000 Personen)

also meist bestenfalls im Sinne der Unterscheidung Inland – 
Ausland. Innerhalb des betrachteten Landes differenzieren 
sie hingegen kaum räumlich. 

Damit gerät leicht aus dem Blick, dass Zuwanderer sich bei 
der Wahl eines Zielorts im Zielland ja keinesfalls an einem 
„demografischen Bedarf“ orientieren. Zuwanderungen zu 
Bestandserhaltung würden sich im Zielland räumlich kaum 
so verteilen, dass tatsächlich in allen (oder zumindest den 
meisten) Regionen eine ungünstige demografische Ent-
wicklung vermieden würde. Im Gegenteil ist zu erwarten, 
dass gerade die Regionen mit strukturellen wirtschaftlichen 

Schwächen, die neben Geburtendefiziten auch kontinuier-
liche Abwanderungen aufweisen, am wenigsten von den 
Außenzuwanderungen profitieren würden. Strukturstärkere, 
sich dynamischer entwickelnde Regionen und Städte mit 
entsprechend dynamischen Arbeitsmärkten würden hinge-
gen das Gros der Zuwanderungen auf sich ziehen. 

Die bereits erwähnten Modellrechnungen (Siedhoff 2014) 
ermitteln nicht nur, wie viel Zuwanderung es im Zeitraum 
2000 bis 2040 bräuchte, um die Bevölkerungszahl zu er-
halten und die demografische Alterung in Deutschland zu 
vermeiden. Sie zeichnen auch die regional differenzierten 

Quelle: Siedhoff 2014: 258 (links); Siedhoff 2014: 267 (rechts)

Differenz der relatviven Bestandsänderungen (in Prozentpunkten)
unter 15
15 bis unter 30 
30 bis unter 45 
45 bis unter 60 
60 und mehr

Minderung des Anstiegs des Medienalters (in Jahren)
unter 5
5 bis unter 7,5 
7,5 bis unter 10 
10 bis unter 12,5 
12,5 und mehr
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Bevölkerungsentwicklungen nach, die sich bei entsprechen-
den Zuwanderungen ergäben.

Die Abbildungen 7 und 8 zeigen, in welchem Maße die 
Außenzuwanderungen die Bevölkerungszahl und das Me-
dianalter beeinflussen würden. Sie bilden für die Merkmale 
„relative Änderung der Bevölkerungszahl“ und „Anstieg des 
Medianalters in Jahren“ jeweils die absolute Differenz ab, 
die sich zwischen einem Szenario mit Zuwanderungen und 
einem Szenario ohne Zuwanderungen ergäbe. Dabei ist das 
Szenario mit Zuwanderungen durch Außenwanderungsge-
winne in der Höhe gekennzeichnet, die zum Bestandserhalt 
der Bevölkerung im gesamten Modellrechnungszeitraum 
oder alternativ für einen konstanten Altenquotienten ab 
dem Jahr 2020 notwendig wären. 

Hintergrund bildet unter anderem die Annahme, dass die 
Fertilität langfristig auf einem relativ niedrigen Niveau von 
rund 1,4 Kindern je Frau bleibt. Ohne an dieser Stelle die 
räumlichen Muster detailliert zu analysieren, lässt sich fest-
stellen, dass eine große Zahl von Regionen (helle Farben) 
weitgehend im „Schatten“ des Außenwanderungsgesche-
hens liegen würde. Selbst bei sehr hohen Zuwanderungen 
nach Deutschland wären große Teile vor allem derjenigen 
ländlichen Regionen, aus denen in der Vergangenheit vor-
nehmlich junge Menschen abgewandert sind, von einem 
kaum gebremsten demografischen Wandel betroffen. Es 
sind überwiegend Agglomerationsräume sowie Kernstädte 
und Teile ihres (hoch)verdichteten Umlands, die in höherem 
Maße von den Zuwanderungen „profitieren“ würden (dunk-
le Farben).

Das Replacement-Migration-Konzept hat in erster Linie 
eine aufklärende Funktion. Zum einen trägt es aus einem 
spezifischen Blickwinkel mit dazu bei, die demografischen 
Implikationen langfristiger Geburtendefizite deutlich zu 
machen. Zum anderen hilft es, die Grenzen eines möglichen 
Handlungsraums abzustecken, in dem die Konsequenzen 
des demografischen Wandels gemindert werden könnten. 
Aufgrund seiner sachlich wie räumlich eindimensionalen 
Perspektive wird das Konzept der Komplexität des demo-
grafischen Wandels und der Auseinandersetzung mit ihm 
aber nur höchst unzureichend gerecht. Die politischen und 
gesellschaftlichen Fragen, die mit demografischem Wandel 

einerseits und Zuwanderungen größeren Umfangs anderer-
seits verbunden sind, machen das ausschließlich demogra-
fisch argumentierende Replacement-Migration-Konzept zu 
einem rein akademischen Gedankenspiel (Sazuk 2003: 18). 
Der Ansatz, einer von langfristigen Geburtendefiziten ge-
kennzeichneten Bevölkerungsentwicklung mit verstärkten 
Zuwanderungen zu begegnen, lässt sich nur dann sinnvoll 
und zukunftsweisend diskutieren, wenn dies mehrdimen-
sional und disziplinenübergreifend getan wird – und wenn 
die gesellschaftliche und politische Offenheit gegenüber 
Zuwanderungen wächst.

Fazit
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Die „Flüchtlingskrise“ der Jahre 2015/2016 hat in den direkt 
involvierten Staaten Europas den gesellschaftlichen Diskurs 
und das politische Gefüge als ein dauerhaft präsentes The-
ma von zentraler Bedeutung markant verändert. Während 
die meisten der nach Europa geflüchteten Menschen in 
Deutschland Asyl suchten, verzeichnete auch Österreich ei-
nen beispiellosen Anstieg an Asylbewerbenden. 

Alleine im Jahr 2015 stellten Flüchtlinge in Deutschland fast 
eine halbe Million Asylanträge. Bis 2017 sind etwa 2,6 Mil-
lionen Asylsuchende in der Bundesrepublik angekommen 
(BAMF 2016, Eurostat 2017). Zum Vergleich: In der vorheri-
gen Zeitspanne von 2008 bis 2014 suchten in allen Staaten 
der Europäischen Union (EU) insgesamt knapp 2,5 Millionen 
Menschen Asyl. In Österreich wiederum reichten Geflüchte-
te zwischen Juli und Dezember 2015 rund 60.000 Asylan-
träge ein. Bis Ende des Jahres stieg die Zahl auf insgesamt 
88.098 Anträge. Die meisten der in Europa Asylsuchenden 
flohen vor Verfolgung, Krieg und Folter in ihren Heimatlän-
dern Syrien, Irak, Afghanistan und Eritrea.

Neben den bestimmenden politisch-diskursiven Verwerfun-
gen haben sich durch die Ankunft der geflüchteten Men-
schen in den Hauptdurchgangs- und Aufnahmestaaten der 
EU ganz konkrete Herausforderungen administrativer und 
infrastruktureller Art ergeben. Diese sind bis heute stellen-
weise unzureichend gelöst.

Auch für die Regionalplanung und die lokale Politik ergeben 
sich – abseits politischer und ethischer Diskussionen – Fra-
gen zur zukünftigen räumlichen Verteilung der geflüchteten 
Menschen, um eine möglichst bedarfsgerechte, treffsichere 
Planung sicherzustellen. Gesellschaftliche Integration so-
wie Familiennachzug oder auch Rückkehrwünsche in die 
Heimat sind wiederum an die endgültige Wohnsitznahme 
gebunden. Sie wirken sich darauf aus, wie viele neue Mit-
bürgerinnen und Mitbürger zuwandern und wie gut die Ge-
sellschaft die im öffentlichen Diskurs als krisenhaft bewerte-
te Situation bewältigt.

Flüchtlingsmigration nach Deutschland und Österreich

Für Deutschland stellt der unerwartet hohe Zuzug von 
Schutzsuchenden in den Jahren 2015 und 2016 eine Aus-
nahmesituation sowie politische Zäsur dar. Dennoch kamen 
bereits in den zwanzig Jahren zuvor viele Migrantinnen und 
Migranten in relativ kurzer Zeit als Schutzsuchende nach 
Deutschland (etwa als Folge der Konflikte auf dem Balkan, 
aber auch Menschen aus dem Libanon und Irak). Seit den 
1990er-Jahren integrierte der Staat etwas mehr als 5 Milli-
onen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler sowie deren 
Angehörige. 

Die überraschende Entscheidung der Bundesregierung, 
temporär die Vereinbarungen des Dublin-Vertrags auszuset-
zen und Schutzsuchenden aus sicheren Drittstaaten explizit 
die Einreise zu ermöglichen, führte bekannterweise zu mas-
siver Flüchtlingsmigration nach Deutschland und zeitweiser 
Überforderung der mit Einreise, Registrierung und Versor-
gung sowie Verwaltung befassten öffentlichen Infrastruk-
turen. Als ebenfalls wichtiges Zielland für Asylsuchende 
kristallisierte sich – bis zum Aufnahmestopp ab November 
2015 und forcierter Grenzkontrollen im Durchgangsland 

Dänemark – Schweden heraus. Gesetzgebung und Lebens-
qualität für Geflüchtete galten hier als ebenso attraktiv wie 
in Deutschland. Österreich wiederum, als zentrales Durch-
gangsland mit hohem Lebensstandard und angewandter 
verfasster Gesetzgebung bezüglich Geflüchteter, verzeich-
nete analog zu Deutschland einen unmittelbaren Anstieg 
von Asylverfahren.

Die Besonderheit der Flüchtlingsmigration aus vorrangig 
Syrien und Afghanistan liegt nicht etwa in deren absoluter 
Zahl, sondern in dem kurzen Zeitraum, also der „Gleichzei-
tigkeit“ ihrer Ankunft. Dadurch wurden administrativ-orga-
nisatorische Grenzen erreicht, was letztlich auch die politi-
sche Atmosphäre in Deutschland, Österreich sowie weiteren 
europäischen Staaten veränderte.

Darauf aufbauend stellt sich die ganz konkrete Frage, mit 
wie vielen anerkannten Asylbewerbern sowie Kontingent-
flüchtlingen „vor Ort“ tatsächlich in den nächsten Jahren zu 
rechnen ist. 
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Lokal präzise Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung 
unter Berücksichtigung der seit Ende 2014 zugezogenen 
Schutzsuchenden sind derzeit noch nicht möglich. Für 
Deutschland skizzierten Schlömer et al. (2017) ein grobes 
Szenario bis zur Ebene der Raumordnungsregionen. Dem-
nach dürften in mittelfristiger Perspektive bis 2025 rund 
2,4 Millionen mehr Zuwandererinnen und Zuwanderer in 
Deutschland leben, als vor der „Flüchtlingskrise“ angenom-
men wurde. Den größten Anteil haben hierbei relativ junge 
und männliche Schutzsuchende. Diese Zahl bezieht sich auf 
die wahrscheinlich erteilten dauerhaften Aufenthaltsgeneh-
migungen und berücksichtigt den Familiennachzug.

Besonders schwierig ist es, die regionale Verteilung aner-
kannter Asylanten zu schätzen. Die tatsächlichen Wohnort-
präferenzen der Schutzsuchenden sind schon alleine wegen 
Wohnsitzauflagen während der Antragsphase unbekannt. 

In Deutschland werden Asylbewerbende nach dem „Kö-
nigsteiner Schlüssel“ anteilig auf die Länder verteilt. Dabei 
sollen Bevölkerungszahl sowie wirtschaftliche Verhältnisse 
angemessen berücksichtigt werden. Die konkrete Berech-
nung von aufzunehmenden Personenzahlen ist daher zu 
zwei Dritteln an das Steueraufkommen und zu einem Drittel 
an die Einwohnerzahl des Landes gebunden. Während des 
Anerkennungsverfahrens bestehen für Asylsuchende Wohn-
ortauflagen, weshalb freie Wohnsitzwahl frühestens nach 
Abschluss eines Asylverfahrens möglich ist. Das im Juli 2016 

verabschiedete Integrationsgesetz enthält eine einschnei-
dende Änderung gegenüber der bisherigen Praxis. Auf 
Grundlage des neuen Wohnortzuweisungsgesetzes kann 
der Wohnort anerkannter Asylberechtigter verwaltungssei-
tig im Einzelfall noch bis zu drei Jahre festgelegt werden.

Demografische Sanierung versus Ghettobildung 
und Überfremdung?

Raumordnungsprognose, Interviews und DiPAS

Die Überlegungen zur Wohnsitznahme, möglicher Seg-
regation und zum demografischen Wandel basieren auf 
einem rechnerischen Szenario, das die zensus-angepasste 
BBSR-Raumordnungsprognose als Grundlage nimmt (sie-
he Bucher et. al. 2015, Schlömer et al. 2017). Die Sicht der 
Geflüchteten fragten Studierende im Sommer 2016 in der 
südwestdeutschen Mittelstadt Landau/Pfalz ab (Intensiv- 
interviews mit 48 Asylbewerbern). Rückkehrtendenzen 
diskutiert der Beitrag auf Grundlage des „Displaced Per-
sons in Austria Survey“ (DiPAS) des Wittgenstein Centre 
for Demography and Global Human Capital (IIASA, VID/
ÖAW, WU) in Österreich.

Die Zusammenführung von Erkenntnissen aus Österreich 
und Deutschland erfolgt nicht in systematisch-komparati-
ver Perspektive, sondern in ergänzender Weise. Dies liegt 
daran, dass bisher noch keine umfassenden empirischen 
Studien zu allen für Planung und Lokalpolitik relevanten 
Herausforderungen der Flüchtlingsintegration vorlie-
gen. Wenngleich die einzelnen Rahmenbedingungen in 
Deutschland und Österreich im Detail leicht abweichen 
mögen, sind die in diesem Beitrag betrachteten Fragen 
universeller Natur. Sie lassen sich deshalb durchaus sinn-
voll in Bezug zueinander setzen. 

In Deutschland können sich Asylsuchende frühestens 
nach dem Asylverfahren ihren Wohnort frei aussuchen

Foto: Bernhard Köppen
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In Österreich wurden die meisten Asylsuchenden zu 
Beginn der „Flüchtlingskrise“ vorerst in Wien unterge-
bracht. Erst danach bezogen sie permanentere Woh-
nungen, die auch in ländlichen Gebieten liegen. Seit 
einem verabschiedeten Änderungsantrag im Laufe 
des Jahres 2015 ist jede österreichische Gemeinde ver-
pflichtet, eine bestimmte Anzahl an Asylsuchenden zu 
beherbergen – und zwar bis zu 1,5 % der Gesamtein-
wohnerzahl. Diese Gesetzesänderung ermöglicht es der ös-
terreichischen Bundesregierung, jenen Gemeinden, die die-
se Quote noch nicht erfüllen, Asylbewerbende zuzuweisen. 

Die freie, nicht mehr reglementierte Wohnortwahl der Ge-
flüchteten ist bisher wenig erforscht, sie dürfte sich jedoch 
nicht signifikant von der anderer Migrantinnen und Migran-
ten unterscheiden. Insbesondere soziale Bindungen sowie 
Arbeitsmarktstrukturen gelten hier als besonders bestim-
mende Faktoren (Harris/Todaro 1970; Müller-Mahn 2002; 
Geis/Orth 2016).

Geis/Orth (2016: 374) erwarten, dass persönliche Netzwerke 
anfangs eine bedeutendere Rolle spielen als regionale Ar-
beitsmärkte: So „[…] richtet sich die Zielortwahl anerkann-
ter Flüchtlinge mehr danach, wo entsprechende Migranten-
netzwerke bestehen. Damit kann es vor dem Hintergrund 
der aktuell sehr großen Zahl an Flüchtlingen zu einer Über-
forderung der betreffenden Kommunen mit ihrer Integrati-
on kommen, sodass die geplante Wohnsitzauflage für an-
erkannte Flüchtlinge, die auf Sozialleistungen angewiesen 

sind, sehr sinnvoll ist“. So plausibel diese Annahme zunächst 
ist, bleibt ihre praktische Anwendbarkeit für Abschätzungen 
und Szenarien fraglich. Für die besonders zahlreichen ange-
kommenen syrischen und afghanischen Geflüchteten gibt 
es in Deutschland bisher eigentlich keine offensichtlichen 
Cluster, die als deutliche Ankerpunkte für die postulierten 
Migrantennetzwerke fungieren und somit dabei helfen, 
potenzielle migrantische „Wachstumscommunities“ für die 
Raum- und Sozialplanung räumlich zuzuordnen.

In Österreich ist die die Situation aufgrund des einzig re-
levanten Ballungsraums – der Hauptstadt Wien – etwas 
anders. Trotz der bestehenden Rechtsgrundlage, die auch 
in Österreich eine gerechte Verteilung von Asylbewerben-
den sicherstellen soll, konzentrieren sich Asylsuchende in 
der Grundversorgung (immer noch) im Osten Österreichs 
mit Wien, Graz und Linz. Hajek (2017) zeigt, dass sich 67 % 
der Befragten von Großstädten größere ökonomische und 
soziale Möglichkeiten versprechen. Dies betrifft vor allem 
Kontaktmöglichkeiten mit der autochthonen Bevölkerung 
(22 %), Sprachlernmöglichkeiten wie zum Beispiel Deutsch-
kurse (64 %), berufliche Perspektiven (53 %) sowie Bildungs-
chancen (31 %).

Grundsätzlicher Konsens besteht also, dass sich tendenziell 
größere Städte in attraktiven Wirtschaftsräumen als Zielge-
biete herauskristallisieren dürften (Robert Bosch Stiftung 
2016; ARL 2016, Sturm/Körner-Blätgen 2015; Fuchs et al. 
2016).

Demografische Konsequenzen des Flüchtlingszuzugs

Dementsprechend wäre davon auszugehen, dass die Bevöl-
kerung entgegen der bisherigen Prognose insbesondere in 
denjenigen Regionen wegen des Flüchtlingszuzugs leicht 
wächst, die unmittelbar an demografisch stabilere städti-
sche Agglomerationen und starke Wirtschaftsräume an-
grenzen (Schlömer et al. 2017). Langfristig aber ändern sich 
die grundlegenden Muster der zukünftigen regionaldemo-
grafischen Entwicklung kaum. Hierbei ist stets zu berück-
sichtigen, dass der demografische Wandel hauptsächlich 
fertilitätsgeleitet ist. Der Zuzug von vorranging männlichen 
Flüchtlingen ändert die Grundtendenz deshalb kurzfristig, 
aber tendenziell lokal begrenzt und nicht dauerhaft. Zwar 
ist für die weiblichen Schutzsuchenden im gebärfähigen Al-
ter von höheren Geburtenraten über „Bestandserhaltungs-
niveau“ auszugehen. Sie sind im Verhältnis zu den männli-

chen Flüchtlingen aber zu wenige, als dass diese erwarteten 
Geburten das Gesamtbild markant ändern könnten.

In diesem Zusammenhang stieg die zusammengefasste 
Geburtenziffer (Total Fertility Rate, TFR) in Deutschland 
jüngst von 1,4 auf 1,5 an. Das liegt an einer Kombination 
aus Tempoeffekt, der Realisierung bisher aufgeschobener 
Geburten (weiterer Anstieg des durchschnittlichen Erst-
gebärendenalters) sowie der höheren TFR ausländischer 
Mütter. Die höheren Geburtenraten von Migrantinnen der 
ersten und zweiten Generation sind also nicht vollkommen 
unerheblich. Allerdings ist die höhere TFR im Vergleich zu 
den vorherigen Jahren nicht wirklich beeindruckend und – 
wie bereits erwähnt – nicht ausschließlich oder mehrheitlich 
den Migrantinnen geschuldet. Medien greifen sie teilweise 
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nur deshalb auf, weil selbst ein minimaler Anstieg in einer 
extrem geburtenschwachen Gesellschaft besonders auffällt.

Überhaupt ist zu hinterfragen, ob die hohe gesellschaft-
lich-politische Relevanz und mediale Präsenz der Flücht-
lingsthematik auch ihrer rein demografischen Bedeutung 
entspricht. Die seit über 50 Jahren bekannte – und je nach 
Blickwinkel in Planung und Politik durchaus kritisch bewer-
tete – Herausbildung multikultureller sowie auch ethnischer 
Migrantenviertel in Deutschland und Österreich bleibt sehr 
wahrscheinlich ein persistentes Phänomen und dürfte sich 
durch den Flüchtlingszugzug auch neu akzentuieren. In grö-
ßerem Zusammenhang aber wird der bisherige Zuzug den 
für Deutschland und auch Österreich erwarteten Rückgang 

Kleinräumige Bevölkerungsentwicklung 2012 bis 2035

1

der Einwohnerzahlen bestenfalls verzögern. Eine Million 
zugewanderte Menschen entsprechen in etwa vier bis fünf 
Jahren Bevölkerungswachstum und Stabilisierung, bevor 
– beim Ausbleiben kontinuierlicher Immigration – die Ein-
wohnerzahlen (erneut) zurückgehen. 

Längerfristiges Bevölkerungswachstum ohne Außenwande-
rungsgewinne ist aufgrund der seit über 40 Jahren gerin-
gen Geburtenraten nicht möglich. Es gibt keine Anzeichen, 
dass ein grundlegender Wandel des generativen Verhaltens 
bevorstehen würde (siehe auch den Beitrag von Siedhoff in 
diesem Heft). Auch die Zuwanderung von Frauen aus Regi-
onen, in denen höhere Geburtenraten charakteristisch sind, 
verändert das Gesamtbild nur marginal. Ihr Anteil an der Ge-
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samtbevölkerung ist zu gering. Obendrein gleichen sich die 
Geburtenraten bei Frauen mit Migrationshintergrund suk-
zessive denen der Mehrheitsbevölkerung an (Milewski 2010). 

Die bisherigen Dimensionen des Flüchtlingszustroms sind 
außerdem zu schwach (und maskulin), als dass sich der de-
mografische Wandel absehbar längerfristig abmildert.  Ein 
möglicher „dritter demografischer Übergang“ (Coleman 
2006), der die generelle Minderheitenposition (also auch 
abseits der bestehenden, eng umgrenzten Migrantenquar-

tiere) der autochthonen Bevölkerung aufgrund von starker 
Zuwanderung aus weit entfernten Kulturräumen für Ein-
wanderungsgesellschaften mit geringen Geburtenraten 
in sarrazinischer Milchmädchenlogik vorhersagt, lässt sich 
nicht feststellen.

Planungspolitische Gedankenspiele zur möglichen „demo-
grafischen Sanierung“ von Schrumpfungsregionen mögen 
zwar plausibel erscheinen, sind aber zunächst mit größter 
Vorsicht zu bewerten.

Arbeitskräftemangel und Belebung ländlicher Regionen

Zunächst ist es vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels und angesichts strukturschwacher Regionen mit 
erheblichen Bevölkerungsverlusten durchaus überlegens-
wert, Flüchtlinge in Schrumpfungsgebieten und dort, wo 
etwa Arbeitskräftemangel herrscht, „anzusiedeln“ – und da-
mit die Bevölkerungszahl zu stabilisieren und die Struktur 
zu verjüngen. In diesem Sinne etwa sprach sich der Bam-
berger Soziologe Heckmann in der Süddeutschen Zeitung 
(Wittl 2016) dafür aus, Zuwanderer verstärkt auf ländliche 
Gebiete zu verteilen. 

Für Österreich sind hier beispielhafte Pilotprojekte wie „Ta-
lente für Österreich“ zu nennen. Sie vermitteln Stellen in 
schwer zu besetzenden Lehrberufen im ländlichen Raum, 
wie zum Beispiel dem Bauwesen oder der Gastronomie, 
an Asylberechtigte mit entsprechenden Vorkenntnissen. 
Punktuell lassen sich so einzelne Bezirke beleben, was sich 
wiederum positiv auf ökonomische Integrationserfolge aus-
wirkt.

Ein ähnlicher Vorschlag findet sich in einem lesenswerten 
Positionspapier der Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung (ARL 2016). Es identifiziert insbesondere vom 
Strukturwandel und Bevölkerungsrückgang stark betroffe-
ne Städte des Ruhrgebiets als potenzielle Zielorte für einen 
geleiteten regionalpolitisch-strategischen Flüchtlingszuzug. 
Voraussetzung ist, dass sich diese Orte in Pendeldistanz zu 
dynamischen Arbeitsmärkten befinden. Obendrein spricht 
das Papier diesem westdeutschen Altindustrieraum beson-
dere „Integrationserfahrung“ zu: Schließlich wanderten hier 
in den 1960er- und 1970er-Jahren zahlreiche Gastarbeiter 
zu.

Nicht völlig unproblematisch aus praktischer Sicht ist hier-
bei, dass Öffentlichkeit und Medien die Schutzsuchenden 

teilweise als homogene Gruppe „Flüchtling“ wahrnehmen 
und darstellen. An dieser Stelle sei angemerkt, dass tatsäch-
lich selbst innerhalb der über das Heimatland definierten 
Geflüchteten große Heterogenität besteht. Die Staatsan-
gehörigkeit sagt nichts über Ethnie und Sprache oder re-
ligiöses Bekenntnis  aus. Gerade das Thema „Religion“ ist 
offenbar sehr sensibel, zumal Religion und Konflikt in den 
Heimatländern direkt miteinander verwoben sind. Somit ist 
adäquate Sozial- und Regionalplanung, welche die Bedürf-
nisse von Schutzsuchenden einbezieht und auf Integrati-
onsförderung abzielt, sehr komplex. Sie sollte idealerweise 
adressatenorientiert erfolgen. Diese Forderung ist in der 
kommunalen Praxis jedoch angesichts sehr begrenzter Res-
sourcen nur schwer einzulösen.

Als Steuerungsmechanismen zur entsprechenden Lenkung 
der Wohnortwahl wiederum könnten Anreize und spezifi-
sche Rahmenbedingungen (beispielsweise Bereitstellung 
von günstigem Wohnraum) dienen (ARL 2016). Für diesen 
sehr konkreten Ansatz kämen in der Praxis wohl nur wenige 
Orte wirklich in Frage (und auch die Annahme der pauscha-
len Integrationskompetenz könnte trefflich diskutiert wer-
den). Die grundsätzliche Herangehensweise aber ist durch-
aus schlüssig und für lokale Demografiestrategien denkbar.

Bestehende Migrantennetzwerke entscheiden zwar stark 
über die Wohnstandortwahl, bilden sich aber derzeit erst 
heraus (insbesondere, was Menschen aus Syrien, Afghanis-
tan betrifft). Die Arbeitsmarktintegration hat ebenfalls eine 
große Bedeutung für die räumliche Mobilität. Angesicht 
dessen erscheinen die oben genannten Szenarien noch als 
zu grob. 

Zudem gibt es sowohl in den westdeutschen Altindustrie-
gebieten als auch den neuen Ländern ungenutzte inlän-
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dische Arbeitskräftepotenziale. Die Arbeitsmarktchancen 
sind für Zuwanderer in diesen Schrumpfungsregionen eher 
schlecht, ungeachtet der Tatsache, dass sektoral Fachkräf-
teengpässe verzeichnet werden (Geis/Orth 2016: 372).

Geringe Sprachkenntnisse, ungünstige Bildungsbiografien 
oder nicht anerkannte sowie nicht nachgefragte Ausbildun-
gen erschweren den schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt 
erheblich. Insbesondere die Hälfte der befragten Menschen 
aus Afghanistan konnte die Primarstufe nicht abschließen 
oder gar keine formale Bildung vorweisen (siehe Abb. 2). Bei 
den Befragten aus Syrien und dem Irak ist der relative große 
Anteil von Geflüchteten mit post-sekundären Abschlüssen 
markant. Sie stehen den Personen ohne formale Bildung 
und mit (lediglich) abgeschlossener Primar- oder Sekundar-
stufe fast diametral gegenüber. Menschen mit abgeschlos-
sener Sekundarstufe II sind in diesen Gruppen hingegen 
recht schwach vertreten. Da gute formale Bildung das zen-
trale Zugangskriterium für die Arbeitsmärkte in Österreich 
und Deutschland ist (die Frage der Anerkennung auslän-
discher Abschlüsse stellt eine weitere Hürde dar), dürfte 
die Arbeitsmarkteingliederung eines Teils der Geflüchteten 
demnach mit großen Anstrengungen verbunden sein.

Vor diesem Hintergrund ist auch eine jeweils negative Va-
riante bei regionalen Integrationsszenarien zu überlegen: 
dass etwa ein nennenswerter Anteil der neuen Bürgerinnen 
und Bürger keinen Zugang zum Arbeitsmarkt bekommt 
und somit auch in Wohnortwahl, Finanzen, sozialem Status 
und Lebenszufriedenheit erheblich beschränkt wird. Miss-
lingt die Arbeitsmarktintegration für die erste Generation 
der Schutzsuchenden weitgehend und ist ein hoher Anteil 
der Geflüchteten zukünftig auf Sozialleistungen zur Exis-
tenzsicherung angewiesen, ließe sich die Wohnsitznahme 
prinzipiell durch entsprechende Zuweisung und an die ge-
währten Hilfen gebundenen Auflagen steuern. Es stellt sich 
dabei allerdings die grundsätzliche Frage, warum eine sol-
che Steuerung erfolgen sollte. Ginge es dabei um aktive So-
zialplanung etwaiger „Brennpunktbildung“, wäre der Ansatz 
im Einzelfall sicherlich zielführend. Eine Wohnsitzsteuerung, 
die demografische Statistik in Schrumpfungsregionen hin-
gegen nur aufhübschen soll, ist letztendlich unsinnig. Es ist 
keine Ursachenbekämpfung, Symptome zu kaschieren.

Die absolute Zahl der als Schutzsuchende nach Deutsch-
land und Österreich gekommenen Menschen ist aus rein 
demografischer Sicht nicht problematisch. Diese ist, wie 

Bildungsabschlüsse von Personen im Alter von 20 bis 59 Jahren

2
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oben erläutert, im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung gar 
nicht so groß, wie es bisweilen im politischen Diskurs und 
der medialen Darstellung erscheint. Vielmehr erweisen sich 
Fragen und Strategien für erfolgreiche Integration sowie 
grundlegende politische Kontroversen zu Flucht und glo-

balem Verantwortungsbewusstsein als bestimmende Her-
ausforderungen. Dies bedeutet aber auch, dass der Zuzug 
relativ weniger Menschen Konfliktpotenzial für den gesell-
schaftlichen Frieden und die soziale Kohäsion birgt.

Familiennachzug und Rückkehr

Bei Asyl und vollem Flüchtlingsschutz  besteht in 
Deutschland Anspruch auf Familiennachzug

© nadezhda1906 / Fotolia

Für die Planung relevant sowie im politischen Diskurs 
präsent ist die Frage, inwiefern die nach Österreich und 
Deutschland gekommenen Schutzsuchenden eine dauer-
hafte Bleibeaussicht erhalten und diese auch wahrnehmen. 
Deutschland gewährte den in den Jahren 2015 und 2016 
nach Deutschland geflüchteten Menschen aus dem Irak, Sy-
rien sowie Eritrea meist vollen Flüchtlingsschutz bei gerin-
gen Ablehnungsquoten. Schutzsuchende aus Afghanistan 
wurden hingegen zu über einem Drittel abgelehnt, im Fal-
le einer günstigeren Entscheidung griff subsidiärer Schutz 
(BAMF 2016; BAMF 2017). Seit 2016 nehmen Ablehnungen 
sowie die Gewährung von subsidiärem Schutz tendenziell 
zu. Voller Flüchtlingsschutz oder Asyl sind etwas weniger 
häufig als noch 2015.

Bei Asyl und vollem Flüchtlingsschutz wiederum besteht in 
Deutschland Anspruch auf privilegierten Familiennachzug. 
Dieses Faktum ging auch in die politische und öffentliche 
Diskussion ein: Als Konsequenz hoher Anerkennungsquo-
ten erwarten viele Akteure eine erneute Migrationswelle, 
sobald der derzeit bis mindestens März 2018 ausgesetzte 
Familiennachzug möglich ist. Es ist müßig, die in diesem 
Zusammenhang genannten Zahlen zu rekapitulieren, da 
sie fast allesamt rein spekulativ und oft sehr hoch gegriffen 
waren. 

Angesichts der Feststellung, dass etwa drei Viertel der Asyl-
suchenden männlich und eher jung waren, ist bei besonne-
ner Überlegung aber grundsätzlich von einer eher niedrigen 
Zahl an zuzugsberechtigten Familienangehörigen im Falle 
erfolgreicher Anerkennung der Antragsteller auszugehen. 
Viele Flüchtlinge sind schlicht und ergreifend (noch) ledig 
und diejenigen mit Familie haben noch keine oder nur we-
nige Kinder. Diese Annahme bestätigt die erste belastbare 
Studie zum Thema vom BAMF und dem IAB (Brücker 2017): 
Demnach leben zwischen 150.000 bis 180.000 Ehepartner 
und Kinder von Geflüchteten mit Schutzstatus im Ausland. 
Damit ist die Zahl der nachzugsberechtigten Familienange-
hörigen deutlich geringer als dies etwa im Zuge von Dis-
kussionen im deutschen Bundestagswahlkampf oft vermu-
tet wurde. „Nur 46 Prozent der erwachsenen Geflüchteten 
sind verheiratet und nur 43 Prozent haben Kinder. Zwar ist 
bei den Eltern unter den Geflüchteten die Kinderzahl mit 
durchschnittlich 2,7 höher als bei deutschen Eltern, aber 
insgesamt kommen nur 0,75 Kinder auf jeden erwachse-
nen Geflüchteten. Der Anteil der minderjährigen Kinder ist 
mit 0,56 pro Geflüchteten noch geringer“ (Brücker 2017: 9). 
Außerdem ist die Mehrheit der verheirateten Geflüchteten 
gemeinsam mit dem Ehepartner und eventuellen Kindern 
nach Deutschland gereist; die Familienangehörigen befin-
den sich also bereits in Deutschland (Brücker 2017).

Ergo: Absehbarer Familiennachzug ist ein zukünftiges The-
ma, aber in seinen Ausmaßen nicht annähernd mit der Zu-
wanderung in den Jahren 2015 und 2016 zu vergleichen. 
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Für die kommenden Jahre schwieriger in Hinblick auf zeitli-
chen Verlauf, Umfang sowie integrationsrelevante Wirkung 
einzuschätzen ist hingegen die Heiratsmigration, als mit-
telbare Folge des bisher vorwiegend jungen, ledigen so-
wie männlichen Flüchtlingszuzuges. Ein solcher Zuzug ist 
grundsätzlich an durch die Migrantinnen zu erfüllende Be-
dingungen geknüpft, die aber in der Regel erfüllt werden. 
Generell ist Heiratsmigration – eine zudem vornehmlich 
„weibliche“ Migration – der mit Abstand wichtigste Grund 
für eine Einwanderung von Drittstaatsangehörigen nach 
Deutschland (Aybek et. al 2013).

Wie sieht es aber mit der gegenläufigen Bewegung aus? 
Wäre – im Falle einer Befriedung und Stabilisierung der 
Herkunftsländer – mit einer Rückkehr der Geflüchteten in 
ihrer Heimat zu rechnen? Grundsätzlich gilt, dass sich der 
jährliche Anteil an Rückkehrern unter den von UNHCR re-
gistrierten Flüchtlingen erfahrungsgemäß zwischen 0,2 % 
und 0,5 % (Köppen 2016) bewegt und somit „Heimkehrwel-
len“ zunächst nicht fest eingeplant werden sollten. Ande-
rerseits hatte Deutschland mit etwa 350.000 Menschen in 
den 1990er-Jahren die meisten Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
den Balkanstaaten aufgenommen, von denen wiederum die 
große Mehrheit (bis auf rund 20.000 Personen) remigrierte 
(Lederer 1997).

Die jeweiligen politischen, sicherheitsbezogenen und sozi-
oökonomischen Umstände in den Heimatländern von Ge-
flüchteten entscheiden wesentlich darüber, ob Geflüchtete 
im Aufnahmeland bleiben oder in ihr Ursprungsland zu-
rückkehren (Black et al. 2004; Stefanovic/Loizides/Parsons 
2015; Strand et al. 2008). Im konkreten Entscheidungspro-
zess kann sowohl eine erfolgreiche als auch eine gescheiter-
te (oder unzureichende) Integration zu einer Rückkehr- oder 
Bleibeentscheidung führen, wenn auch mit unterschiedli-
cher Wahrscheinlichkeit.

Für die Fluchtbewegungen seit 2015 hält die Studie „Displa-
ced Persons in Austria Survey (DiPAS)“ erste Antworten be-
reit. Sie wurde im November und Dezember 2015 in sieben 
Wiener Flüchtlingsunterkünften durchgeführt. In quantita-
tiven Interviews auf Arabisch, Farsi und Englisch erhob das 
Projektteam soziodemografische Charakteristika, Fluchtkos-
ten und -route, Bildungsabschlüsse und berufliche Quali-
fikationen sowie Einstellungen, Werte und Zukunftspläne 
von syrischen, irakischen und afghanischen Geflüchteten 
(Buber-Ennser et al. 2016). Die erst kürzlich angekommenen 
Geflüchteten, die das DiPAS-Projektteam befragte, waren 
natürlich nicht in der Lage, definitiv über ihre langfristige 
Zukunft zu entscheiden. Nachdem sie der lebensgefährli-
chen Situation in ihrer Heimat entkommen waren, warteten 
sie noch darauf, offiziell als Flüchtlinge anerkannt zu wer-

den. Auch wenn die Frage nach der Intention der Befragten 
zum Bleiben oder zur Rückkehr deshalb rein hypothetisch 
ist, dienen die Antworten doch als grobe Indikatoren für 
mögliche Integrationswege.

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass die Be-
fragten im Herbst 2015 keine feindselige Atmosphäre im 
Aufnahmeland spürten. Die konkrete Frage in der Erhebung 
lautete wie folgt: „Käme es für Sie in Frage, nach Syrien/in 
den Irak/in Ihr Heimatland zurückzukehren, wenn sich die 
Situation stabilisiert hat?”. Diejenigen, die mit „nein” oder 
„weiß nicht” antworteten, wurden nach ihren Gründen und 
Bedingungen gefragt, unter denen sie sich eine Rückkehr 
vorstellen könnten.

Zwei Drittel (67 %) aller Befragten gaben an, dass sie auch 
nach einer Stabilisierung der Lage nicht in ihr Heimatland 
zurückkehren möchten. Der Rest teilte sich auf in diejeni-
gen, die eine Heimkehr in Erwägung zogen (22 %), und je-
nen, die „weiß nicht” antworteten (11 %).

Die syrischen Geflüchteten waren ihrem Heimatland am 
stärksten verbunden: Der Anteil der Rückkehrwilligen 
(32 %) lag hier zehn Prozentpunkte über dem Durchschnitt. 
Befragte aus Syrien hatten auch den größten Anteil von Un-
entschlossenen (16 %), doch die Mehrheit (52 %) zog auch 
in dieser Gruppe eine Rückkehr nicht in Betracht. Bei den 
irakischen (77 %) und afghanischen (75 %) Befragten wie 
auch bei allen anderen Nationalitäten zusammen (69 %) 
war der Anteil derer, die eine Heimkehr nicht planten, so-
gar noch höher. Interessanterweise wollten deutlich mehr 
Geflüchtete unter Umständen in die Heimat zurückkehren, 
die als letzten Wohnort ihr Heimatland angaben (42 %), als 
Geflüchtete, die zwischendurch in einem anderen Land ge-
lebt hatten. 

Sowohl Männer als auch Frauen bevorzugten, in Österreich 
zu bleiben: die befragten Männer mit etwas größerer Mehr-
heit (68 %) als die Frauen (60 %). Zudem gab es keine Unter-
schiede zwischen Ledigen und Verheirateten. Im Einklang 
mit der schlechteren Selbsteinschätzung ihrer Gesundheit 
neigten geschiedene und verwitwete Befragte eher dazu, 
eine Rückkehr in Betracht zu ziehen (29 % bzw. 40 %), als 
ledige und verheiratete (24 %).

In Bezug auf den Bildungsgrad zeigte sich, dass jene Ge-
flüchteten, die über eine Heimkehr nachdachten, in jeder 
Bildungsgruppe in der Minderheit waren. Dies steht in ge-
wissem Kontrast zu einer Studie, die Bildungsunterschiede 
bei freiwillig heim-kehrenden Geflüchteten in der Türkei 
feststellte. Besser gebildete Individuen kehrten demnach 
öfter in ihre ursprünglichen Gemeinschaften zurück (Ste-
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fanovic/Loizides/Parsons 2015). Dies bezog sich jedoch auf 
kurdische Binnenflüchtlinge und ihre Heimkehr nach länge-
rer Vertreibung, während DiPAS die Absicht zur freiwilligen 
Heimkehr von ins Ausland Geflüchteten untersuchte. Deren 
Rückkehr in die Heimatländer lässt sich nur mit longitudi-
nalen Daten untersuchen. Trotzdem gibt es einen deutli-
chen Trend: Befragte mit weniger Bildung waren sich ihrer 
Entscheidung sicherer, da der Prozentsatz von unsicheren 
Befragten mit abnehmendem Bildungsgrad ebenfalls sinkt.

Als größte Hürde für die Rückkehr bewerteten die Befragten 
bleibende Gefahren im Heimatland. 70 % bejahten die Aus-
sage „Ich glaube nicht, dass meine persönliche Sicherheit 
bzw. die meiner Familie garantiert wäre, selbst wenn sich 
die generelle Situation stabilisiert”. Dem Sicherheitsproblem 
maßen die Befragten mehr Gewicht bei als der politischen 
Lage. Dies zeigt sich in 58 % Zustimmung bei „Ich glaube 
nicht, dass die sich generelle politische Situation in den 
nächsten Jahren stabilisieren wird”. Wirtschaftliche Gründe 
stuften die Geflüchteten als weniger wichtig ein, sowohl auf 

der Makroebene („Ich glaube nicht, dass sich die wirtschaft-
liche Situation in den nächsten Jahren stabilisieren wird”, 
mit 23 % Zustimmung) als auch auf der Mikroebene („Ich 
glaube nicht, dass ich mir den Lebensunterhalt in meinem 
Heimatland verdienen werden kann, selbst wenn sich die Si-
tuation stabilisiert”, mit 16 % Zustimmung). Nahezu alle ver-
neinten finanziellen Motive („Selbst wenn ich wollte, könnte 
ich es mir gar nicht leisten zurückzukehren”), und auch per-
sönlichere Gründe spielten eine sehr geringe Rolle: Nur 8 % 
gaben an, sie könnten „nirgends/zu niemandem zurückkeh-
ren”. 7 % sagten, dass sie keine emotionale Verbundenheit 
mehr zu ihrem Heimatland empfanden.

Diese Erkenntnisse aus Österreich zeigen, dass sich die Ge-
flüchteten angesichts der immer noch sehr kritischen Lage 
in ihren Heimatstaaten bislang keine Gedanken (bzw. Hoff-
nungen) zur Heimkehr machen. Darüber hinaus hat sich die 
Mehrheit der Personen mit der Flucht offenbar auf eine dau-
erhafte Emigration eingestellt und wartet ohnehin nicht auf 
die Rückkehr.

Statistische Schätzungen und darauf basierende Szenarien 
sagen nichts über die lokalen Herausforderungen aus, die 
sich durch den Zuzug von Schutzsuchenden in den Kom-
munen und Städten ergeben. Hier scheinen erhebliche 
Sorgen als auch eine tendenziell ablehnende Haltung bei 
einem Teil der Bevölkerung zu bestehen. Das zeigt sich etwa 
ganz deutlich in Erfolgen dezidiert flüchtlingskritischer poli-
tischer Vertreter in Österreich und Deutschland.

Dabei ist – und dies ist ja auch der Anlass dieses Beitrags 
– recht wenig über die betreffenden Menschen bekannt. 
Viele Akteurinnen und Akteure diskutieren, schreiben und 
forschen über die Geflüchteten. Selbst kommen sie aber 
selten zu Wort. Einen kleinen Einblick in die Perspektive der 
Schutzsuchenden während der Antragsphase geben wenige 
empirische Surveys wie die hier verwendete DiPAS-Studie. 
Einen noch persönlicheren, subjektiven Eindruck erzeugen 
qualitative Studien in Form von Interviews. Die Sozial- und 
Regionalplanung benötigt solche Informationen, um Ge-
flüchtete adressatenorientiert und effizient zu integrieren.

Wie verläuft die ganz „frische“ Integration lokal? Welche Er-
fahrungen haben Flüchtlinge in den ersten Monaten ihrer 
Integration gemacht? Dieser Frage wurde von Studierenden 

Wie fühlt sich Integration eigentlich an?

der Universität Koblenz-Landau im Rahmen eines Seminars 
nachgegangen. In Landau/Pfalz, einer Mittelstadt mit knapp 
über 46.000 Einwohnern (31.08.2016) und somit einem für 
Südwestdeutschland sehr typischen Wohnort, sprachen sie 
48 Schutzsuchende im Alter von 16 bis 49 Jahren gezielt in 
ihren Unterkünften und in sozialen Einrichtungen an. Ein 
Viertel der Befragten waren Frauen. Entsprechend ihrer Her-
kunft aus Kriegs- und Krisenländern (Syrien, Afghanistan, 
Eritrea, Somalia), gaben 38 Personen Krieg oder die poli-
tische Lage in der Heimat als Fluchtgrund an (was freilich 
nicht überrascht, weil die Anerkennung der Flüchtlingsei-
genschaft und Asyl an persönliche Verfolgung gebunden 
sind). Ebenfalls über drei Viertel der Interviewten kamen in 
den Jahren 2015 und 2016 nach Deutschland.

Befragt zu ihren bisherigen Erfahrungen in Landau, spra-
chen die Geflüchteten den Einwohnerinnen und Einwoh-
nern eine grundsätzlich freundliche Haltung zu. Zwei Drittel 
der Befragten hatten persönliche Kontakte (davon über die 
Hälfte regelmäßig) und 31 Flüchtlinge gaben an, sogar rich-
tige Freundschaften geschlossen zu haben. Das Kennenler-
nen ergab sich hierbei meist bei Sprachkursen, in (Sport-)
Vereinen und an weiteren regelmäßigen Begegnungsorten 
(z.B. Café-Asyl oder in der Schule). 
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scheint die Erwartungshaltung in Hinblick auf eine schnelle 
gesellschaftlich-kulturelle Integration der Schutzsuchenden 
in Österreich und Deutschland sehr hoch. Der deutsche 
Innenminister de Maizière sprach im März 2016 etwa über 
Maßnahmen wider „Integrationsverweigerung“ (Tages-
schau 2016). Das fehlende klare Einwanderungsgesetz für 
Deutschland erschwert zudem den politisch-gesellschaft- 
lichen Umgang mit Zuwanderung. 

In der nordamerikanischen Migrations- und Integrationsfor-
schung (also Forschung über dezidierte „Migrationsgesell-
schaften“) herrscht weitgehend Konsens, dass Integration 
und insbesondere Assimilation mindestens zwei bis drei 
Generationen bedarf (z. B. Alba/Nee 1997). Die generelle In-
tegration der in den 1990er-Jahren nach Deutschland zuge-
zogenen Spätaussiedlerinnen und -aussiedler gilt – 20 Jahre 
nachdem die Mehrheit dieser Menschen unter privilegier-
ten rechtlichen Bedingungen im Vergleich zu anderen Im-
migrantengruppen nach Deutschland gekommen ist – als 
besonders gelungen (Woellert et. al. 2009). Dies bedeutet 
im Umkehrschluss, dass die überhaupt mögliche „Geschwin-
digkeit“, mit der sich seit gerade einmal maximal drei Jahren 
in Österreich und Deutschland lebende Geflüchtete einglie-
dern können, nicht überschätzt werden darf.

Studierende der Universität Koblenz-Landau untersuchten in einem Seminar, wie die Integration vor Ort verläuft 
Foto: CC0 Creative Commons

Ausgrenzung, Ablehnung oder gar Hass und Gewalt ver-
neinten 37 der 48 Gesprächspartner. Offenheit, Freund-
lichkeit und Hilfsbereitschaft der Landauer Menschen so-
wie eigene Dankbarkeit betonten sie stattdessen erneut 
(„… die Menschen in Landau sind sehr nett, aufgeschlossen 
und lächeln einen auf der Straße an“ oder „… ich bin sehr 
froh, Hilfe zu bekommen.“).

Diejenigen mit negativen Erfahrungen sprachen sowohl 
von einer generell ablehnenden Atmosphäre („Ich merke, 
dass Flüchtlinge nicht wirklich willkommen sind.“) als auch 
konkreten Vorfällen („… als Deutschland bei der EM ein 
Fußballspiel gewonnen hat, haben Fans mir zugerufen, ich 
soll aus Deutschland abhauen“). Gewalt hat in Landau nie-
mand erlebt. Ausnahmslos alle Befragten gaben an, sich in 
der Stadt sicher zu fühlen.

Der Wille der meisten Geflüchteten, sich in der Bundes-
republik eine gute Zukunft zu schaffen, spiegelte sich in 
den Interviews deutlich wider. Im Alltag und mit Blick auf 
konkrete Herausforderungen muss sich allerdings noch zei-
gen, wie das Miteinander gelingt, wenn Erwartungen sowie 
Hoffnungen nicht immer vollumfänglich erfüllt werden oder 
womöglich individuelle, schwer zu überwindende interkul-
turelle Differenzen bestehen. In diesem Zusammenhang er-
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Fazit
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Kinder in Stadträumen
Das nächste Heft:

Immer mehr Familien mit Kindern leben heutzutage in Städten. Vor diesem Hintergrund ist das Prä-
dikat der kinderfreundlichen oder kindgerechten Stadt ein nicht unbedeutender Standortfaktor für 
viele Städte und Gemeinden in Deutschland. Sichere Wege, gepflegte Spielplätze und ausreichende 
Betreuungsplätze sind Stichworte, die in der Diskussion um den Stellenwert von Kindern in unseren 
Städten fallen. 

Bei einer kinderorientierten oder kindgerechten Stadtentwicklung geht es allerdings nicht nur um 
Infrastrukturen, Orte und Stadträume für Kinder. Vielmehr müssen Kinder aktiv in die Bewertung 
und Planung ihrer Lebensumwelt eingebunden werden: Sie sind die Experten in der Wahrnehmung, 
Aneignung, Bewertung und Gestaltung ihrer städtischen Umwelt. Und: Kindgerechte Planung heißt, 
mit menschlichem Maßstab zu planen.

Das nächste Heft beleuchtet diesen Perspektivwechsel näher und blickt dabei auf die Kinder bis 
zum Ende der Grundschulzeit. Im Fokus stehen viele wichtige Fragen: Wo spielen Kinder in der Stadt 
und wie bewegen sie sich? Wie nehmen sie ihre Lebensumwelt wahr? Wie hat sich Kindheit in den 
letzten Jahrzehnten im städtischen Raum verändert? Wie werden Kinder in die Planungspraxis deut-
scher Städte eingebunden? Und wie sieht es im europäischen Vergleich aus?

Alle Veröffentlichungen des BBSR finden Sie unter www.bbsr.bund.de

Übrigens... 
Auf der IzR-Internetseite bieten wir Ihnen ergänzend zu den Heften Leseproben, ausführliche Autorenporträts und 
weitere Informationen zum jeweiligen Thema. Dort finden Sie im Archiv 18 Monate nach Erscheinen der Hefte alle 
Beiträge online. 
Besuchen Sie daher auch unsere IzR-Seite: www.bbsr.bund.de/izr
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